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Horst Ueberhorst

Deutsche Turnbewegung und deutsche Geschichte
Friedrich Ludwig Jahn und die Folgen

Was Friedrich Schiller im Prolog zum „Wallen-
stein" über seinen Helden sagt: „Von der Par-
teien Gunst und Haß verwirrt, schwankt sein 
Charakterbild in der Geschichte", das gilt — 
mutatis mutandis und in verkleinertem Maß-
stab — auch für Friedrich Ludwig Jahn. Denn 
nur wenige Persönlichkeiten der jüngeren deut-
schen Geschichte sind so unterschiedlich be-
urteilt worden wie Jahn. Schon zu Lebzeiten 
sah er sich von zahlreichen Bewunderern um-
geben, die ihn wegen seines patriotischen Ei-
fers und als Gründer der „ars tornaria", der 
Turnkunst, verehrten, doch stieß er auch 
manche ab wegen seiner Grobschlächtigkeit, 
Intoleranz und Geltungssucht. Während die 
einen ihn aufgrund seiner Sprachreinigungs-
versuche als „zweiten Luther" feierten, wur-
den die anderen von Jahns teutonischer Eng-
stirnigkei 1t abgeschreckt ).
Der Historiker Theodor Heuss, erster Präsident 
der Bundesrepublik Deutschland, wußte, war-
um er Jahn nach 1945 nicht mehr in die Bio-
graphie der „Großen Deutschen" aufnahm. 
Denn gemessen an den Kategorien Jacob 
Burckhardts („Weltgeschichtliche Betrachtun-
gen"), kann Jahn keine „historische Größe" 
zuerkannt werden, wohl aber eine weit über 
seine Zeit hinausgehende historische Bedeu-
tung. Obwohl Jahns historisches Wirken im 
engeren Sinne nur acht Jahre umfaßte (1811 
bis 1819) — die Leitung des Turnbetriebs auf 
der Hasenheide, seine Initiativen zur Grün-
dung des Lützowschen Freikorps und der Bur-
schenschaft —, haben seine freiheitlich-demo-
kratischen Ideen und die von ihm mitentbunde-
nen Kräfte des Volkstums und des nationalen 
Gedankens, sei es positiv, sei es negativ, das 
gesellschaftspolitische Leben im Europa des 
19. und 20. Jahrhunderts so sehr durchdrungen, 
daß die verschiedensten Nationalitäten und

1) Geschätzt wurde Jahn — wenn auch nicht unein- 
geschränkt — von Scharnhorst, Gneisenau, Schleier- 
macher, Fichte und Arndt wegen seiner patrioti-
schen Gesinnung und wegen seines Beitrags zur 
preußischen Erhebung 1813. Anerkennend über 
Jahns kulturgeschichtliche Leistungen urteilten die 
Universitätslehrer Thiersch, Passow, von Raunzer, 
Harnisch u. Luden, die zumeist auch Turner waren 
oder burschenschaftlichen Kreisen nahestanden. Ab-
fällige Urteile von Zeitgenossen über Jahns gei- 
stige Leistungen liegen u. a. vor von Immermann, 
Gervinus, Heine u. v. Treitschke.

Volksgruppen glaubten, sich auf Jahn berufen 
zu können.

Wollen wir Leben und Werk Jahns recht ver-
stehen, so müssen wir ihn als Mann einer kon-
servativ-revolutionären Geisteshaltung begrei-
fen, der seine Gedanken aus einer Grundidee, 
nämlich der des Volkstums, entwickelt hat. 
Daß diese Gedanken, die nur teilweise seine 
eigenen waren, auf so fruchtbaren Boden fie-
len, verdankt er der Gunst der geschichtlichen 
Stunde, der Vorbereitung auf den Befreiungs-
krieg von 1813, seinem zwischen agitatorischer 
Betriebsamkeit und patriotischer Begeisterung 
schwankenden Verhalten, sowie einer magne-
tischen Anziehungskraft, die er auf junge 
Menschen ausübte. Die Idee des Volkstums, 
anfangs noch nicht auf das eigene Volk einge-
schränkt, sondern mit dem Interesse für alle 
Völker verbunden, wird zur zentralen Idee 
Jahnschen Denkens und Schaffens, der auch 
das vaterländische Turnen untergeordnet ist; 
sie verengt sich in den Jahren nach den Be-
freiungskriegen so sehr, daß sie in der Abwer-
tung alles Nichtdeutschen zu einer Gefahr für 
die in der deutschen „Klassik" aus dem Geist 
der Humanität geborene Kulturstaatsidee wird.

Als wirksamster Versuch Jahns, die Volks-
tumsideen zu verwirklichen, kann die Einfüh-
rung des „vaterländischen Turnens" auf der 
Hasenheide angesehen werden. Dies ist rein 
äußerlich schon daran zu erkennen, daß Jahn 
in den Übungspausen auf dem „thie", der all-
gemeinen Versammlungsstätte, seinen Turnern 
Gedanken aus seinem Werk „Deutsches Volks-
tum" vortrug. Außerdem wurden an besonde-
ren Gedenktagen ihm bedeutsam erscheinende 
Ereignisse deutscher Geschichte gefeiert. „Va-
terländisches Turnen“ war wesentlicher Be-
standteil der Nationalerziehung im Sinne 
Jahns und des von ihm verehrten Philosophen 
Fichte und diente in erster Linie der vormili-
tärischen Ausbildung. Zwar gibt Jahn als Ziel-
setzung an: „Die Turnkunst soll die verloren-
gegangene Gleichmäßigkeit der menschlichen 
Bildung wiederherstellen, der bloß einseitigen 
Vergeistigung die wahre Leibhaftigkeit zuord-
nen, der Uberfeinerung in der wiedergewonne-
nen Männlichkeit das notwendige Gegenge-
wicht geben und im jugendlichen Zusammen-
leben den ganzen Menschen umfassen und er-



greifen" 2), aber dieses schon von den Philan-
thropen her bekannte und von Fröbel erwei-
terte Bildungsideal trat doch zurück hinter eine 
aus der Not der Zeit geborene patriotische Er-
ziehung. Die Heranbildung wehrfähiger und 
von nationaler Begeisterung erfüllter Vater-
landsverteidiger schien oberstes Gebot. Da-
durch konnte es aber auch nicht ausbleiben, 
daß das Turnen auf der Hasenheide, mit Recht 
„vaterländisches Turnen" genannt, bald zu 
einem Politikum wurde. Die Turner waren be-
reit, sich für ihr Vaterland einzusetzen, forder-
ten dafür aber auch das Recht, die Geschicke 
des Staates durch eine neue Verfassung mitzu- 
bestimmen.

Turnen als Wehrertüchtigung

Wenden wir uns nun dem Turnen selbst zu. 
Umstritten ist, ob das Jahnsche Turnen so viel 
Neues bietet, daß der Name „Turnvater" für 
Jahn gerechtfertigt erscheint. Jahn hat zwar in 
der Einleitung zur „Turnkunst" mit einem kur-
zen Satz auf die Vorarbeiten von Vieth und 
Guts Muths hingewiesen3), doch verschweigt 
er, daß er einen großen Teil der Übungen von 
Guts Muths übernommen und auch den Platz 
auf der Hasenheide zunächst nach dem Schnep-
fenthaler Vorbild angelegt hat4). Neuere Un-
tersuchungen haben die Abhängigkeit Jahns 
von Guts Muths auf theoretischem und prak-
tischem Gebiet deutlich gemacht5). Wir wis-
sen, daß Guts Muths noch in den fünfziger und 
sechziger Jahren des vorigen Jahrhunderts von 
den Turnern als Begründer der neuzeitlichen 
Leibesübungen geehrt wurde 6). 1860 heißt es 
im „Ruf zur Sammlung", Guts Muths sei der 
Begründer des Turnens gewesen, „Schnepfen-
thai ward die olympische Wiege der deutschen 
Turnkunst", Jahn habe hier nur weitergebaut, 
sein Hauptverdienst sei das Streben nach na-
tionaler Einheit gewesen7). Erst nach der 
Reichsgründung 1871 trat Guts Muths ganz 
hinter Jahn zurück, der nun zum Herold deut-
scher Einheit, getreuem Ekkehard der Deut-
schen und Märtyrer seines Glaubens

8
 an die 

deutsche Einheit glorifiziert wurde ).

2) F. L. Jahn, E. Eiselen, Die Deutsche Turnkunst, 
Berlin 1816, S. 209.
3) Ebd., S. 4.
4) E. Neuendorff, Geschichte der neueren deut-
schen Leibesübung, Bd. II, Jahn und seine Zeit, 
Dresden 1932, S. 143.
5) Kl. C. Wildt, Friedrich Ludwig Jahn und das 
deutsche Turnen, Rostock 1931, S. 45.
6) Neuendorff, a. a. O., S. 139 ff.
7) Deutsche Turnzeitung (DTZ) 1860, 5, S. 22.
8) Vgl. dazu W. Schröder, Das Jahnbild in der 
deutschen Turn- und Sportbewegung, Phil. Diss. 
Leipzig 1958.

Man kann nicht umhin, Jahns Turnen in den 
Anfängen als bewußte Wehrertüchtigung zu 
werten ’).
Sicher ist damit nicht die ganze Breite Jahn- 
sehen Turnens erfaßt — das variationsreiche 
und vielseitige üben in allen Altersgruppen 
ohne trennende soziale Schranken, der erziehe-
rische Wert der Turnfahrten, die Ausbildung 
einer eigenen Turnsprache und anderes —, 
aber bei Prüfung der wichtigsten Zeugnisse er-
gibt sich doch, daß der eigentliche Wert des 
Turnens vor und während der Befreiungskriege 
in der Wehrertüchtigung und in der Pflege ei-
ner vaterländischen Gesinnung gesehen wurde. 
Damit erweist sich aber die Einrichtung des 
„vaterländischen Turnens" als eine zeitbe-
dingte Erscheinung, die ihre Bedeutung verlie-
ren mußte, wenn das Vaterland befreit und 
die nationale Einheit erreicht worden waren. 
Solange diese nationale Einheit nicht zustan-
de kam, konnte auch die Befreiung des Vater-
landes nur als Teilerfolg gewertet werden. Da 
die Turner das Ziel der nationalen Einheit 
nicht aufgeben wollten und konnten, kam es 
zu politischen Spannungen, die schließlich 
1820 zur „Turnsperre" in Preußen führten.
Die objektiven Gegebenheiten, die zur Auf-
lösung des Turnplatzes auf der Hasenheide 
führten, sind in diesen politischen Spannungen 
zu suchen, die subjektiven dagegen im Cha-
rakter Jahns. Erfolg und Mißerfolg des Tur-
nens auf der Hasenheide haben daher ihre Ur-
sachen auch in Jahn. Mit Spaziergängen und 
Spielen

10
 hatte das Turnen zunächst zwanglos 

begonnen ).  Gespräche Jahns mit seinen Tur-
nern über das deutsche Volkstum, Schilderun-
gen bedeutender geschichtlicher Begebenhei-
ten und eigener Leistungen trugen neben den 
turnerischen Übungen dazu bei, daß Jahn bald 
von seinen Schülern verehrt und bewundert 
wurde. Das Turnen nahm dann mit dem Som-
mer 1811 immer festere Formen an: Der Turn-
platz wurde ausgebaut, der Turnbetrieb straff 
organisiert, das übungsgut e

11

rweitert. Da „das 
Systematische durchaus nicht seine (Jahns) 
Sache" war ) , stellten im Winter 1812/13 un-
ter Vorsitz von Friedrich Friesen die Vortur-
ner die gesamten Turnübungen zusammen, ei-
ne Arbeit, die später von Ernst Eiselen fortge-
setzt wurde. 1816 gab Jahn gemeinsam mit

9) C. L. Dürre, Aufzeichnungen, Tagebücher und 
Briefe aus einem deutschen Turner- und Lehrerle-
ben, Leipzig 1881, S. 88.
10) Ähnlich hatte sich schon Jahn als Hauslehrer 
in Neu-Brandenburg betätigt, wo er eine Schar 
von Knaben um sich gesammelt hatte. Vgl. R. Kör-
ner, Friedrich Ludwig Jahn und sein Turnwesen, in: 
Forschungen zur Brandenburgischen und Preußi-
schen Geschichte 41 (1928), S. 39.
11) C. L. Dürre, a. a. O., S. 85.



Eiselen die „Deutsche Turnkunst“ heraus, für 
deren ersten, stark volkskundlich orientierten 
Teil Jahn verantwortlich zeichnet. Hierin woll-
te er die Vorstellung erwecken, als habe er ei-
ne verlorengegangene Kunst, eine „lange ... 
verschollene . 12. . Altertümlichkeit" ) zu neuem 
Leben erweckt — eine durch zahlreiche Auf-
sätze in der „Deuts 13chen Turnzeitung" ) wider-
legte Behauptung. Dennoch gebührt Jahn das 
Verdienst, das Turnen auf der Hasenheide 
kraft seiner Persönlichkeit, seiner Begeiste-
rungsfähigkeit und seiner Hingabe an die 
Sache in den Jahren vor 1813 mächtig vorwärts 
getrieben zu haben.

Die Turner verehrten ihn so sehr, daß sie über 
seine charakterlichen Schwächen, die Derbheit, 
den Jähzorn, die Deutschtümelei, entweder 
hinwegsahen oder sie sogar als originell emp-
fanden. Der Einfluß, den er auf junge Ge-
müter ausgeübt hat, muß außerordent

14
lich stark 

gewesen sein ). Auch die staatlichen Behör-
den, die den frohen Wetteifer der Jungen und 
die von Freude und Begeisterung geprägte 
Atmosphäre der neuen vaterländischen Bewe-
gung genau kannten, ließen Jahn zunächst 
völlig freie Hand, obwohl er nicht offiziell um 
die Errichtung des Turnplatzes nachgesucht 
hatte. Allerdings läßt sich schon für diese Zeit 
nachweisen, daß Jahns Neigung zur Selbst-
überschätzung, das Verächtlichmachen dere

15

r, 
die nicht seine Anschauung teilten, unbemerkt 
auf die Turner überging ) .
Während des Krieges übernahm Eiselen weit-
gehend die Leitung des Turnplatzes. Mit Jahns 
Rückkehr mehrten sich die Zeugnisse scharfer 
und bitterer öffentlicher Kritik an den politi-
schen Zuständen der Zeit: Schmähreden gegen 
andere Regierungen, heftige Ausfälle auf den 
Wiener Kongreß und preußische Hofkreise.
Da das preußische Kultusministerium zwar die 
körperlichen Übungen der Jugend als einen 
wesentlichen Bestandteil des Nationalerzie-
hungsplans unterstützte, sie aber in den allge-
meinen Erziehungsplan aufnehmen und an die 
Privat- und Staatsschulen binden wollte, da-
mit sie ordentlicher Unterrichtsgegenstand 
würden und nicht außer Kontrolle gerieten, 
konnte es kaum ausbleiben, daß es zwischen 
1815 und 1819 zu Spannungen zwischen Jahn und 
den Behörden kam, die auf die unterschied-
liche Bewertung der Leibesübungen zurückzu-

12) So im Vorbericht zur .Deutschen Turnkunst'; 
C Euler, Werke II, 1, S. 15, vgl. dazu auch S. 111. 

13) DTZ 1865, 1870, 1879, 1882; Jahrbücher der 
deutschen Turnkunst 1855, 1858, 1859, 1870. Monats- 
Schrift über das Turnwesen 1882, 1884, 1885, 1886. 
Angaben nach R. Körner, a. a. O., S. 61.

14) C. L. Dürre, a. a. O., S. 69 u. S. 92.
15) R. Körner, a. a. O., S. 62.

führen waren. Während für die Behörden das 
Turnen ein Erziehungsgegenstand war, der nur 
„im engsten inneren und äußeren Anschluß an 
das Erziehungswesen behandelt werden" 
konnte, war Jahns Turnplatz, auf dem jung 
und alt turnten, „als Tummelplatz für die ge-
samte Bevölkerung und als Sammelpunkt des 
ganzen öf 16fentlichen Lebens gedacht" ). Auch 
während der Befreiungskriege hat das Mini-
sterium sein Ziel nicht aufgegeben, wenn es 
auch bei der Welle nationaler Begeisterung 
eine besonders wohlwollende Haltung gegen-
über dem Jahnschen Turnen einnahm.
Unzufrieden mit dem Verlauf der „Turnfehde" 
in Breslau, wo es zu einer erbitterten Ausein-
andersetzung um die „Turnziele" gekommen 
war, und unzufrieden mit Jahns Verhalten, gab 
das Kultusministerium am 3. Dezember 1818 
bekannt, es wolle die Berliner Turnanstalt „so-
wohl für den Sommer als für den Winter bis 
auf weiteres unter ihre nähere Aufsicht stel-
len" 17).  Als Jahn für den Sommer 1819 wieder 
die Aufnahme des Turnens ankündigte, wurde 
ihm dies untersagt.

Turnen unter Staaatsaufsicht — 
eine Entscheidung gegen Jahn

Die Entscheidung für ein unter Staatsaufsicht 
stehendes schulgebundenes Turnen gegen das 
freie „vaterländische" Turnen war eine Ent-
scheidung gegen Jahn, die zwar pädagogisch 
motiviert, aber stark mitbestimmt wurde durch 
den Ärger, den man mit Jahn persönlich hatte. 
Dies wird noch deutlicher, wenn wir uns ver-
gegenwärtigen, daß es in Preußen nur zwei 
Volksturnplätze im eigentlich Jahnschen Sin-
ne gab, nämlich den in Berlin und den in Bres-
lau. Hier lagen aber die Brennpunkte litera-
risch-politischer Fehden um das Turnwesen. 
Auch für den Breslauer Turnplatz läßt sich un-
eingeschränkt sagen, daß die Entwicklung des 
Turnwesens aufs engste verbunden war mit 
der Persönlichkeit Jahns und mit seinen poli-
tischen Anschauungen.

War mit dem Ende des Befreiungskrieges ein 
politisches Hauptziel der Turnbewegung er-
reicht, die Vertreibung der Franzosen, so kon-
zentrierte sich die Aktivität Jahns nach 1815 
darauf, über das Turnen zu einem einigenden 
Volkstum und damit zur deutschen Einheit 
überhaupt zu kommen. Dieses Bemühen hat 
E. T. A. Hoffmann, nach Jahns Verhaftung 
mit der Untersuchung staatsgefährdender Ten-
denzen des Turnens beauftragt, deutlich er-

16) Ebd., S. 70.

17) Zit. nach H. Hirn, Geschichte des Schulturnens 
in Preußen bis zur Turnsperre, Phil. Diss., Heidel-
berg 1924, S. 40. 



kannt, wenn er schreibt: . Jahn, von dem 
allein das Turnen ausging, suchte dasselbe auf 
alle nur mögliche Weise auszubreiten und zu, 
befördern, fuhr auch damit fort, nachdem der 
Feind vertrieben, da er in dem Turnen den 
ersten Grund zu der von ihm gepredigten deut-
schen Volksthümlichkeit zu legen glaubte" 18).  
Als Vorbereitung auf den Befreiungskampf 
habe das Turnen eine hohe Bedeutung gehabt. 
„Diese Tendenz mußte aber in dem Zeitpunkt 
eine besondere Bedeutsamkeit erhalten, als 
der unerträgliche Druck des fremden Feindes 
die Idee einer allgemeinen Volksbewaffnung 
aufkommen ließ, die dann auch wirklich vom 
Staat verbreitet und, als der günstige Augen-
blick eintrat, ausgeführt wurde. Deshalb wurde 
auch das Turnen ... als ein richtiges wirksa-
mes Mittel zur Erlangung des vorgesteckten 
Zieles 19anerkannt" ).  Später jedoch habe das 
Turnwesen „eine wenigstens in staatspoliti-
scher Hinsicht nicht zu duldende Richtung ge-
nommen" 20) . „Kastengeist" und „Partei-
geist" 21)  seien schon in der Organisation des 
Turnens selbst angelegt gewesen, das damit 
immer gefährlicher geworden sei.

Hiermit aber sind politische Ereignisse ange-
sprochen, die, wenn sie auch in Verbindung 
mit Jahns Wirkungskreis stehen, doch weit 
darüber hinausgehen und letztlich den Anlaß 
zur „Turnsperre" gaben.

Insbesondere handelt es sich um Aktionen der 
am 12. Juni 1815 in Jena gegründeten Bur-
schenschaft, deren führende Vertreter entwe-
der ehemalige Turner der Hasenheide waren 
oder dem Lützowschen Freikorps angehört hat-
ten. Die Verbindung Turnen — Burschenschaft 
war so eng, daß bald der neue Name „Bur-
schenturner geprägt wurde. Robert Wessel-
höft, erst Turner in Berlin, dann Sprecher der 
Burschenschaften in Jena, schreibt über die 
Burschenschaften und Turngemeinden jener 
Zeit: „Turnplätze und Burschenschaften wur-
den sofort eng miteinander vereint. Die Idee, 
daß geistige und leibliche Ausbildung der 
Zweck des Lebens auf der Hochschule sei, hob 
mehr und mehr jedes steife, träge Vorurteil 
gegen das Turnen auf. In der Burschenschaft 
wie auf dem Turnplatz gab es keinen Unter-
schied der Stände." 22 ) In der zweiten Verfas-
sungsurkunde der Deutschen Bürschenschaft 
wurde vermerkt, daß die Burschenschaft auf 

gemeinschaftliche Kosten einen Turnplatz und 
einen Fechtboden halten sollte. Ferner wird 
hier die Empfehlung ausgesprochen, möglichst 
an jeder Universität einen „militärischen Exer-
ziermeister" anzustellen und eine „Wehr-
schaft“ zu bilden. Man erwarte, daß diese 
Stätte vormilitärischer Ausbildung von jedem 
Burschen regelmäßig besucht werde, da er mo-
ralisch verpflichtet sei, „seinen Körper zum 
Dienst des Vaterlandes gehörig auszubil-
den" 23 ). Nach dem Vorbild der Turnordnung 
auf der Hasenheide wurde ein Turnrat gebil-
det, aus dem wiederum der Vorsteher des 
Turnplatzes gewählt wurde. Der Turnrat arbei-
tete eine Turnordnung aus, die dem erweiter-
ten Vorstand dann zur Billigung vorgelegt 
wurde.
Das Turnen erhielt durch die patriotische Be-
geisterung in der Professoren- und Studenten-
schaft einen starken Auftrieb. So schreibt aus 
der Rückschau der Burschenschafter U. R. 
Schmid: „Gefördert wurde der patriotische 
Geist durch ein großartiges Turnerleben, wie 
es sich meines Wissens nirgends im deutschen 
Vaterland wieder gestaltet hat. Auf einem in 
jeder Hinsicht günstigen Platz wurde von der 
jenaischen Jugend ohne Unterschied der Stän-
de gemeinschaftlich geturnt unter Herrschaf

24

t 
der Studierenden und unter Oberaufsicht der 
akademischen Lehrer ..." ).

Von Jena aus verbreitete sich bis 1817 der 
Burschenschaftsgedanke (Ehre, Freiheit, Vater-
land) schnell über die deutschen Universitäten. 
Dazu hatte auch Jahns „Volkstum“ beigetra-
gen, dessen Inhalt durch seine studentischen 
Anhänger, meist Turner, bald an zahlreichen 
Universitäten bekannt wurde. Tatkräftige För-
derer des Turn- und Burschenschaftsgedankens 
waren Chr. G. L. Dürre und H. F. Maßmann, 
die auch in Jena wirkten. Beide haben Jahr-
zehnte später zu einem idealisierten Jahnbild 
beigetragen.
Es ist eine historisches Faktum, daß die beiden 
so eng miteinander verbundenen Vereinigun-
gen — Burschenschaft und Turngemeinden — 
seit 1816 unter dem Einfluß ihrer Repräsen-
tanten, die zur politischen Parteinahme aufge-
fordert und als Erzieher mit politischem Be-
wußtsein gewirkt hatten, immer stärker in die 
politische Auseinandersetzung mit der Restau-
ration gerieten.
Um der „in einer freien Verfassung zur Wie-
dererweckung deutschen Volkstums geeinigten 
akademischen Jugend" gleichsam im kleinen

23) Carl Rossow, Die Deutsche Burschenschaft, 
Friedrich Ludwig Jahn und das deutsche Turnen, 
in: DTZ 60 (1915), 27, S. 549—552.
24) C. Rossow, a. a. O., S. 551.

18) Zit. nach E. T. A. Hoffmann, in: H. Pröhle, 
Friedrich Ludwig Jahns Leben, Berlin 18722, S. 407.
19) Ebd., S. 406 f.
20) Ebd., S. 361.
21) Ebd. S. 408 u. S. 410.
22) Robert Wesselhöft, Deutsche Jugend in weiland 
Burschenschaften und Turngemeinden, Magdeburg 
1828, S. 50.



ein Beispiel nationaler Einheit zu geben25 ), 
wurde das Wartburgfest organisiert, auf dem 
Jahn, der auf die Programmgestaltung einen 
nicht unerheblichen Einfluß genommen hatte, 
in Trinksprüchen und Reden der Burschentur-
ner besonders geehrt wurde. Indirekt war er 
auch an der symbolischen Bücherverbrennung 
beteiligt, da 
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er die Liste der zu verbrennenden 
Bücher — nachher waren es nur beschriftete 
Buchimitationen — gemeinsam mit Maßmann 
zusammengestellt hatte ).

29) Schröder, a. a. O., Bd. 2, S. 134.
30) Ebd. S. 138.

Antisemitische Ausfälle

Man kann die Ereignisse auf der Wartburg 
weder leichthin als studentischen Übermut ab-
tun, noch darf man sie ausschließlich von dem 
berechtigten Verlangen der Studenten nach 
deutscher Einheit her werten. Der Geist, der 
sich hier bekundete, ging in manchen Aktionen 
über das nationale Ergriffensein, über die 
Liebe zum Vaterland und die Sehnsucht nach 
einem Zusammenschluß aller deutschen Stäm-
me in einem Einheit und Freiheit sichernden 
Staat hinaus. Er trug jene Züge'der Intoleranz 
und des Nationalismus, die uns bereits von 
Jahn her bekannt sind. Blindwütiger Franzo-
senhaß zeigte sich, als ein so fortschrittliches 
Gesetzeswerk wie der „Code Napoleon“ ver-
brannt wurde; zu antisemitischen Ausfällen 
kam es, als das Werk eines jüdischen Schrift-
stellers mit der Drohung den Flammen über-
geben wurde: „Wehe über die Juden, so da 
festhalten an ihrem Judentum und wollen un-
ser Volkstum und Deutschtum schmähen. 27" )  
Der politisch Andersdenkende wurde mit 
Spottversen bedacht und verhöhnt28 ). Doch 
obwohl angesichts solcher Handlungen und 
Äußerungen der Kampf der Studenten um Ein-
heit, Freiheit und liberale Verfassung in das 
Zwielicht gefährlicher politischer Agitation ge-
riet, darf nicht verkannt werden, daß die Ziele 
der großen Mehrheit der Studenten — wie die 
spätere Gründung der Allgemeinen Burschen-
schaft deutlich machte :— so gefaßt waren, daß 
bei allem überschwenglichen Patriotismus der 
Geist der Freiheit und der Menschlichkeit stark

25) Hermann Haupt, Die Jenaische Burschenschaft 
von der Zeit ihrer Gründung bis zum Wartburg-
fest, in: Quellen und Darstellungen zur Geschichte 
der Burschenschaft und der deutschen Einheitsbe-
wegung, Bd. 1, Heidelberg 1910, S. 101.
26) Willi Schröder, Der Anteil der Turner und Bur-
schenschafter am Kampf um die Lösung der natio-
nalen Frage in den beiden ersten Jahrzehnten des 
19. Jh. Ein Beitrag zur Geschichte der deutschen 
Körperkultur, Phil. Hab. Sdir., Jena 1965.

27) H. F. Maßmann, Kurze und wahrhaftige Be-
schreibung des Burschenfestes auf der Wartburg 
am 18. und 19. Siegesmonds 1817, a. a. O., 1817, 
S. 26.

28) Ebd. S. 28.

genug war, um umstürzlerischen Ideen ent-
gegenzuwirken und statt dessen eine vom Na-
tionalerziehungsgedanken getragene Evolution 
der deutschen Staats- und Gesellschaftsord-
nung anzustreben.
Radikale demokratische Ideen fanden sich al-
lerdings im Kreise der Gießener „Schwarzen", 
der um die Gebrüder Follen versammelten 
„Unbedingten“, die auch auf Jena sich auswei-
teten. Sie strebten nach dem Vorbild der fran-
zösischen Jakobiner eine republikanische 
Staatsordnung und die Beseitigung der Für-
stenmacht an. Zur Erreichung dieser Ziele 
schienen ihnen auch die letzten Mittel, die 
Beseitigung politischer Widersacher und die 
Ermordung von Fürsten, gerechtfertigt. E. T. 
A. Hoffmann konnte daher in seinem Unter-
suchungsbericht mit Recht den „Unbedingten" 
Geheimbündelei und Fanatismus vorwerfen; 
beides hat schließlich zur blutigen Tat Sands, 
des Kotzebue-Mörders, geführt. Hoffmann 
zeichnet die Entwicklung nach, wie das Tur-
nen, seiner besonderen Tendenz und Idee nach, 
in diesen Kreisen der Burschenturner immer 
gefährlicher wurde. Obwohl Jahn dem Turn-
wesen nicht jene gefährliche Richtung gegeben 
habe, sei seine indirekte Wirkung auf exal-
tierte Gemüter doch sehr weit gegangen. Dies 
trifft im besonderen auf den Burschenturner 
und Theologiestudenten Karl Ludwig Sand zu. 
Sand war von Jahn, den er anläßlich einer 
Turnfahrt nach Berlin näher kennengelernt 
hatte, stark beeindruckt und gedenkt des 
„Turnvaters" in seinem Tagebuch in schwär-
merischen Wendungen. In Jena gehörte Sand 
zu den eifrigsten Turnern, beschäftigte sich 
außerdem eingehend mit Jahns „Volkstum" 
und nahm leidenschaftlichen Anteil an den 
politischen Diskussionen der Burschenschaft. 
Mit Karl Follen, dem führenden Kopf des Je-
naer Kreises der „Unbedin
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gten", war er eng 

befreundet ).
Pseudoreligiöse Vorstellungen, die Einheit von 
politischer Tat und Heilstat, eine Mischung 
von Vaterlandsliebe, christlicher Mystik und 
Deutschtümelei finden sich in den Mordmoti-
ven Sands, der, bevor er den die Turner iro-
nisch kritisierenden Dichter August von Kotze-
bue niederstieß, am 23. März 1819 eine Prokla-
mation an das deutsche Volk erließ, mit der er 
ein Fanal für eine neue Reformation setzen 
wollte: Das  deutsche Volk solle sich zur „ho-
hen sittlichen Würde der Menschheit" erheben 
und „Verderber und Verräter“ wie Kotzebue 
beseitigen oder aus der anzustrebenden 
„christlichen, rein menschlichen Ordnung" ver-
bannen 30).



Das Ende des Turnens
Die Tat Sands gab den Anstoß zu den Karls-
bader Beschlüssen, mit denen Österreichs 
Staatskanzler Metternich Preußen leicht zum 
Verbot des Turnens und auch der Burschen-
schaft verpflichten konnte. Am 2. Januar 1820 
erfolgte der entscheidende Erlaß des Innen- 
und Polizeiministers: „Da es Seiner Majestät 
ernstlicher Wille ist, daß das Turnwesen ganz 
aufhöre, so hat die Königliche Regierung von 
Polizei wegen nachdrücklich darauf zu halten, 
daß alles Turnen schlechterdings unterbleibe, 
und nicht allein diejenigen, welche dagegen 
handeln, durch exekutorische Mittel davon 
abzuhalten, sondern auch darüber zu berich-
ten." 31)  Das war das vorläufige Ende des Tur-
nens. Wenig später, am 3. März 1820, verfügte 
Staatskanzer von Hardenberg, „alle zum Be- 
hufe der ehemaligen Turnübungen inner- und 
außerhalb der Städte errichteten Gerüste und 
andere Vorkehrungen" wegzuschaffen und zu 
zerstören32 ). Das „vaterländische Turnen" 
Jahns wurde damit in Preußen und den mei-
sten deutschen Staaten für längere Zeit unter-
bunden.

31) Edmund Neuendorff, Geschichte der neueren 
deutschen Leibesübung, Bd. 2, Jahn und seine Zeit, 
Dresden (1932), S. 359 f.
32) Ebd.

33) H. Neumann, Die deutsche Turnbewegung in der 
Revolution 1848/49 und in der amerikanischen 
Emigration, in: Beiträge zur Lehre und Forschung 
der Leibeserziehung, Bd. 32, Schorndorf 1968.
34) W. Eichel (Hrsg.), Geschichte der Körperkultur 
in Deutschland, Bd. II, Berlin 1965, S. 119.
35) Bilder und Dokumente aus der deutschen Turn- 
und Sportgeschichte (Hrsg. W. Beier), Berlin 1956, 
S. 56.
36) Ebd.

Als der preußische König Friedrich Wilhelm IV. 
in seiner Kabinettsorder 1842 Leibesübungen 
als einen notwendigen und unentbehrlichen 
Bestandteil der männlichen Erziehung förmlich 
anerkannte und bestimmte, sie in den Kreis 
der Volkserziehungsmittel aufzunehmen, da 
wurde die „Turnsperre“ in Preußen und bald 
auch in anderen deutschen Staaten aufgehoben. 
Die Turnbewegung erlebte nunmehr innerhalb 
weniger Jahre einen bedeutenden Aufschwung 
und wurde zu einer politischen Bewegung, in 
der sich die fortschrittlichen Kräfte, die nach 
Einheit und Freiheit des Vaterlandes strebten, 
zu Aktionsgruppen in den Turnvereinen zu-
sammenfanden. Erhielten so die Turnvereine 
vielerorts den Charakter politischer Parteien, 
in denen das „geistige Turnen“, die Diskussion 
um ethische und gesellschaftspolitische Ziele, 
dominierte, so waren die politischen Leitbilder 
doch recht unterschiedlich. Während die repu-
blikanisch gesinnten Turner, ausgehend vom 
Rousseauschen Begriff der Volkssouveränität, 
am stärksten den Gleichheitsgedanken ver-
fochten und deshalb entschlossen für eine Be-
seitigung der Fürstenmacht eintraten, wollten 
die liberalen Demokraten, wie das Gros der 
bürgerlichen Opposition, nur die Bevormun-
dung durch die staatlichen Mächte abschütteln, 
ohne die Monarchie zu stürzen. Sie bekannten 
sich zum Montesquieuschen Prinzip der Gewal-

tenteilung, kämpften für ein deutsches Parla-
ment und hofften, Staat und Gesellschaft durch 
Reformen wandeln zu können.
Die Frage, ob die Turnvereine Politik treiben 
sollten, wurde in der Zeit des Vormärz immer 
lebhafter diskutiert; auf den Turnfesten wuchs 
die politische Beeinflussung33 ). Bald zeigte 
sich, daß in Süd- und Südwestdeutschland, wo 
die Vereinsgründungen besonders häufig wa-
ren34 ), die Turner sich weit stärker politisch 
engagierten als in Nord- und Nordwestdeutsch-
land. Auch in der Sozialstruktur der Vereine 
vollzog sich seit dem Ende der Turnsperre eine 
bemerkenswerte Veränderung: Während das 
Jahnsche Turnen bis 1819 hauptsächlich von 
Schülern und Studenten getragen wurde, traten 
in die neugegründeten Vereine nach 1842 An-
gehörige auch kleinbürgerlicher Schichten 
ein, nach 1845 besonders aus den Kreisen 
der Handwerker, Handwerksgesellen und 
Arbeiter35’). Von republikanisch gesinnten 
Turnern ging dann die Initiative aus, eine all-
gemeine deutsche Turnerschaft zu gründen, ein 
Plan, der Anfang August 1847 den versammel-
ten Turnern Süddeutschlands auf dem Turn-
fest in Frankfurt a. M. vorgelegt wurde. Im 
§ 2 dieses „Plans zur Bildung einer Allgemei-
nen Deutschen Turnerschaft" heißt es: „Die 
deutsche Turnerschaft hat zum Zweck die sitt-
liche und geistige Veredlung des deutschen 
Volkes, die Erringung von freien Regierungs-
prinzipien, Öffentlichkeit, Mündlichkeit, Pres-
sefreiheit, kurz ein freies Deutschland auf dem 
Wege der Volkserziehung oder anderen ein-
zuschlage 36nden nötigen Wegen." )
Wenige Monate später, am 19. März 1848, er-
folgte die an alle deutschen Turngemeinden 
gerichtete Einladung zum Turntag nach Hanau 
(2. April 1848). Auf diesem Ersten Hanauer 
Turntag führte dann der Wunsch, die Einigung 
des Vaterlandes, unumstrittenes gemeinsames 
Ziel, wenigstens auf einem Teilgebiet zu errei-
chen, zur Gründung des Deutschen Turnerbun-
des mit dem Vorort Leipzig. Da man die Frage 
der „staatlichen Richtung", ob Republik oder 
konstitutionelle Monarchie, offenließ und auf 
dem Zweiten Hanauer Turntag (2. und 3. Juli 
1848) ein Antrag der radikalen Vertreter der 
Turner, sich für die demokratische Republik 
als Regierungsform zu entscheiden, mit knap-



per Mehrheit (91 : 81) abgelehnt wurde — viele 
Abgeordnete votierten trotz persönlicher Über-
einstimmung mit den Zielen der Linken für un-
politische Turnvereine —, trat die enttäuschte 
Minderheit aus dem „Deutschen Turnerbund" 
aus und gründete den „Demokratischen Tur-
nerbund" mit Hanau als Vorort. Hatte schon 
der Erste Hanauer Turntag seinen Bundesmit-
gliedern befohlen, sich soweit es möglich sei, 
zu bewaffnen, so wurde nach der Spaltung der 
Turnbewegung und der sich verschärfenden 
politischen Lage die Bewaffnung der Turner, 
für die sie selbst aufkommen mußten, inner-
halb des Demokratischen Turnerbundes inten-
siviert.
An der Revolution 1848/49 waren Turner 
hauptsächlich aus dem sächsischen und süd-
westdeutschen Raum beteiligt, ohne daß es zu 
großen koordinierten und geschlossenen Aktio-
nen gekommen wäre. Heckers Ziel, die Turner 
als Revolutionsarmee einzusetzen, schei-
tert 37e ).
Einige Aktionen verdienen dennoch besonders 
hervorgehoben zu werden. Als die revolutio-
nären Unruhen im Frühjahr 1848 auch auf den 
deutschen Norden, auf die Herzogtümer Schles-
wig und Holstein Übergriffen und es schließ-
lich zu einer kriegerischen Auseinandersetzung 
mit Dänemark kam, nahm ein Kieler Turner-
und Studentenkorps an den Kämpfen teil und 
zeichnete sich in dem Gefecht bei Bau, nördlich 
von Schleswig, aus.

Am stärksten war die Beteiligung der Turner 
an der „Reichsverfassungskampagne" 1849, als 
die Annahme der Reichsverfassung mit Gewalt 
durchgesetzt werden sollte. Obwohl der Auf-
stand in Dresden unter den Kugeln sächsischer 
und preußischer Truppen nach wenigen Tagen 
zusammenbrach, schlugen sich die Turner tap-
fer bei den Barrikadenkämpfen.

In der Pfalz und in Baden kämpften zahlreiche 
Turnerkompanien. Den Anstoß zur badischen 
Volkserhebung, einer der größten und bedeu-
tendsten des 19. Jahrhunderts, hatte die Volks-
versammlung am 13. Mai 1849 in Offenburg 
gegeben. Denn in Baden war auch nach dem 
mißglückten Aufstandsversuch Heckers vom 
April 1848 der revolutionäre Geist nicht er-
loschen. Mehr als 400 „Volksvereine", denen 
die zahlreichen Turner- und Arbeitervereine 
als eifrige Bundesgenossen angeschlossen wa- 
ren, hatten seitdem eine erfolgreiche Agitation 
für ihre politischen und sozialen Ziele betrie-
ben. Als es zur Erhebung kam, führte von Ha-
nau aus Turnwart August Schärttner ein aus 
Hanauer und Bockenheimer Turnern bestehen-

37) Vgl. Neumann, a. a. O„ S. 17, 23, 33. 

des Bataillon herbei, dem sich später auch 
Heilbronner Turner anschlossen. Die Hanauer 
und Bockenheimer Turner hatten schon am 
18. September 1848, empört über die Nachgie-
bigkeit des Parlaments in der schleswig-hol-
steinischen Frage, auf den Barrikaden in 
Frankfurt a. M. gekämpft.
Die badische Revolutionsarmee konnte sich in-
des nur wenige Wochen gegenüber den fürstli-
chen Truppen behaupten. Die Reste des Ha-
nauer Turnerbataillons erreichten schließlich 
die Schweizer Grenze und suchten im Nachbar-
land politisches Asyl

Turner im Exil

Bereits während der beiden Revolutionsjahre 
hatten zahlreiche Turner Deutschland verlas-
sen und waren in die USA emigriert. Nach 
1850 stieg die Zahl der Deutschen, die aus po-
litischen und wirtschaftlichen Grü

38
nden nach 

Amerika auswanderten, sprunghaft an ).  Vie-
le politische Flüchtlinge, die sich in der 
Schweiz, Frankreich oder England aufgehalten 
hatten, hofften zunächst, bald in ihre Heimat 
zurückkehren zu können, sahen sich aber nach 
1850 gezwungen, da eine Änderung der politi-
schen Verhältnisse in Deutschland nicht abzu-
sehen war und der äußere Druck auf die Asyl 
gewährenden Staaten stärker wurde, ange-
sichts ihrer sich verschlechternden wirtschaftli-
chen Lage Europa endgültig zu verlassen39 ). 
Als überzeugte Republikaner kamen sie nun 
in die USA und gründeten nach deutschem 
Muster die ersten Turnvereine: Cincinnati 
(1848), New York und Baltimore (1849), 
Brooklyn (1850), die sich 1851, inzwischen auf 
zehn angewachsen, zum „Socialistischen Tur-
nerbund" zusammenschlossen und weitere An-
hänger fanden. Eine eigene „Turn-Zeitung" 
wurde herausgegeben, in der besonders Fra-
gen der amerikanischen Staats- und Gesell-
schaftsordnung diskutiert wurden. Das politi-
sche Engagement der deutsch-amerikanischen 
Turner wird deutlich in zahlreichen Deklara-
tionen .zum Gesellschafts- und Verfassungsle-
ben der USA und in den Statuten und Prinzi-
pien der Turner, die auf das Leitbild einer 
idealen Demokratie ausgerichtet waren und 
deshalb Sklaverei, ethnische Engstirnigkeit 
(Nativismus) und religiöse Intoleranz verur-
teilten.

38) C. Wittke, Refugees of Revolution. The German
Forty-Eighters in America, Philadelphia 1952, S. 4.
39) Ebd. S. 3.

Ihre konsequente demokratische Haltung kul-
minierte in der „Buffalo Convention" (1855), 
bei der die Turner sich parteipolitisch soweit 
banden, daß sie im Sezessionskrieg (Civil War) 33



größtenteils auf Seiten Lincolns kämpften40 ). 
Die sich aus Turnern rekrutierenden Truppen-
verbände — 8 000 der 10 000 Turner nahmen 
am Kampf teil — hatten gewichtigen Anteil 
am Sieg der Unionsarmee. Manche ihrer Kom-
mandeure waren bereits an der 48er Revolu-
tion in Deutschland führend beteiligt gewesen.

40) H. Metzner, Jahrbücher der deutsch-amerikani-
schen Turnerei, Bd. I., New York 1891, S. 275.

Das entschiedene Eintreten der Turner für 
Lincoln hat dem deutschen Element in den 
USA in den folgenden Jahrzehnten Wertschät-
zung und Anerkennung gebracht. Die in die-
sem Zeitraum weiter wachsenden Turnvereine, 
die zunächst jährlich, dann alle vier Jahre ihr 
Nationales Turnfest feierten und im „Nord-
amerikanischen Turnerbund" (1865) ihre end-
gültige Organisationsform fanden, waren nun-
mehr bemüht, den Gedanken der Leibeser-
ziehung in die Schulen Amerikas zu tragen. 
1866 wurde die Gründung eines Turnlehrerse-
minars in New York beschlossen. Es wurde 
noch in demselben Jahr eröffnet, später nach 
Milwaukee und 1907 nach Indianapolis verlegt.

Vor 1914 erreichte die Turnbewegung in den 
USA mit etwa 40 000 Mitgliedern ihren Höhe-
punkt. Der Kriegseintritt der USA 1917 und 
die damit verbundenen antideutschen Aus-
schreitungen führten das Turnwesen in eine 
schwere Krise, von der es sich nie wieder 
ganz erholte.
Waren die demokratischen Turner in der Re-
volution von 1848 und dann in der amerikani-
schen Emigration für soziale Gerechtigkeit, 
Freiheit und Fortschritt eingetreten, so stan-
den die seit 1868 in der Deutschen Turnerschaft 
(DT) organisierten Turner der Frage gegen-
über, wie sie sich ab 1871 zum preußisch-
deutschen Kaiserstaat stellen sollten, der zwar 
die von ihnen ersehnte Einheit machtpolitisch 
repräsentierte, nicht aber eine gerechte soziale 
und demokratische Ordnung. Die spätere Grün-
dung des Arbeiterturnerbundes legt Zeugnis 
ab von den unüberbrückbaren Gegensätzen im 
Turnerlager. So kann es nicht verwundern, 
daß in der „sozialen Frage" die geistige Ver-
bindung der Arbeiterturner zu den deutsch-
amerikanischen Turnern weit stärker war als 
zu den in der Deutschen Turnerschaft organi-
sierten Turnern.

Im Kampf gegen die Sozialdemokratie

Der Kaiserkult der Deutschen Turnerschaft, 
ihre Forderung nach forcierter Wehrerziehung 
und ihre Unterstützung der Bismarckschen In-
nenpolitik im Kampf gegen die Sozialdemo-
kratie veranlaßte viele zur Arbeiterschaft ge-

hörende Turner, aus der Deutschen Turner-
schaft auszutreten. Sie gründeten 1893 den Ar-
beiterturnerbund, der — obwohl ohne Bindung 
an die Sozialdemokratische Partei Deutsch-
lands — sich doch als Teil der großen Arbei-
terbewegung verstand. Im Gegensatz zu den 
wehrpolitischen Zielen der Deutschen Turner-
schaft plädierte der Arbeiterturnerbund dafür, 
daß Turnen Bestandteil der öffentlichen Ju-
genderziehung bleiben müsse und deshalb den 
allgemeinen Erziehungsgrundsätzen unterzu-
ordnen sei. Für die Deutsche Turnerschaft war 
die Wehrerziehung dagegen ein Mittel einer 
umfassenden Volks- und Nationalerziehung, 
d. h. eine national-politische Aufgabe, ausge-
richtet auf das Leitbild kraftvoller und diszipli-
nierter Männlichkeit. Wehrerziehung sollte in 
Berufung auf Jahnsche Tradition Vorbereitung 
auf den Militärdienst sein. In Konsequenz die-
ser nationalen Ideologie wurde von vielen 
Turnern der Krieg von 1870/71 als Bewährungs-
probe turnerischer Zucht und Willenskraft an-
gesehen. Während sich bei der Deutschen 
Turnerschaft, die von der Größe und Macht 
des Reiches berauscht war, die früher gezogene 
Grenze zum Militarismus allmählich verwisch-
te, beharrte der Arbeiterturnerbund in seiner 
auf demokratische Prinzipien sich stützenden 
Oppositionshaltung gegenüber dem Kaiser-
staat, der mit Verbotsmaßnahmen eine Ent-
wicklung des Arbeiterturnerbundes zu verhin-
dern suchte.
Ein großer Teil der damaligen Behörden sah 
in dem Arbeiterturnerbund eine politische Ge-
fahr und witterte in den Arbeiterturnvereinen 
die roten Stoßtrupps der Sozialdemokratie, die 
helfen sollten, das bestehende Gesellschafts-
system zu zerstören. Darum unternahmen sie 
alles, um diese Vereine möglichst im Keime zu 
ersticken oder da, wo sie bereits eine gewisse 
Stärke erreicht hatten, ihnen den Zustrom der 
jugendlichen Mitglieder zu sperren. Das wirk-
samste Mittel hierzu war die Anwendung des 
§ 17 des Reichsvereinsgesetzes, der Personen, 
die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet 
hatten, die Mitgliedschaft in einem politischen 
Verein verbot. Es bedurfte demnach nur eines 
behördlichen Nachweises, daß ein ATB-Verein 
ein politischer Verein sei, um die Teilnahme Ju-
gendlicher zu untersagen und damit den Fort-
bestand des ATB bedrohlich zu gefährden. Ein 
wahres Kesseltreiben gegen die Arbeiter-Turn-
vereine begann, als im Jahre 1906 der dama-
lige preußische Kultusminister Studt eine Ver-
fügung bekanntgab, daß die Erlaubnis zur Er-
teilung von Unterricht in den Vereinen bei den 
Schulaufsichtsbehörden erwirkt werden müsse 
und daß vor ihrer Erteilung die Vorschriften 
der Kabinettsorder von 1834 und der Instruk-
tion von 1839 zu erfüllen seien. Kabinettsorder 



und Instruktion besagten, daß alle Personen, 
die Privatunterricht zu erteilen beabsichtigen, 
zuvor einen Erlaubnisschein von der Unter-
richtsbehörde erwerben mußten. Der Erwerb 
eines solchen Scheines hing aber nicht nur von 
dem Nachweis der fachlichen Tüchtigkeit ab, 
sondern die Zeugnisse mußten sich auch auf 
Sittlichkeit und Lauterkeit der Gesinnung in 
religiöser und politischer Hinsicht erstrecken. 
Ein Erlaß von 1907 präzisierte die allgemein 
gehaltene Wendung „Lauterkeit der Gesin-
nung in religiöser und politischer Hinsicht" 
dahin gehend, daß in politischer Hinsicht „so-
zialdemokratisch Gesinntsein" keine lautere 
Gesinnung haben bedeute. Ein sozialdemo-
kratischer Turnwart brauchte also gar keinen 
Antrag auf einen Erlaubnisschein zur Ertei-
lung von Turnunterricht in seinem Verein zu 
stellen. Es stand von vornherein fest, daß er 
diesen nie bekommen würde. Um in den Ar-
beiter-Turnvereinen vollends einen regulären 
Turnunterricht zu unterbinden, gingen die Re-
gierungen später noch einen Schritt weiter, in-
dem sie auch solchen Personen, die bereits 
einen staatlich geprüften Erlaubnisschein be-
saßen und die weder sozialdemokratisch orga-
nisiert noch gesinnt waren, verboten, in einem 
Arbeiter-Turnverein Unterricht zu erteilen. 
Eine weitere Schikane bestand darin, die Al-
tersgrenze von 18 auf 21 Jahre festzulegen. 
Das bedeutete, daß die Arbeiter-Turnvereine 
ihren Nachwuchs erst aus den Jahrgängen re-
krutieren konnten, die ihre Militärzeit beendet 
hatten. Obwohl 1910 das Reichsgericht in Leip-
zig feststellte, daß der gegen die Arbeiter- 
Turnvereine gerichtete Erlaß des preußischen 
Kultusministers in Widerspruch zum Reichs-
recht stünde, endete der Kampf der Behörden 
gegen den ATB erst mit dem Ersten Weltkrieg. 
Die Auseinandersetzungen, die der ATB mit 
konservativen Kräften in Armee und Verwal-
tung, mit Wirtschaftsunternehmen, Behörden 
und der Deutschen Turnerschaft zu führen hat-
te, lassen erkennen, daß der wilhelminische 
Obrigkeitsstaat seinem Wesen nach ein Klas-
senstaat war.

Die imperialistische Politik Wilhelms II., der 
für Deutschland einen „Platz an der Sonne" 
forderte, wurde von großen Teilen des libe-
ralen Bürgertums und auch von der Deutschen 
Turnerschaft unterstützt. Für die Deutsche Tur-
nerschaft war die Preisgabe der schwarzrot-
goldenen Farben in der Turnerfahne, ein de-
mokratisches Symbol, zugunsten der schwarz-
weiß-roten mehr als nur eine äußere Bekun-
dung ihres Nationalstolzes: mit der Übernah-
me des neuen Symbols vollzog sich ebenfalls 
eine Hinwendung zur Weltmachtpolitik und 
Flottenpolitik. Gedenkfeiern von nationaler 
Bedeutung wie die alljährliche Sedanfeier 

nahm sie zum Anlaß, Selbstbewußtsein und 
Einheitswillen zu demonstrieren. Bei der 
1900-Jahrfeier der Hermannschlacht im Teuto-
burger Walde (1909), den Feiern anläßlich der 
Errichtung des Völkerschlachtdenkmals in 
Leipzig und des Niederwalddenkmals bei Bin-
gen am Rhein mit seiner selbstsicher gegen den 
„Erbfeind" im Westen blickenden „Germania“ 
vermischten sich imperialistische und nationa-
le Gedanken. Zum Kaiserkult trat der Germa-
nenkult. Infolge ihres beharrlichen Eintretens 
für die Wehrertüchtigung erreichte die deut-
sche Turnerschaft 1899 mit der Gründung des 
weitgehend von ihr getragenen „Zentralaus-
schusses für Volks- und Jugendspiele" eine 
Koordinierung aller Wehrfragen und eine Ak-
tivierung des Wehrbewußtseins; ihre Bemü-
hungen um eine verbesserte Wehrerziehung 
fanden 1911 mit dem Eintritt in den paramili-
tärischen „Jungdeutschlandbund" ihren Höhe-
punkt.
Die Auseinandersetzungen zwischen der Deut-
schen Turnerschaft und dem Arbeiterturner-
bund gingen bis zum Ersten Weltkrieg mit un-
verminderter Härte weiter, wurden dann bei 
Kriegsausbruch, eingedenk der nationalen Not, 
eingestellt — von nun an wollte man „schied-
lich und friedlich" nebeneinander arbeiten —, 
brachen aber nach der Novemberrevolution er-
neut auf und bestimmten das sportpolitische 
Leben der Weimarer Republik. Denn während 
die Arbeiterturner den Zusammenbruch des 
monarchische
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einer neuen Freiheit )  begrüßten, trug dio 
Deutsche Turnerschaft schwer an Deutschlands 
Niederlage und machte dafür hauptsächlich die 
„Feinde" im Innern verantwortlich. Der spä-
tere Konflikt war damit vorgegeben.
Wortführer der Deutschen Turnerschaft im 
Kampf um eine nationale und soziale Erneue-
rung auf „völkischer" Grundlage wurde E. 
Neuendorff. Mit seinen beiden Forderungen: 
„Zurück zu Jahn, es gibt kein besseres Vor-
wärts" und „Turnerschaft unser Weg, Volk 
unser Ziel" bekundete er den Willen, die Tur-
nerschaft emotional an eine starke Persön-
lichkeit, einen Führer, zu binden.

Leibesübungen zur Verwirklichung 
„völkisch-sittlicher" Ziele

Dazu kam die einseitige Ausrichtung auf eine 
unbestimmte und politisch vage Größe: das 
Volk. Die Leibesübungen sollten demnach kein 
Selbstzweck sein, sondern sie sollten dazu die-
nen, „völkisch-sittliche Ziele" zu verwirk-
lichen. Diese von Neuendorff der deutschen 
Turnerschaft gewiesenen Ziele wurden 1929 in 
der Turnerzeitung klar festgelegt: *

41) Arbeiter-Turnzeitung (ATZ) Nr. 24, 1918, S. 145.



„Wir deutschen Turner müssen völkisch sein! 
Das heißt also:
1. Wir müssen unser überwiegend nordisches 
Blut auch in die fernsten Geschlechter in seiner 
Art zu erhalten trachten,
2. wir müssen unsere völkische Freiheit und 
Selbständigkeit wahren, verteidigen und, so-
weit sie verlorenging, wieder zurückgewinnen, 
3. wir müssen unsere deutsche Sprache pfle-
gen 42.. )
Hiermit näherte sich Neuendorff, der 1933 den 
„Arier-Paragraphen“ in die Deutsche Turner-
schaft einführte, den rassistischen Zielen des 
völkischen Deutschen Turnerbundes, der ab 
1888 — nach seiner Trennung von der Deut-
schen Turnerschaft — von Wien und Nieder-
österreich aus die antisemitischen Turner zu-
sammenschloß.
Der Bekundung des Wehrwillens folgten dann 
praktische Maßnahmen, die zur Hebung der 
Wehrkraft führen sollten, wie Geländeübun-
gen, Ubungsmärsche, Kampf Mann gegen 
Mann, Ordnungsübungen, Ziel- und Weitwer-
fen und Kleinkaliberschießen. Ausführlich be-
schäftigte sich Neuendorff mit dem Plan einer 
vormil
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Turnzeitung 1932 ).  Mehr und mehr identi-
fizierte er sich mit den Zielen Hitlers und der 
Nationalsozialistischen Partei Deutschlands.
Ein öffentliches Bekenntnis zum Nationalismus 
und seinen Führern legten Neuendorff und die 
Deutsche Turnerschaft dann auf dem 15. Turn-
fest 1933 in Stuttgart ab. Neuendorff warb in 
seiner Rede für die Wiederbelebung des 
„Jahnschen Geistes" — der Weg der Turner-
schaft zu Adolf Hitler und zum Nationalsozia-
lismus sei ein Weg gewesen, den Jahn gewie-
sen habe44). Ein anderer Turnführer, Rektor 
Haym, führte aus: „Wir können d
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as Erbe Jahns 
nie in bessere und mächtigere Hände als die 
des Führers legen." )

42) E. Neuendorff, Die Deutsche Turnerschaft von 
1860—1936, Berlin 1936, S. 226.
43) E. Neuendorff, Turnverein oder Wehrverband, 
in: Deutsche Turnzeitung (DTZ), Dresden 1932, 
S. 847 ff.
44) Blätter der Erinnerung an das 15. Deutsche 
Turnfest 1933 (hrsg. von W. Gaertner), Dresden 
1933, S. 22.
45) Ebd. S. 27.
46) Ebd. S. 40.

Hitler bekannte sich in seiner Ansprache auf 
dem 15. Deutschen Turnfest in Stuttgart zu 
diesem „Fest deutscher Kraft" und damit auch 
zu Jahn, dessen Verdienst es gewesen sei, „in 
einer Zeit unklarer staatlicher Auffassungen 
die Bedeutung der körperlichen Tüchtigkeit er-
kannt zu haben" 46 ). Anti-intellektualistische 

und darwinistische Gedanken klangen an, als 
er weiter ausführte: „Die körperliche Ertüchti-
gung des einzelnen Mannes und der einzelnen 
Frau, sie führen zur körperlichen Kraft und 
Gesundheit der Nation. Das gerade und ge-
sunde Volk aber wird auch geistig nie den Irr-
tümern erliegen, denen das einseitig über-
lastete Gehirn nur allzu leicht verfällt. Geist-
reiche Völker ohne Mut und Kraft werden stets 
zu Hauslehrern der gesünderen Rassen degra-
diert . . ." 47).  Im Dritten Reich aber gelte nicht 
nur das Wissen, sondern auch die Kraft. Er 
schloß mit den Worten, die nach dem Bericht 
über das Turnfest „stumme Ergriffenheit" be-
wirkten: „Ich will nicht von Ihnen scheiden, 
ohne daß ich Sie alle bitte, eine Minute lang 
des Mannes zu gedenken, der einst
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 verkannt, 
verspottet und verfolgt, doch Vater war einer 
umwälzenden Bewegung und dem wir auch 
dieses wunderbare Fest der deutschen Kraft 
verdanken: Friedrich Ludwig Jahn." )
Noch zwei Jahre zuvor, auf dem Höhepunkt 
der geistigen und politischen Auseinanderset-
zung mit dem Nationalismus, hatte in einigen 
kritischen, wissenschaftlich fundierten Beiträ-
gen Artur Sinsheimer in der Arbeiter-Turn-
zeitung (ATZ) sich mit Jahn auseinanderge-
setzt und ihn mit Hitler verglichen — beide 
seien Verfechter des Ungeistigen. „Jahn ist 
für das 19. Jahrhundert förmlich der Erfinder 
jener chauvinistischen Haltung, die Deutsch-
land tausendmal mehr geschwächt als gestärkt, 
tausendmal mehr gehemmt als gefördert hat. 
Denn sie hat ihren Ursprung in einem nebu-
lösen Irrealismus, in dem mit jedem frucht-
baren politischen Gedanken auch jeder geisti-
ge und kulturelle Gesichtspunkt verkommt" 49 ). 
Mit der gewaltsamen Auflösung der Arbeiter- 
Tum- und Sportbewegung 1933 waren solche 
kritischen Stimmen zum Schweigen verurteilt. 
Hatte die Deutsche Turnerschaft im Zeichen 
einer Jahn-Renaissance nach dem Ersten Welt-
krieg versucht, sich angesichts der Niederlage 
an einem heroisierten und idealisierten Jahn- 
bild aufzurichten, so wurde das Jahnbild nach 
1933 von dem NS-Pädagogen- Alfred Baeumler 
verfälscht, der Jahn zum „politischen Soldaten" 
und Wegbereiter einer auf die Maxime von 
Führertum, Rasse und Wehrhaftigkeit ausge-
richteten politischen Leibeserziehung der NS- 
Zeit machte. Eine solche Verfälschung war aber 
nur möglich, weil Jahn bereits vorher zum 
nationalen Mythos geworden war.
Der Weg der Deutschen Turnerschaft, den 
Neuendorff mitbestimmt hatte, endete im völ-
ligen Aufgehen in der nationalsozialistischen

47) Ebd. S. 40 f.
48)  Ebd. S. 41.
49)  Arbeiter-Turnzeitung (ATZ) Nr. 16, 1931, S. 285. 



Bewegung und im Verlust auch der letzten 
Selbständigkeit. Anfang 1935 wurde auf dem 
Deutschen Turntag in Coburg in „nationalso-
zialistischem Pflichtgefühl" die Auflösung der 
Deutschen Turnerschaft beschlossen. Sie ging 
auf in dem neuen Reichsbund für Leibesübun-
gen, einer zentral geleiteten Vereinigung der 
Fachverbände.

Neubeginn 1945

Es gehörte zu den verheißungsvollen Zeichen 
eines Neubeginns nach 1945, daß in freier Ent-
scheidung auf demokratischer Grundlage der 
Deutsche Sportbund (DSB) am 10. Dezember 
1950 in Hannover gegründet wurde, ein frei-
williger Zusammenschluß aller Turn- und 
Sportverbände der Bundesrepublik Deutsch-
land und West-Berlins, in dem Persönlichkei-
ten der verschiedenen weltanschaulich-politi-
schen Richtungen Zusammenarbeiten und auch 
ehemalige Arbeitersportler Führungspositio-
nen übernehmen konnten. Damit war nach den 
zurückliegenden Jahren erbitterter Agitation 
und Polemik Einheit und Friede im Turnerla-
ger wiederhergestellt. Der Deutsche Turner-
bund (DTB) erlebte dann auch von allen Sport-
verbänden in der Bundesrepublik Deutschland 
den größten Aufschwung. Die sportliche Ent-
wicklung verlief parallel zu einer politischen, 
wo es auf gewerkschaftlicher Ebene zur Grün-
dung einer Einheitsgewerkschaft kam. Schließ-
lich bekannten sich alle Kräfte'zu sozialer Ver-
antwortung.

Das von Jahn inaugurierte Turnen hat im 
Laufe von 150 Jahren eine weltweite Verbrei-
tung erfahren. In nahezu allen europäischen 
Ländern hat es eine Heimstatt gefunden, ob-
wohl es im einzelnen heftige Auseinanderset-
zungen zwischen dem Jahnschen Turnen und 
der schwedischen Gymnastik bzw. dem sla-
wischen Sokolturnen, zwischen Turnen und 
Sport als Ausdruck unterschiedlicher Lebens-
formen und Werthaltungen, zwischen Arbeiter-
turnern und der bürgerlichen Turn- und Sport-
bewegung, zwischen Einordnung des Turnens 
in einen Bereich vormilitärischer Erziehung 
und pädagogisch motivierten Leibesübungen 
gab.

Jahns Idee in Europa

Um Ausmaß und Bedeutung des Jahnschen 
Turnens im Europa des 19. und frühen 20. Jahr-
hunderts zu erkennen, soll ein Überblick über 
seine Verbreitung gegeben werden. In Finn-
land war Viktor Heikel seit 1880 ein entschie-
dener Verfechter des deutschen Turnens. Wäh-
rend in Schweden die Ling-Gymnastik domi-
nierte, waren in Norwegen wie in Dänemark 

Schützen- und Turnvereine ebenfalls auf 
das deutsche Turnen ausgerichtet. In den mei-
sten Hauptstädten Westeuropas, in Paris, Lon-
don, Antwerpen, Brüssel, Luxemburg gab es 
von Deutschen gegründete Turnvereine. Män-
ner wie Isenbaert, Happel, Cuperus und Euler 
haben von Antwerpen und Brüssel aus die 
öffentliche Meinung für das Turnen nach Spieß 
und Jahn gewonnen und sind zu Begründern 
der „methode beige" geworden. In den Nie-
derlanden wurde das Schulturnen nach deut-
schem Muster aufgebaut. Vom Elsaß her drang 
ab 1860 das Turnen nach Frankreich vor. Das 
durch Spieß modifizierte Jahnsche Turnen 
wurde in der Schweiz integraler Bestandteil 
der Volkserziehung. Der aus Zürich stammen-
de R. Obermann gründete 1844 in Turin die 
Gesellschaft für Gymnastik, d. h. den ersten 
Turnverein Italiens. In Griechenland wurde das 
Turnen bald nach Beendigung des Freiheits-
kampfes 1836 unter Otto I. eingeführt. Der 
Maßmann-Schüler Kork gründete 1879 in 
Athen den ersten griechischen Turnverein; 
1892 wurde das Turnen in die Schulen einge-
führt und eine „Zentrale Turnanstalt" zur Aus-
bildung von Turnlehrern errichtet. Auch außer-
halb des griechischen Mutterlandes, in den von 
Griechen bewohnten Städten Kleinasiens und 
auf Zypern, entstanden Turnvereine. In Jugo-
slawien wurde 1860 in Zagreb nach dem Vor-
bild Eiselens Berliner Turnschule eine Turn-
anstalt errichtet, in der Friedrich Singer, ein 
gebürtiger Schweizer, unterrichtete. Turnunter-
richt wurde in Ljubljana (Laibach) schon ab 
1851/52 an der dortigen Gymnastikschule er-
teilt, ähnlich wie in Belgrad, doch 1908 wurde 
dort offiziell das von Böhmen ausgehende So-
kolturnen eingeführt, ein dem französischen 
Militärturnen verwandtes und auf diszipli-
nierte Massenfreiübungen ausgerichtetes Sy-
stem, das besonders in Osteuropa, dem wir 
uns nun zuwenden wollen, in Konkurrenz zum 
deutschen Turnen trat.
Nach Rußland kam das Jahnsche Turnen in den 
sechziger Jahren des vorigen Jahrhunderts 
über die Ostseeprovinzen (Riga, Dorpat, Re-
val). 1862 wurde in St. Petersburg der erste 
Turnverein gegründet, in dem längere Zeit, 
d. h. solange die deutsch-russischen Beziehun-
gen gut waren, ein freisinniger Geist herrschte 
und auch viele Russen turnten. Noch 1887 hieß 
es in einem „Zuruf an den Petersburger Turn-
verein":

„Ob Slawe — ob Germane, 
Ob Finne — ob Romane —. 
Wir wollen einig als Genossen sein, 
Die Hand und Herz der edlen Turnkunst 

weihn." 50)

50) DTZ 1887, Nr. 25, S. 356.



Auch in Moskau gab es einen Turnverein, der 
sich 1889 aus folgenden Mitgliedern zusam-
mensetzte: 199 Russen, 183 Deutschen, 14 
Österreichern, 6 Franzosen, 5 Schweizern, 3 
Amerikanern, 3 Engländern, 2 Holländern, 2 
Schweden, 1 Italiener51 ). Im Süden Rußlands 
lag das Zentrum Jahnschen Turnens in Odessa, 
in der 1871 gegründeten „Odessaer deutschen 
Turnerschaft". In seinen Richtlinien hieß es: 
„Streng nach den Überlieferungen unseres 
Turnvaters Jahn werden wir uns sorgsamer 
Ausbildung des Körpers, der Abhärtung und 
der Übung der Disziplin widmen, damit ein 
jeder aus unserer Mitte mit gestähltem Kör-
per, kraftbewußt, gesund an Leib und See
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le — 
Frisch, Frei, Fromm, Fröhlich — hervor- 
gehe." )

53) DTZ 1880, Nr. 51, S. 484.
54) W. Gramberg, Turnverein Sofia, in: DTZ 1913, 
Nr. 7, S. 111. ,

Die Situation änderte sich entscheidend nach 
der Jahrhundertwende, als in Rußland das sla-
wische Sokolturnen favorisiert wurde. Als es 
1908 zur Gründung eines allrussischen Turn-
verbandes kam, wurden die deutsch-russischen 
Turnvereine als staatsgefährdend angesehen, 
da sie mit der angeblich paramilitärischen Or-
ganisation der Turner Deutschlands, der Deut-
scher Turnerschaft, in Verbindung stünden. 
Die stärkste Gegenkraft war, wie erwähnt, das 
Sokolturnen, das von Böhmen aus den sla-
wischen Raum durchdrungen hatte. 1862 war 
der erste tschechische Sokolverein (Sokol = 
Falke) von Jindrich (Heinrich), Fügner und Dr. 
Miroslav Tyrs (Thiersch) in Prag als eine über-
parteiliche, überkonfessionelle, freisinnige, de-
mokratische und völkische Organisation ge-
gründet worden. Im Rückgriff auf Jahnsche 
Ideen sah der Sokol seine wichtigste Aufgabe 
in der Bewahrung tschechischer Sprache und 
der Erhaltung des tschechischen Volkstums in 
den gemischten Sprachgebieten. Hatten Tsche-
chen und Deutsche bis dahin einträchtig neben-
einander gelebt, so strebten jene mit dem Er-
starken ihres Nationalbewußtseins eine ähn-
liche Selbständigkeit und Oberhoheit über die 
Deutschen an, wie es die Ungarn 1867 durch 
den „Ausgleich" erreicht hatten. In den deut-
schen Turnern sahen die Tschechen Vertreter 
des volksbewußten Deutschtums.
Jahnsches Turnen hatte sich auch in Südost-
europa verbreitet. In einem Bericht heißt es: 
„überall, wohin die Deutschen zogen, haben 
sie auch das Turnen mitgenommen, oder, wo 
sie schon früher ansässig waren, es eingeführt. 
Auch in den südöstlichen Marken unseres Erd-
teils, unter Magyaren und Rumänen, hat das 
deutsche Turnen eine Stätte gefunden, und 
nicht nur die dort lebenden Deutschen pflegten 
es, sie haben auch die verwandten Elemente

51) DTZ 1889, Nr. 2, S. 26.
52) DTZ 1871, Nr. 20, S. 137. ' 

der Nationen, unter denen si
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e lebten, in ihren 
Kreis gezogen." )
Der Aufbau des Turnwesens in Siebenbürgen 
wurde bereits um 1840 begonnen und geht auf 
Stephan Ludwig Roth zurück. Turnen schien in 
Verbindung mit dem Schützen- und Fechtwe-
sen und dem volkstümlichen Gesang ein ge-
eignetes Mittel zur Hebung des Volkstums 
unter den Siebenbürgener Deutschen. Turnver-
eine entstanden in Hermannstadt, Schäßburg, 
Kronstadt, Mediasch. 1859 wurde an der deut-
schen evangelischen Schule in Bukarest das 
Knabenturnen eingeführt, 1867 wurde dort, wo 
es eine starke deutsche Kolonie gab, der Buka-
rester Turnverein gegründet, der allen Natio-
nalitäten offenstand, obwohl die deutsche 
Sprache die offizielle Vereinssprache war. Von 
Bukarest aus erfolgten Turnvereinsgründungen 
in Jalisy, Galati und Azuga. In der Bukowina 
wurde Suczawa eine Hochburg des Turnens. 
Seit 1867 gab es den „Deutschen Turnerbund 
Rumäniens".

Der Turnverein als Zufluchtsort

1895 wurde in Sofia, der Hauptstadt Bulga-
riens, ein deutscher Turnverein gegründet, um 
den dort lebenden oder dorthin kommenden 
„deutschen Stammesgenossen einen Zufluchts-
ort zu bieten ... und den Turnern unter ihnen 
eine Stätte, wo sie die ihnen liebgewonnenen 
Leibesübungen wie im Vaterlande ausüben 
konnten" 54). 1910 schloß sich der „Turnverein 
Sofia" an die Deutsche Turnerschaft an.
In Ungarn begann 1868 Ernst Bokelberg im 
1863 gegründeten Nationalen Turnverein Bu-
dapest mit der Ausbildung von Turnlehrern 
und Turnlehrerinnen. 1886 gab es in Ungarn 
26 Turnvereine, davon 6 in Budapest. Bokel-
berg war zweieinhalb Jahrzehnte Leiter des 
Nationalen Turnvereins Budapest. Die Ent-
wicklung des Turnwesens in Ungarn hat er 
maßgeblich beeinflußt. 1895 wurde der Unga-
rischer Turnerbund gegründet.
Zweiter deutsch-ungarischer Turnerpionier war 
Johann Maurer, Schüler und Nachfolger des 
aus Hannover stammenden Bokelbergs, auch 
bekannter Turntheoretiker, Verfasser mehre-
rer Bücher über Geschichte und Methodik des 
Turnens, Leitfäden für den Turnunterricht, des 
deutsch-ungarischen und ungarisch-deutschen 
Turnwörterbuchs. Sein besonderes Verdienst 
war die Einführung des Frauenturnens in die 
Turnvereine.
Mit Turnfahrten und Turnfesten versuchten 
die Vereine und der Bund, neue Anhänger 



des deutschen Turnsystems zu gewinnen, doch 
als sich das Gros der Bevölkerung mehr den 
neuen Sportvereinen zuwandte, gab auch der 
Ungarische Turnerbund — wie die meisten 
Turnerbünde in Europa —dieser Tendenz nach, 
und nahm Spiele, Schwimmen und andere 
Sportarten in sein Programm auf.
In Polen, wo sich das Sokolturnen besonders 
stark von Galizien aus verbreitete, haben sich 
L. Bierkowski, der 1837 in Krakau die erste 
Turnanstalt gründete, und H. Jordan, der dort 
in Anlehnung an Jahns Turnplatz auf der Ha-
senheide den ersten Spielplatz schuf, hohe Ver-
dienste um die Verbreitung turnerischer Lei-
besübungen erworben.
Zu einer hohen Blüte gelangte das Turnen in 
Österreich, obwohl es dort während der Ära 
Metternich verboten und erst ab 1848 erlaubt 
worden war. Dann breitete es sich aber sehr 
schnell aus. Begründer des Turnens in Öster-
reich waren die Gebrüder A. und R. von Ste-
phani, Söhne eines preußischen Offiziers. Eine 
starke Stütze hatte das Turnen im Sudeten-
land. Der Sudetendeutsche Dr. H. Stingl arbei-
tete die Satzung der 1868 in Weimar gegrün-
deten Deutschen Turnerschaft aus, zu der auch 
der Turnkreis Deutschösterreich als Kreis XV 
gehörte. In Böhmen entstanden zwischen 1862 
und 1872 über 50 Turnvereine. Als die Turner 
allerdings'1878 Jahns 100. Geburtstag feierten, 
kam es zu Zusammenstößen, die bereits den 
wachsenden Volkstumskampf widerspiegeln. 
Von den 80er Jahren an setzten sich in den 
deutschnationalen Turnkreisen Österreichs zu-
nehmend Strömungen des rassischen Antisemi-
tismus durch und führten schließlich zum frei-
willigen Austritt oder zum Ausschluß jener 
Vereine aus der „Deutschen Turnerschaft", die 
in ihren Statuten den „Arierparagraphen" auf-
genommen hatten. Diese Vereine gründeten 
den judenfeindlichen „Deutschen Turnerbund" 
(1889). Doch sollte trotz dieser unheilvollen 
ideologischen. Entwicklung das verdienstvolle 
pädagogische Wirken der deutschnationalen 
Turnbewegung (Einführung des allgemeinen 
Schulturnens, Durchführung von Turnlehrer-
ausbildungskursen) nicht übersehen werden. 
Dazu gehört auch die frühe fachliche Rückbe-
sinnung auf die ursprüngliche Weite des Jahn- 
sehen Turnens mit seinem reichen Spielgut und 
seinen volkstümlichen Übungen (Lauf, Sprung, 
Wurf, Ringen und Wandern). Besondere Er-
wähnung verdienen schließlich die ab 1893 ge-
gründeten Arbeiterturnvereine, die sich 1909 
zum Österreichischen Arbeiter-Turnerbund zu-
sammenschlossen.
Mit der zunehmenden Verschärfung „völki-
scher" Reinigungsbestrebungen in Österreich 
und in Deutschland entstand in jüdisch-zioni-

stischen Kreisen die Idee des „Muskeljuden-
tums", die Idee einer eigenen jüdischen Tur-
nerschaft. Es begann mit dem Austritt deut-
scher und österreichischer Juden aus dem 
„Deutschen Turnverein" in Konstantinopel 
1895 und der Gründung des dortigen „Israeliti-
schen Turnvereins". 1898 kam es in Berlin zur 
Gründung des nationaljüdischen Turnvereins 
„Bar Kochba", von dem die Initiative zur Her-
ausgabe einer „Jüdischen Turnzeitung" und die 
Motivation zu einem verbandsmäßigen Zusam-
menschluß in der „Jüdischen Turnerschaft“ 
(1903) ausging.
Der Hinweis auf Gründungen von Turnverei-
nen in Kanada, in Mittel- und Südamerika, in 
Südwest- und Südafrika möge den Überblick 
über das Jahnsche Turnwesen beschließen. 
Auch im Fernen Osten hat das Turnen Anhän-
ger gefunden. In Japan zum Beispiel ist das 
Geräteturnen, das dort vor dem Zweiten Welt-
krieg noch weitgehend unbekannt war, weiter-
entwickelt und auf ein nahezu unvorstellbares 
Niveau gebracht worden.
Jahn, der Inaugurator des Turnens in Preußen, 
hat zwar die globale Ausweitung des Turnens 
selbst nicht unmittelbar bewirkt, aber sie geht 
mittelbar auf seinen geistigen Anstoß zurück. 
So widersprüchlich auch das Jahnbild in den 
einzelnen Ideologien der Turnerbünde er-
scheint, so ist ihnen doch gemeinsam das Stre-
ben nach genossenschaftlich-geselliger Vereini-
gung mit dem Ziel einer umfassenden körper-
lichen Bildung.
In der Bundesrepublik Sport für alle
In der Bundesrepublik ist das Schulturnen, ob 
in spielerischer Form, ob leistungsbetont, aus 
dem Leben unserer Tage ebensowenig wegzu-
denken wie der Turn- und Sportverein als Fak-
tor und Mitträger außerschulischer Bildung. 
Der alte Streit zwischen Turnen und Sport, bei 
dem Arbeiter-Turnerbund und Deutsche Tur-
nerschaft sogar gemeinsam gegen individuali-
stisches Rekordstreben, Siegerkult und Schau-
geschäft als Folge der „Versportung" polemi-
sierten, ist längst beigelegt und einem gegen-
seitigen Respektieren und Verstehen gewichen. 
Der Turn- und Sportverein trägt heute wesent-
lich dazu bei, das gemeinsame Anliegen „Sport 
für alle" zu verwirklichen, weil er weltan-
schaulich-ideologische und parteimäßige Bin-
dungen nicht mehr kennt und dem Menschen 
hilft, seine Freizeit aktiv zu gestalten. Weit-
gehend hat sich die Erkenntnis durchgesetzt, 
daß Turnen und Sport ein wichtiges Feld indi-
vidueller Erfahrungen und Einsichten, sozialer 
Beziehungen und Kooperationen öffnen, in der 
die Entwicklung einer eigenen Leistung ebenso 
möglich ist wie Vergleich und Wettbewerb 
mit anderen.



Hans-Christian Harten

Jugendarbeitslosigkeit
in der europäischen Gemeinschaft

I. Strukturelle Jugendarbeitslosigkeit in der EG

Die Zahl der in den Statistiken registrierten 
Arbeitslosen in der EG ist von 2,25 Mio. im 
Jahr 1973 auf 5,73 Mio. im Jahr 1977 gestie-
gen; sie überschritt im Dezember 1977 die 6- 
Mio.-Grenze. Mehr als ein Drittel von ihnen 
sind Jugendliche unter 25 Jahren. Die Zahl 
der arbeitslosen Jugendlichen ist überpropor-
tional gewachsen: Lag ihr Anteil an der Ge-
samtarbeitslosigkeit im Durchschnitt der Jah-
re 1969—1973 noch bei 26,5 Prozent, stieg er 
1975 auf 35,3 Prozent und erreichte 1977 37,4 
Prozent. In einigen Ländern liegt dieser An-
teil noch wesentlich höher — beispielsweise 
waren im Sommer 1977 in den Niederlanden 
46,3 Prozent, in Großbritannien, Belgien und 
Frankreich zwischen 40 und 45 Prozent aller 
Arbeitslosen unter 25 Jahre alt. Bei solchen 
Zahlen wird nahezu das gesamte Arbeitslosig-
keitsrisiko von Jugendlichen getragen — für 
die älteren Arbeitnehmer besteht in vielen 
Ländern Vollbeschäftigung.

Die weit überproportionale Betroffenheit Ju-
gendlicher von Arbeitslosigkeit besteht in vie-
len Ländern schon seit langem und ist nicht erst 
ein Resultat der letzten internationalen Wirt-
schaftskrise, sondern strukturell bedingt; mit 
dem Anwachsen der allgemeinen Arbeitslo-
sigkeit hat sich aber in allen Ländern auch 
die Jugendarbeitslosigkeit erhöht. In den letz-
ten Jahren haben sich daher strukturelle ünd 
konjunkturelle Faktoren überlagert und ge-
meinsam die gegenwärtig außerordentlich 
hohe Jugendarbeitslosigkeit ausgelöst. 
Gleichzeitig hat die Rezession in jenen Län-
dern, in denen die Beschäftigungsprobleme 
Jugendlicher zuvor eine geringe Rolle spiel-
ten, auch dort zum Entstehen einer strukturel-
len Jugendarbeitslosigkeit von größerem Aus-
maß geführt. Dies gilt insbesondere für die 
Bundesrepublik Deutschland und für Belgien, 
wo die Zuwachsraten der Jugendarbeitslosig-
keit während der Krisenjahre am höchsten 
waren, wenn sie auch noch nicht das Niveau 
des EG-Durchschnitts erreicht haben.

Die strukturellen Faktoren der überproportio-
nalen Betroffenheit Jugendlicher von Arbeits-
losigkeit sind vielfältig und in den verschie-

denen Ländern jeweils unterschiedlich ausge-
prägt
— arbeitsrechtliche Regelungen in allen Län-
dern, die zu Benachteiligungen Jugendlicher 
auf dem Arbeitsmarkt führen (Teilzeitberufs-
schulpflicht, Jugendarbeitsschutz, Wehr-
pflicht, stärker ausgebauter Kündigungs-
schutz für ältere Arbeitnehmer);
— geringere oder fehlende berufs- und be-
triebsspezifische Erfahrungen benachteiligen 
vor allem Schulabgänger (dies hängt auch mit 
der mangelnden beruflichen Orientierung der 
Schule zusammen);
— vor allem in der Krise vermeiden es die 
Betriebe eher, bereits länger Beschäftigte zu 
entlassen und nehmen statt dessen keine Neu-
einstellungen vor, so daß sich der globale 
Mangel an Arbeitsplätzen für neu auf den Ar-
beitsmarkt Tretende besonders bemerkbar 
macht;
— das Arbeitslosigkeitsrisiko erscheint zu-
dem unter sozialpolitischen Gesichtspunkten 
leichter auf Jugendliche überwälzbar, weil sie 
zumeist noch bei ihren Eltern leben, und man 
ihnen Arbeitslosigkeit deshalb eher zuzumu- 
ten zu können glaubt als älteren Arbeitneh-
mern mit Familie;
— Jugendliche werden durch Strukturproble-
me bestimmter Branchen besonders getroffen 
(Beispiel: der besonders hohe Anteil arbeits-
loser junger Frauen aus der Textil- und Be-
kleidungsindustrie in den Niederlanden, oder 
die große Zahl arbeitsloser weiblicher Waren-
kaufleute aus dem Einzelhandel in der Bun-
desrepublik);
— Strukturprobleme im Verhältnis zwischen 
Bildungs- und Beschäftigungssystem (zum 
Beispiel führen Fehlqualifikationen in einem 
mangelhaften Ausbildungssystem und die un-
zulängliche berufspraktische Orientierung der 
Schule (s. o.) zu Ubergangsproblemen vom 
Bildungs- ins Beschäftigungssystem);

1) Für eine ausführliche Analyse dieser Faktoren 
am Beispiel der Bundesrepublik vgl. H.-C. Harten, 
Strukturelle Jugendarbeitslosigkeit. Bildungs- und 
beschäftigungspolitische Konzeptionen und Maß-
nahmen, München 1977.



— ein Zurückbleiben der Qualität und Zu-
sammensetzung des Arbeitsplatzangebots hin-
ter den Erwartungen der Jugendlichen (Ar-
beitslosigkeit als Folge mangelnder Bereit-
schaft, eine unattraktive Tätigkeit aufzuneh-
men);

— ein Rückgang des Lehrstellenangebots in 
einigen Ländern, der die Beschäftigungspro-
bleme der Jugendlichen zusätzlich vergrößert 
hat; die Gründe für diesen Rückgang sind vor 
allem gestiegene Ausbildungskosten und ein 
im Zuge der technologisch-ökonomischen Ent-
wicklung („Rationalisierungen") sinkender 
Bedarf an Qualifikationen;
— die besonders hohe Arbeitslosigkeit weib-
licher Jugendlicher als (unter anderem) eine 
Folge des wachsenden Wunsches nach Er-
werbstätigkeit bei jungen Frauen.

Ein weiterer wichtiger Faktor, der in den 
nächsten Jahren noch an Bedeutung gewin-
nen wird, ist die demographische Entwick-
lung. In den meisten Ländern sind in den 60er 
Jahren die Geburtenraten stark gestiegen, in-
folgedessen treten jetzt geburtenstarke Jahr-
gänge ins Erwerbsleben. Die Zahl der Sech-
zehnjährigen in der EG stieg von 3,7 Mio. 
1971 auf 4,0 Mio. 1975; sie wird 1980 bei 
4,4 Mio.
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 liegen und erst 1988 wieder auf den 

Stand von 1971 zurückgegangen sein ). Von 
daher ist ein weiterer Anstieg der Jugendar-
beitslosigkeit zu befürchten, wenn es nicht 
gelingt, das Arbeitsplatzangebot entscheidend 
auszuweiten.

Verallgemeinernd läßt sich sagen, daß die 
strukturelle Jugendarbeitslosigkeit im we-
sentlichen eine Folge der Abschließung des 
Arbeitsmarkts nach außen unter Bedingungen 
eines allgemeinen Arbeitsplatzmangels ist. 
Weil die Betriebe, wenn es um Personalver-
ringerung geht, versuchen, den bereits einge-
arbeiteten, seit langem beschäftigten Teil der 
Belegschaft zu halten, und weil die Arbeit 

von Jugendlichen wegen arbeitsrechtlicher 
und anderer Einschränkungen, zusätzlich er-
forderlich werdender Einarbeitungs- und Aus-
bildungskosten usw. für den Betrieb weniger 
„profitabel“ ist, ist der Zugang zum betrieb-
lichen Arbeitsmarkt für sie mit besonders 
hohen Barrieren versehen. Dies sind struk-
turelle Faktoren, die aber erst bei generell 
bestehendem Arbeitsplatzmangel wirksam 
werden. In Zeiten der Hochkonjunktur 
und der Arbeitskräfteknappheit treten sie 
zurück, da die Betriebe dann auf jede Ar-
beitskraft angewiesen sind; die rechtlichen 
Einschränkungen, denen die Beschäftigung 
Jugendlicher unterliegt, Defizite an berufli-
chen Qualifikationen und betrieblicher Erfah-
rung fallen dann nicht mehr ins Gewicht. Erst 
im Zustand der Arbeitslosigkeit, wenn man 
unter vielen Arbeitskräften auswählen kann, 
wird eine Auswahl vorgenommen, die zu La-
sten der Jugendlichen geht. Wenn dieser Zu-
stand andauert, verstärken sich die Auswahl-
mechanismen und vergrößern sich damit die Be-
schäftigungsprobleme der Jugendlichen; das 
gesamte Arbeitslosigkeitsrisiko verlagert sich 
dann immer mehr auf sie. Dies kennzeichnet 
in besonders dramatischer Weise die italieni-
sche Situation.
Tritt Arbeitslosigkeit dagegen nur vorüberge-
hend als konjunkturelles Problem auf, klet-
tern zwar auch die Arbeitslosenzahlen bei Ju-
gendlichen in die Höhe; mit konjunkturellem 
Aufschwung und wachsendem Arbeitskräfte-
bedarf finden die Jugendlichen aber relativ 
schnell wieder eine Stelle, so daß es gar nicht 
erst zu einer größeren strukturellen Jugend-
arbeitslosigkeit kommen kann. Dies war z. B. 
1967/68 in der Bundesrepublik der Fall. Daß 
der prozentuale Anteil der Jugendlichen an 
der Arbeitslosigkeit seitdem allmählich ge-
stiegen und auch 1977 noch gewachsen ist, 
weist jedoch darauf hin, daß die strukturellen 
Faktoren auch hier langsam in den Vorder-
grund treten.

II. Förderungseinrichtungen in den einzelnen Ländern

Die Maßnahmen in den einzelnen Ländern so-
wie auf EG-Ebene haben ihre Schwerpunkte 
in Beschäftigungsprämien, direkten Arbeits-
beschaffungsmaßnahmen und in bil
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tischen Maßnahmen ). — In fast allen Län-

2) Kommission der Europäischen Gemeinschaften, 
Beschäftigung Jugendlicher, in: Bulletin der Euro-
päischen Gemeinschaften, Brüssel 4/1977, S. 9.
3) Einen Überblick vermittelt der Bericht der EG- 
Kommission: Maßnahmen der Mitgliedsstaaten zur 
Förderung der Beschäftigung Jugendlicher, Brüssel 

dem gibt es mittlerweile Lohnkostenzuschüs-
se, die einen Anreiz für zusätzliche Einstel-
lungen bilden sollen; in einigen Fällen — so 
in Belgien und Frankreich — nehmen diese 
Anreize die Form der Befreiung von Arbeitge-
bersozialabgaben an, woran der Charakter

12. 11. 1976 (V/l295/76), sowie: Beschäftigung Ju-
gendlicher, a. a. O.; vgl. auch B. Gravalas-Distler, 
EG-Maßnahmen zur Jugendarbeitslosigkeit, in: Be-
rufsbildung in Wissenschaft und Praxis 2/1977. 



dieser Maßnahmen als Unternehmenssubven-
tionen besonders deutlich wird. Ob solche 
Unterstützungen sehr sinnvoll sind, läßt sich 
bezweifeln, nachdem sich in fast allen Län-
dern der Lohnkostenanstieg stark abge-
schwächt hat, die Bereitschaft zu Neueinstel-
lungen damit aber nicht gewachsen ist4); 
die Frage ist daher berechtigt, ob die „zu-
rückhaltende" Einstellungspolitik eine Folge 
zu hoher Lohnkosten ist und durch Lohnko-
stensubventionen abgebaut werden könnte. 
Darüber hinaus sind globale Beschäftigungs-
prämien in erheblichem Maß mit (kaum kon-
trollierbaren) Mitnahme- und Verlagerungsef-
fekten verbunden, die ihre Wirksamkeit rela-
tivieren (d. h. die Zuschüsse werden oft nur 
für Arbeitsplätze in Anspruch genommen, die 
ohnehin eingerichtet worden wären oder aber 
mit Entlassungen an anderer Stelle verbunden 
sind).

4) Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung 
(DIW), Wochenbericht 51-—52/76: Hohe Arbeitslo-
sigkeit in der Europäischen Gemeinchaft, Berlin 
1976, S. 468.
5) Kommission der Europäischen Gemeinschaften, 
Beschäftigung Jugendlicher, a. a. O., S.20.
6) Ebd. S. 11.
7) Kommission der EG, Eine Bewertung der Maß-
nahmen zum Abbau des Arbeitskräfteangebots,
Brüssel 2. 6. 1976 (SEK 2129)'.

In allen Ländern gibt es staatliche Arbeitsbe-
schailungsmaßnahmen und -programme für 
Arbeiten, die im öffentlichen Interesse liegen 
und vom Markt selbst nicht oder nicht ausrei-
chend angeboten werden. Der Beschäftigungs-
effekt dieser Maßnahmen ist deshalb wesent-
lich höher als bei Lohnkostenzuschüssen. Pro-
blematisch an ihnen ist jedoch ihr kurzfristi-
ger Charakter, da sich daraus „Schwierigkei-
ten für den wirkungsvollen und konstrukti-
ven Einsatz der Arbeitskräfte" ergeben 5) und 
die Arbeitslosigkeit hinterher oft fortbesteht. 
Da es zumeist an langfristigen Planungen fehlt, 
sind sie bislang auch kaum mit größeren öf-
fentlichen Anlageinvestitionen verbunden ge-
wesen, die ihre Dauerhaftigkeit — etwa im 
Rahmen längerfristiger Infrastrukturentwick-
lungsprogramme — sicherstellen könnten.
Insgesamt werden in der EG mit Hilfe von 
Lohnkostenzuschüssen und Arbeitsbeschaf-
fungsprogrammen gegenwärtig ungefähr 
250 000 Jugendliche beschäftigt6). — Strate-
gien der Arbeitsplatzteilung sind zwar viel 
diskutiert, bislang aber unter anderem wegen 
ihrer ungesicherten Beschäftigungswirkun-
gen 7) nur wenig praktiziert worden. Nur in 
Belgien und Frankreich ist die Möglichkeit 
des vorzeitigen Ausscheidens älterer Arbeit-
nehmer aus dem Arbeitsprozeß geschaffen 
worden, wenn dafür jüngere Arbeitskräfte zu-

sätzlich eingestellt werden; der Beschäfti-
gungseffekt wird auf zusammen etwa 63 000 
geschätzt8).

Auf berufsbildungspolitischem Gebiet sind 
vor allem Maßnahmen zur Erweiterung des 
Lehrstellenangebots auf allen Ebenen zu nen-
nen, wobei es sich häufig um Unternehmens-
subventionen handelt, die ohne Berücksichti-
gung qualitativer Kriterien vergeben werden. 
Außerdem gibt es in allen Ländern spezielle 
berufsvorbereitende Maßnahmen, die die Ein-
gliederungsfähigkeit der Jugendlichen auf 
dem Arbeitsmarkt verbessern sollen, oft aber 
ebenfalls nur mit öffentlichen Mitteln subven-
tionierte Formen der Arbeit von Jugendlichen 
darstellen (dies gilt z. B. für einige Formen 
der „Betriebspraktika" 9)), in vielen Fällen 
aber auch nichts anderes als „Verwahrmaß-
nahmen" mit besc

10
häftigungstherapeutischem 

Charakter sind ).

Darüber hinaus sind in einigen Ländern allge-
meine bildungspolitische Maßnahmen wie die 
Ausdehnung der allgemeinen Schulzeit er-
griffen worden, um Jugendliche länger vom 
Arbeitsmarkt fernzuhalten. Insgesamt ist die 
Zahl der Schul- und Hochschulbesucher in 
der EG zwischen 1971 und 1976 von 46 auf 
51 Mio. angewachsen — den Anstieg der Ju-
gendarbeitslosigkeit von 0,5 auf 2 Mio. hat 
dies freilich nicht verhindern können. Die 
Verlängerung der Bildungszeit hat immer nur 
einen kurzfristigen Entlastungseffekt auf dem 
Arbeitsmarkt zur Folge, wie das Beispiel Eng-
lands zeigt, wo mit der Einführung eines 
Pflichtschuljahrs 1972 zwar die Zahl der 
arbeitslosen Jugendlichen stark reduziert, 
der langfristige Trend eine wachsenden 
Jugendarbeitslosigkeit damit aber nicht auf- 
gehalten werden konnte.

Die Maßnahmen, die auf EG-Ebene ergriffen 
werden können, halten sich aufgrund der 
mangelhaften finanziellen Ausstattung der 
entsprechenden Institutionen in Grenzen. Sie 
erstrecken sich auf Beschäftigungsbeihilfen 
im Rahmen des Europäischen Sozialfonds, auf 
den Ausbau seiner Handlungsmöglichkeiten 
und auf internationale Koordinationen, die 
vor allem zur Förderung der Institutionen des 
Arbeitsmarkts (Berufsberatung, Arbeitsver-
mittlung, Statistik) beitragen. 1975—1977 sind

8) Kommission der EG, Beschäftigung Jugendli-
cher, a. a. O., S. 29.
9) W. Bergans, Anmerkung zum Thema aus der 
Sicht eines Vertreters des Europäischen Gewerk-
schaftsbundes, in: Europäisches Zentrum für die 
Förderung der Berufsbildung, Jugendarbeitslosig-
keit und Berufsbildung, Berlin 1977, S. 180.
10) Vgl. A. Burger/G. Seidenspinner, Jugend unter 
dem Druck der Arbeitslosigkeit, München 1977. 



im Rahmen des Sozialfonds rund 280 Mio. RE 
für Beteiligungen an Bildungsprogrammen zu-
gunsten arbeitsloser Jugendlicher aufgewen-
det worden. Wegen der Mittelknappheit — 
die Zuschußanträge überstiegen diese Höhe 
um mehr als das Doppelte — werden die Zu-
schüsse nür für Jugendliche a
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nach einer Erstbeschäftigung vergeben ).
Bei der Beurteilung der laufenden und mögli-
chen weiteren Maßnahmen muß man zunächst 
davon ausgehen, daß das vorrangige Problem 
bei allen strukturellen Faktoren der allge-
meine Arbeitsplatzmangel ist. Sämtliche Be-
mühungen, die Qualifikationen der Jugendli-
chen den herrschenden Arbeitsplatzanforde-
rungen anzupassen und ihre Arbeitskraft mit 
öffentlichen Mitteln zu „subventionieren", 
finden daran eine prinzipielle Grenze. Sie 
können bestenfalls eine etwas „gerechtere" 
Aufteilung der vorhandenen Arbeitslosigkeit 
auf die verschiedenen Gruppen herbeiführen, 
werden aber grundsätzlich an der überpropor-
tionalen Betroffenheit Jugendlicher nichts än-
dern, weil sie aufgrund geringerer beruflich-
praktischer Erfahrungen immer im Nachteil 
gegenüber älteren Arbeitnehmern bleiben 
müssen. Deshalb muß das größte Gewicht sol-
chen Maßnahmen zukommen, die unmittelbar 
beschäftigungswirksam sind, ohne dabei le-
diglich zu einer Verlagerung des Arbeitslo-
sigkeitsrisikos auf andere Gruppen zu führen. 
Dies sind vor allem spezielle Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahmen für Jugendliche, die zusätz-
liche, vom Markt sonst nicht angebotene Ar-
beitsplätze schaffen.
Auf der anderen Seite genügt es aber nicht, 
Arbeitsplätze schlechthin zu schaffen: „Das 
Problem der Beschäftigung der Jugendlichen 
ist mit der Bereitstellung von genügend Ar-
beitsplätzen für die Heranwachsenden allein 
nicht zu lösen. Es geht auch um die Qualität 
der Arbeit und die Aussichten der Schulab-
gänger." 12)  Arbeitsplätze, die keine Zu-
kunftsperspektiven eröffnen, nützen den Ju-
gendlichen wenig, und Arbeitsplätze, die ih-
ren Bedürfnissen nicht entgegenkommen, soll-
ten nicht auch noch gefördert werden — dies 
hieße, eine einseitige Anpassung der Jugend-
lichen an die herrschenden Arbeitsmarktbe-
dingungen zu verlangen 13 ). — Natürlich gibt 
es aber auch Fälle, in denen Jugendliche ein-
fach aufgrund mangelnder Informationen un-
realisierbare Berufswünsche entwickeln; hier 
bedarf es vor allem einer intensiveren Berufs-
beratung.

13) Wie dies in einigen Formulierungen in den 
Berichten der EG-Kommission anklingt; vgl. Gra- 
valas-Distler, a. a. O., S. 31.
14) S. Anm. 9; vgl. auch CNAF, Informations So-
ciales (Paris) 3/1976: Les jeunes et le travail, S. 71.

1) Kommission der EG, Beschäftigung Jugendli-
cher, a. a. O., S. 11.
1) Kommission der EG, Beschäftigung der Ju-
gendlichen, Brüssel 24. 11. 76 (SEK 4184).

Unter dem Aspekt, möglichst qualifizierte, 
langfristig bedeutsame und gesellschaftlich 
interessante Arbeitsplätze zu schaffen, erhal-
ten auch bildungspolitische Maßnahmen ihr 
Gewicht, weil sie Grundlagen für die Ver-
wirklichung eines Zuwachses an qualifizier-
ten Arbeitsplätzen schaffen können. Sie müs-
sen aber auch an diesem Ziel orientiert sein. 
Als bloße „Verwahr- oder Aufbewahrungs-
maßnahmen" vermögen sie zwar mitzuhelfen, 
die Arbeitslosenstatistiken aufzubessern, lö-
sen aber nicht die Beschäftigungsprobleme 
der Jugendlichen. Statt dessen tragen sie eher 
zur Entmotivierung und Entmutigung der Ju-
gendlichen bei, weil sie selbst merken, daß 
mit ihnen nur eine Art Beschäftigungsthera-
pie getrieben wird, wie dies für viele der be-
rufsvorbereitenden Lehrgänge gilt14 ). Aus 
dem gleichen Grund muß die verbreitete The-
se zurückgewiesen werden, irgendeine Aus-
bildung sei besser als gar keine, und man 
müsse deshalb alles unternehmen, um so vie-
le Ausbildungsplätze wie möglich zu gewin-
nen, ohne Rücksicht auf ihre Qualität. Nur 
allzu oft werden den Jugendlichen dann Aus-
bildungen vermittelt, die den Berufs- oder Be-
triebswechsel — und damit in vielen Fällen 
auch Arbeitslosigkeit — nach der Lehre schon 
vorzeichnen.
Ebensowenig ist es sinnvoll, einfach die all-
gemeinen Bildungszeiten zu verlängern, um 
die Jugendlichen für ein weiteres Jahr vom 
Arbeitsmarkt fernzuhalten. Dies führt, wenn 
sich damit keine inhaltliche Reform des Un-
terrichts verbindet, nur dazu, daß die Selekti-
onsmechanismen des Arbeitsmarkts noch 
stärker in die Schule hineinverlagert werden 
und daß individualisierenden Deutungsmu-
stern für die unterschiedlichen Betroffenhei-
ten von Arbeitslosigkeit Vorschub geleistet 
wird (nach dem Motto: Wer es in der Schule 
nicht geschafft hat, hat eben hinterher zu 
Recht — weil er weniger leistungsfähig 
scheint — schlechtere Arbeitsmarktchancen). 
Hinzu kommt, daß eine Schule, die nicht oder 
nur unzulänglich lebens- und berufspraktisch 
orientiert ist, von den Jugendlichen nur als 
notwendiges Übel hingenommen wird, in ih-
nen aber kaum echte Lern- und Erkenntnis-
motivationen auszulösen vermag. Die Verhal-
tens- und Motivationsprobleme in den Schu-
len (vor allem den Hauptschulen) sind ja be-
kannte Phänomene, und sie haben sich mit 
den wachsenden Beschäftigungsproblemen 
der Jugendlichen noch erheblich verstärkt.



Zugleich wird das Bildungssystem immer 
mehr als Wartestation benutzt, um den Pro-
blemen auf dem Arbeitsmarkt für eine Zeit- 
lang zu entkommen. Damit erhöhen sich noch 
die genannten pädagogischen Probleme; dar-
über hinaus breiten sich leicht Perspektivlo- 
sigkeit und Desorientierung bei den Jugendli-
chen aus, weil Schule und Hochschule zu we-
nig berufsbezogen sind und sich ihre Beschäf-
tigungsmöglichkeiten dadurch nicht unbe-
dingt verbessern. In einigen Ländern — vor 
allem in Italien — hat diese Situation bereits 
zur Entwicklung eines schulisch hoch qualifi-
zierten bzw. „akademischen Proletariats" ge-
führt. Und schließlich bedeutet dies auch eine 
Vergeudung von „Humankapital", das unter 
anderen Bedingungen zur Vermehrung des 
gesellschaftlichen Wohlstands beitragen 
könnte. Dies zeigt sich besonderes deutlich 
in Italien: Die Probleme, die die Unterentwick-
lung des Südens und der unzulängliche Pro-
duktivitätsfortschritt der Wirtschaft aufwer-
fen, sind so lange nicht zu lösen, wie es nicht 
gelingt, die jugendliche Arbeitskraft in den 
Produktionsprozeß zu integrieren und für die 
Erfordernisse eines wirtschaftlichen Wieder-
aufschwungs zu qualifizieren — wozu die 
Bildungsinstitutionen bislang nicht beitra-
gen 15 ).

In industriell höherentwickelten Regionen 
ist dieser Zusammenhang zwischen mangeln-
den Qualifizierungsleistungen des Bildungs-
wesens und Arbeitslosigkeit nicht so evi-
dent. Hier ist es eher so, daß der technische 
Fortschritt in seiner gesellschaftlichen Form-
bestimmtheit zu einer tendenziellen Verringe-
rung des Bedarfs an Qualifikationen und da-
mit auch zu Einschränkungen der Ausbil-
dungsleistungen der Betriebe führt16 ). Aber 
man muß sich fragen, ob dies gesellschaftlich 
erwünscht ist und ob nicht mit bildungs- und 
beschäftigungspolitischen Maßnahmen dieser 
Entwicklung entgegengesteuert werden sollte 
(statt daß die staatliche Bildungspolitik bei-
spielsweise noch eine Anpassung daran voll-
zieht, indem etwa Bildungsreformen wieder 
zurückgenommen werden). Und wenn es 
schon unter den Bedingungen der Jugendar-
beitslosigkeit unumgänglich scheint, das Bil-
dungssystem unter beschäftigungspolitischen 
Erwägungen auszuweiten, dann sollte dies 
wenigstens dazu genutzt werden, so vielen 
Jugendlichen wie möglich eine so gute Aus-

15) P. Palomba, Aspekte der Jugendarbeitslosig-
keit und bildungspolitische Maßnahmen zum Über-
gang von der Schule zur Arbeit, in: Europäisches 
Zentrum ..., a. a. O., S. 207 ff.
16) Vgl. Harten, Strukturelle Jugendarbeitslosig-
keit ..., a. a. O„ S. 31 ff.

17) K. H. Petersen u. a., Ungdomsarbejdsloshed, 
Kopenhagen 1977.
18) E. Weick (Hg.), Arbeit und Lernen. Beiträge 
zum italienischen Modell des Bildungsurlaubs, 
Berlin 1976.

bildung wie möglich zu vermitteln. Auch 
wenn dadurch unmittelbar keine zusätzlichen 
Arbeitsplätze geschaffen werden, käme dies 
doch der psychischen und sozialen Entwick-
lung der Jugendlichen zugute, weil es ihr 
Selbstvertrauen stärkt, und schließlich könnte 
von einem höheren allgemeinen Qualifikati-
onsniveau ein Innovationsdruck auf das Be-
schäftigungssystem ausgehen, mehr und bes-
ser qualifizierte Arbeitsplätze zu schaffen. Al-
lerdings bedarf es, damit ein solcher Innova-
tionsdruck überhaupt wirksam werden kann, 
ergänzender beschäftigungs- und wirtschafts-
politischer Strategien, die gegenwärtig frei-
lich in keinem Land in Sicht sind.
Es gibt, darauf sei in diesem Zusammenhang 
verwiesen, bereits eine ganze Reihe von Mo-
dellversuchen, in denen die „Nutzung" von 
Bildungseinrichtungen als „Aufbewahrungsor-
ten" zugleich mit inhaltlichen Reformen ver-
bunden wird, die eine bessere Vermittlung 
von Arbeit, praktischen Erfahrungen und in- 
novatorischem Lernen zum Ziel haben. Solche 
Reformmodelle sind am weitesten fortge-
schritten in Dänemark 17 ) ; sie finden sich an-
satzweise auch in den Niederlanden. Hier 
gibt es eine Reihe von Schulen, die als eigene 
Produktionsstätten der Jugendlichen konzi-
piert sind; die Jugendlichen besuchen hier 
nicht nur den Unterricht, sondern leisten auch 
selbstverantwortliche Arbeit. Solche Modelle 
gehen über die demotivierende Beschäfti-
gungstherapie vieler berufsvorbereitender 
Maßnahmen weit hinaus; die Schule wird hier 
— der Tendenz nach — selbst zum Arbeits-
platz.
Ein anderes alternatives Modell für die Lö-
sung von Beschäftigungsproblemen, auf das 
hingewiesen sei, ist das italienische Modell 
des Bildungsurlaubs; die Arbeitnehmer sollen 
die Fähigkeit erwerben, sich gegen Dequalifi- 
zierungstendenzen zur Wehr zu setzen und 
eine größere Einsicht in den gesellschaftli-
chen Zusammenhang der Arbeit zu gewinnen, 
damit sie für Mitbestimmungs- und Mitwir-
kungsmöglichkeiten bei der Gestaltung der 
Produktion qualifiziert sind18 ). Solche Pha-
sen des Bildungsurlaubs könnten tariflich 
oder arbeitsrechtlich damit gekoppelt werden, 
zusätzliche Beschäftigungsmöglichkeiten für 
Jugendliche zu schaffen; gleichzeitig würde 
sich damit ein Weg anbieten, die Beschäfti-
gungsprobleme von Hochschulabsolventen ab-
zubauen und die Hochschulen stärker für die 
Probleme der Arbeitswelt zu öffnen.



III. Zur Situation in den einz
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elnen Ländern — 
Ein Überblick über die wichtigsten Daten )

Belgien

Der Anteil der Jugendlichen an allen Arbeits-
losen betrug in Belgien Ende der 60er Jahre 
im Durchschnitt 15—16 Prozent, sank dann 
vorübergehend und stieg seit 1973/74 stark 
an, auf etwa ein Drittel aller Arbeitslosen. 
Die höchsten Zahlen erreicht die Jugendar-
beitslosigkeit jeweils nach den Schulentlaß-
terminen im August und September; Septem-
ber 1977 waren 147 000 Jugendliche arbeitslos 
(= 43,6 Prozent allere Arbeitslosen), 34 000 
mehr als zwei Jahre zuvor und rund 90 000 
mehr als 1974. Dieser außerordentlich hohe 
Anstieg war von einer im Vergleich zu 
anderen Ländern ungewöhnlich starken Zu-
nahme der Dauer der Arbeitslosigkeit bei Ju-
gendlichen begleitet: Während 1974 noch 
42 Prozent aller Jugendlichen weniger als 
drei Monate arbeitslos waren, lag dieser An-
teil 1976 nur noch bei 26 Prozent; ebenfalls 
26 Prozent waren länger als ein Jahr arbeits-
los, gegenüber 17 Prozent 1974. In Belgien ist 
die Dauer der Arbeitslosigkeit Jugendlicher 
wesentlich länger als in den meisten anderen 
Ländern, in denen der Anteil der Jugend-
lichen, die länger als ein Jahr arbeitslos sind, 
in der Regel unter zehn Prozent liegt.

Ein weiteres auffallendes Strukturmerkmal 
der Jugendarbeitslosigkeit in Belgien ist die 
sehr hohe Betroffenheit weiblicher Jugendli-
cher: Ihr Anteil an allen Arbeitslosen unter 
25 Jahren lag im Durchschnmitt der Jahre 
1969—1977 bei 68,7 Prozent. Entsprechend la-
gen die Arbeitslosenquoten etwa doppelt so 
hoch wie bei den Jungen. 1976 waren 18,8 
Prozent (!) aller erwerbstätigen weiblichen 
Jugendlichen arbeitslos, gegenüber 9,2 Pro-
zent aller männlichen Jugendlichen. Dies ist 
nur ein Aspekt der generell sehr hohen Frau-
enarbeitslosigkeit in Belgien; die Arbeitslo-
senquoten für alle Frauen lagen bei 14,8 Pro-
zent, bei Männern bei 5,5 Prozent. Weibliche 
Jugendliche sind außerdem etwa doppelt so 
lang arbeitslos wie männliche; über ein Drit-
tel von ihnen waren 1977 bereits länger als 
ein Jahr ohne Arbeit.

Jugendliche mit niedrigem Bildungsniveau 
sind am strärksten betroffen; 42 Prozent der 
arbeitslosen Jugendlichen hatten einen Ab-
schluß, der dem deutschen Hauptschulab-
schluß entspricht. Die Arbeitslosigkeit sinkt 
mit steigendem Bildungsgrad und ist am ge-
ringsten bei Universitätsabsolventen. — Die 
Jugendarbeitslosigkeit ist auf bestimmte Wirt-
schaftszweige konzentriert, bei den weibli-
chen Jugendlichen auf die Bereiche Handel 
und Dienstleistungen und Bekleidungswesen, 
bei den männlichen Jugendlichen auf die Be-
reiche Bauwirtschaft, Handel und Dienstlei-
stungen und Metallverarbeitung. — Fast 
12 000 arbeitslose Jugendliche waren 1976 
Ausländer — das waren etwa 31 Prozent aller 
ausländischen Arbeitnehmer.

An Förderungseinrichtungen sind zu nennen: 
— staatlich finanzierte Betriebspraktika von 
sechs Monaten Dauer;
— die Einführung einer gesetzlichen Pflicht 
für Betriebe mit mindestens 100 Beschäftigten, 
eine bestimmte Anzahl von Praktikanten auf-
zunehmen (auch für diese Praktika gibt es in-
zwischen eine staatliche Prämie);

— die Einrichtung besonderer „Beobach- 
tungs- und Beratungszentren" mit berufsvor-
bereitenden Kursen für arbeitslose Jugendli-
che;
— die Ermöglichung eines vorzeitigen Ab-
gangs ins Rentenalter, wenn dafür Arbeitslose 
unter 30 Jahren eingestellt werden.

Generelle Lohnzuschüsse gibt es in Belgien 
bislang nur im Rahmen der Regionalpolitik; 
wie in anderen Ländern werden aber spezielle 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen für Jugendli-
che durchgeführt.

Dänemark

Uber Dänemark liegen nur wenig Daten vor. 
Der Anteil der Jugendlichen an allen Arbeits-
losen ist mit nicht ganz 25 Prozent am niedrig-
sten in der EG, und er hat sich auch während 
der Krisenjahre praktisch nicht erhöht; aller-
dings werden in der Statistik nicht die Jugend-
lichen erfaßt, die auf der Suche nach einem 
Erstarbeitsplatz sind. Die Arbeitslosenquote 
der Jugendlichen lag 1975 nach einer Stich-
probenerhebung des Statistischen Amts der 
EG, die die Erstbeschäftigungssuchenden mit 
einbezieht, sehr hoch, nämlich bei 12,7 Prozent 
für die 14—19jährigen und 14 Prozent für die 

19) Die Daten sind entnommen aus: Kommission 
der EG (Anm. 2); EUROSTAT, Statistisches Tele- 
gramm (monatliche Statistik zur Arbeitslosigkeit); 
Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft, 
Beschäftigungsprobleme Jugendlicher in ausge- 
wählten Ländern, Bonn 1975; Europäisches Zen- 
trum ... (Anm. 9); dass., Berufswahl und Motiva-
tion von Jugendlichen, Typoskript Berlin 1977. Die 
Bundesrepublik habe ich ausgeklammert; s. dazu 
Harten (Anm. 1).



20—24jährigen (zum Vergleich: in der Bundes-
republik lag sie nach der gleichen Erhebung 
bei 6,5 Prozent bzw. 4,4 Prozent). Geschlechts-
spezifisch differieren die Arbeitslosenquoten 
nur unwesentlich; bei den 14—19jährigen sind 
Frauen, bei den 20—24jährigen Männer leicht 
stärker betroffen.
Wenn der Anteil der registrierten Jugend-
lichen an den Arbeitslosen sich seit 1971 kaum 
verändert hat, dann dürfte dies damit Zusam-
menhängen, daß der Anteil der 15—19jährigen 
an der Gesamtbevölkerung von 1969 bis 1975 
gesunken ist. Da er seitdem aber wieder 
steigt, wird auch für die Zukunft mit einer 
wachsenden Jugendarbeitslosigkeit zu rech-
nen sein. — Ungefähr 45 Prozent aller arbeits-
losen Jugendlichen sind Schulabgänger aus 
der 7.—10. Klasse; am geringsten ist das Ar-
beitslosigkeitsrisiko bei Jugendlichen mit ab-
geschlossener Berufsausbildung.

Wegen der besonders hohen Betroffenheit Ju-
gendlicher mit niedrigem Bildungsabschluß 
oder ohne Berufsausbildung liegt das Schwer-
gewicht der Maßnahmen auf dem Gebiet der 
beruflichen Bildung. Vor allem ist das schuli-
sche Angebot an Kursen, Lehrgängen usw. für 
ungelernte Jugendliche erweitert worden (die 
berufsvorbereitenden Maßnahmen werden 
größtenteils von den Schulen durchgeführt). 
Außerdem ist eine Reform der beruflichen 
Bildung begonnen worden, in der an die Stel-
le der herkömmlichen Lehrlingsausbildung 
ein System der „experimentellen Berufsbil-, 
düng" treten soll, in dem die Jugendlichen 
zunächst ein Jahr überbetriebliche, praktisch-
theoretische Ausbildung und anschließend 
zwei bis drei Jahre betriebliche Ausbildung 
absolvieren sollen. — Auf alternative Model-
le der Verknüpfung von Arbeit und Lernen 
haben wir bereits hingewiesen.
Dänemark hat es bisher abgelehnt, Arbeits-
plätze für Jugendliche durch Beschäftigungs-
prämien zu „subventionieren", weil dadurch 
andere Arbeitnehmergruppen automatisch be-
nachteiligt würden. Statt dessen ist relativ 
viel für Arbeitsbeschaffungsprogramme aus-
gegeben worden, durch die 1974—1977 insge-
samt 10 000 Jugendliche beschäftigt werden 
konnten; finanziert werden vor allem Arbeiten 
zur Verbesserung der Umwelt, zum Bau von 
Museen, Schulen, Sportplätzen usw.

Frankreich

In Frankreich ist die Jugendarbeitslosigkeit 
wie die gesamte Arbeitslosigkeit seit 1969 
kontinuierlich gestiegen, aber erst 1975 kam 
es zu einer tiefen Krise auf dem Arbeits-
markt; die Arbeitslosenzahlen verdoppelten 

sich innerhalb von zwei Jahren, und der An-
teil der Jugendlichen wuchs um 10 Prozent. 
Im Oktober 1977 erreichte die Zahl der ar-
beitslosen Jugendlichen mit 557 800 ihren bis-
herigen Höhepunkt — bei insgesamt 1,2 Mio. 
Arbeitslosen machte ihr Anteil zu diesem 
Zeitpunkt 46,3 Prozent aus, d. h. nahezu jeder 
Zweite Arbeitslose war noch nicht 25 Jahre 
alt; für ältere Arbeitnehmer bestand also 
praktisch Vollbeschäftigung.
Weibliche Jugendliche sind besonders stark 
betroffen: Ihr Anteil an allen arbeitslosen Ju-
gendlichen lag im Durchschnitt der Jahre 
1969—1977 bei etwa 60 Prozent. Ebenfalls 
stark betroffen sind Berufsanfänger, deren 
Anteil im September 1974 27 Prozent, ein Jahr 
später bereits fast 40 Prozent ausmachte, da-
von waren wiederum 60 Prozent Mädchen. 
Die Frauenarbeitslosigkeit geht mit dem Alter 
deutlich zurück und ist mit fast einem Drittel 
wesentlich auf die Gruppe der 18—21jährigen 
konzentriert; hierin kommen zum einen Pro-
bleme des Übergangs von der Schule in den 
Beruf bzw. Qualifikationsprobleme, zum ande-
ren der steigende Wunsch nach Erwerbstä-
tigkeit bei jungen Frauen zum Ausdruck20 ). 
— Die Arbeitslosenzahlen schwanken regio-
nal z. T. beträchtlich. Sie sind am niedrigsten 
in der Pariser Region, am höchsten in der 
Bretagne, der Basse-Normandie und dem Süd-
westen, also den wirtschaftlich weniger ent-
wickelten Gebieten.

20) Näher hierzu: P. Clerc, Croissance du chömage 
chez les jeunes?, in: Economie et humanisme (Pa-
ris), No. 185/1969).
21) M. Blachere, Französischer Bericht, in: Europä-
isches Zentrum....... Jugendarbeitslosigkeit und Be-
rufsbildung, a. a. O., S. 73.

Besonders hoch ist der Anteil unqualifizierter 
Jugendlicher. 1974 waren 61 Prozent aller ar-
beitslosen Jugendlichen Un- und Angelernte, 
und nach einer Untersuchung aus dem Jahre 
1973 hatte jeder Dritte von ihnen die beruf-
liche Ausbildung abgebrochen. Von den ar-
beitslosen Jugendlichen hatte 1975 ein Drittel 
die Schule ohne Abschluß verlassen. Ein 
großer Teil dieser Jugendlichen mit niedrigem 
Bildungsniveau ist aus der Landwirtschaft ab-
gewandert. Allerdings gibt es auch einen ho-
hen Anteil qualifizierter Angestellter (28,5 Pro-
zent 1974) an den Arbeitslosen unter 25 Jah-
ren. Daß es auch für Jugendliche mit berufli- 
cher Qualifikation große Beschäftigungspro-
bleme gibt, wird u. a> daran deutlich, daß 1976 
von den als Angelernten oder Hilfsarbeitern 
tätigen Jugendlichen 19 Prozent einen Fachar-
beiterbrief, von den als ungelernten Arbeitern 
im tertiären Sektor beschäftigten Jugendli-
chen sogar über 40 Prozent einen Fachschul-
abschluß hatten21 ). Das bedeutet, daß beim



Übergang vom Berufsbildungs- ins Beschäfti-
gungssystem ein Prozeß der „Dequalifizierung" 
stattfindet, der darauf hinweist, daß die Ent-
wicklung des Qualifikationsbedarfs im Be-
schäftigungssystem hinter der durch die be-
rufliche Bildung vermittelten „Nachfrage" der 
Jugendlichen zurückbleibt.
Maßnahmen speziell zur Bekämpfung der 
Jugendarbeitslosigkeit sind vor allem die Ein-
führung von „Arbeits-Ausbildungsverhältnis- 
sen“ (contrats emploi-formation"), die Arbeits-
erprobung, außerdem die Befreiung der Ar-
beitgeber von Sozialabgaben bei der Einstel-
lung jugendlicher Arbeitskräfte und Lehrlin-
ge, größere finanzielle Unterstützung für die 
Lehrlingsausbildung, Zuschüsse zur Arbeits-
platzbeschaffung und die Ermöglichung eines 
vorzeitigen Ausscheidens älterer Arbeitnehmer 
aus dem Arbeitsprozeß, wenn dafür Jugend-
liche eingestellt werden.

Ziel der „Arbeits-Ausbildungsverhältnisse" 
ist es, die Einstellung von Jugendlichen ohne 
Qualifikation für die Betriebe zu erleichtern. 
Der Arbeitgeber muß sich verpflichten, einen 
Jugendlichen für mindestens sechs Monate zu 
beschäftigen und ihn während einer bestimm-
ten Zeit auszubilden; der Staat zahlt die Ko-
sten der Ausbildung und subventioniert die 
Löhne der Jugendlichen. So sehr auch die 
Verbindung von Arbeit und Ausbildung be-
rufspädagogisch sinnvoll ist, problematisch 
ist daran, daß mit dieser Maßnahme, wie die 
CGT kritisiert hat, das Gesetz zur Neuord-
nung der beruflichen Fortbildung von 1971 
unterlaufen wird; danach sollten solche Aus-
bildungsleistungen unter Beteiligung der Ar-
beitgeber über einen Fonds finanziert werden, 

22
der vorgesehene Finanzierungssatz ist aber 
längst noch nicht erreicht ).

Großbritannien

Großbritannien ist das Land mit der höchsten 
Zahl arbeitsloser Jugendlicher; im Juni 1977 
waren mit 738 400 45,5 Prozent aller Arbeits-
losen Jugendliche. Allerdings werden diese 
Zahlen dadurch relativiert, daß die Dauer 
der Arbeitslosigkeit bei Jugendlichen in 
Großbritannien am kürzesten ist. 80 Prozent 
waren weniger als drei Monate arbeitslos (in 
der Bundesrepublik und Frankreich lag dieser 
Anteil bei 61 Prozent bzw. 62 Prozent). Da 
außerdem ein sehr großer Teil dieser Jugend-

liehen Schulabgänger sind, ist die Jugendar-
beitslosigkeit unmittelbar nach den Schulent-
laßterminen zwar ungewöhnlich hoch, geht 
dann aber sehr schnell im Laufe des Jahres 
wieder zurück; so ist die Zahl der arbeitslo-
sen Schulabsolventen von 160 000 im August 
1975 bis zum Februar/März auf 25 000 gesun-
ken. Offenbar handelt es sich bei der Jugend-
arbeitslosigkeit in Großbritannien zu einem 
großen Teil nur um kurzfristige Friktionen 
beim Übergang von der Schule in den Beruf. 
Allerdings sind die Zahlen unvollständig, 
weil unter den arbeitslosen Berufsanfängern 
nur die unter 18jährigen aufgeführt wer-
den 23).

!!) CNAF, a. a. O., S. 75.
Nur am Rande sei bemerkt, daß von den arbeitslo-
sen Jugendlichen 1975 nur 20 Prozent volle Ar-
beitslosenunterstützung (90 Prozent des bisherigen 
Lohns), weitere 19 Prozent eine Unterstützung von 
35—40 Prozent erhielten. Vgl. CNFA, a. a. O., S. 
63.

Auf der anderen Seite sind aber die Beschäfti-
gungsprobleme der Jugendlichen immer stär-
ker angewachsen. Zum einen hat sich die 
Dauer erhöht — weniger als drei Monate ar-
beitslos waren 1976 nur noch 69 Prozent. Zum 
anderen sind die Arbeitslosenquoten vor al-
lem bei den jüngeren Altersgruppen sehr 
stark angestiegen; so ist die Arbeitslosenquo-
te der unter 18jährigen bei den männlichen 
Jugendlichen von 13,8 Prozent im Juli 1975 
auf etwa das Doppelte im Juli 1976 angestie-
gen, bei den Mädchen von 10,4 auf 25,6 Pro-
zent. Und schließlich liegen die Arbeitslosen-
quoten auch zum Jahresbeginn mittlerweile 
sehr hoch — im Januar 1977 waren immer 
noch 12,8 Prozent der Jungen und 14,1 Pro-
zent der Mädchen unter 18 Jahren ohne Stel-
lung.

Die Arbeitslosenquoten der weiblichen Ju-
gendlichen lagen lange Zeit deutlich unter 
denen der männlichen Jugendlichen. Die 
Kehrseite ist, daß Mädchen in Großbritannien 
kaum Chancen haben, eine Lehrstelle zu fin-
den; die Arbeitslosenquoten der weiblichen 
Jugendlichen sind in den letzten Jahren aber 
wesentlich stärker gestiegen und nähern 
sich langsam denen der männlichen Jugend-
lichen an — bei den unter 18jährigen lagen 
sie im Januar 1977 bereits höher. Außerdem 
ist der Anteil der weiblichen Jugendlichen 
an allen arbeitslosen Frauen besonders hoch; 
er lag in den letzten Jahren zwischen 57 und 
65 Prozent. Das bedeutet, daß für die älteren 
berufstätigen Frauen kaum eine größere Ar-
beitslosigkeit besteht; bei den männlichen 
Jugendlichen liegt dieser Anteil mit 36—40 
Prozent wesentlich niedriger. — Auch in 
Großbritannien sind Unqualifizierte besonders 
betroffen: Nach einer 1972 durchgeführten 
Untersuchung besaßen 70 Prozent der Jugend-
lichen ohne Arbeit weder eine anerkannte

M) Vgl. A. J. H. Dean, Unemployment among 
school leavers, in: National Institute Economic Re-
view No. 78, Nov. 1976. 



schulische und berufliche Qualifikation. Als 
Förderungsmaßnahmen sind zu nennen:
Die Regierung finanziert einjährige Ausbil-
dungslehrgänge für Jugendliche, die keine 
Lehrstelle finden konnten; außerdem werden 
berufsvorbereitende Kurse veranstaltet und 
Zuschüsse für zusätzliche Ausbildungsplätze 
verg
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eben. Wie in anderen Ländern gibt es 
auch in Großbritannien Lohnkostenzuschüsse. 
1972 wurde die Pflichtausbildungszeit um ein 
Jahr verlängert; die Jugendarbeitslosigkeit 
ging daraufhin zwar zurück, aber trotzdem — 
und obwohl die Zahl der Schüler zwischen 15 
bis 18 Jahren bis 1974 um  Prozent zuge-
nommen hat — konnte dies das Anwachsen 
der Jugendarbeitslosigkeit seither nicht ver-
hindern.
Am umfangreichsten sind in Großbritannien 
die direkten Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen. 
Mit den hierfür bereitgestellten Mitteln 
konnten 1975—1977 fast 100 000 Jugendli-
che beschäftigt werden; hinzu kommen weite-
re 40 000 Jugendliche, die 1977 an Formen 
der Arbeitserprobung teilnahmen („work ex- 
perience Programme" = Betriebspraktika, in 
denen Arbeit und Ausbildung verknüpft wer-
den soll). Das Arbeitsbeschaffungsprogramm 
sieht Zuschüsse ah öffentliche Behörden und 
Wohlfahrtsverbände vor, die Arbeiten von ge-
meinnützigen Wert — insbesondere Arbeiten 
zur Modernisierung der Städte — durchfüh-
ren; „die Vorhaben befassen sich zu 48 Pro-
zent mit der Verbesserung und Erhaltung der 
Umwelt und zu 11 Prozent mit der Errichtung 
sozialer Dienste"24).

24) Kommission der EG, Maßnahmen der Mitglied-
staaten ..., a. a. O.

Irland

Uber Irland sind keine näheren Zahlen be-
kannt; die arbeitslosen Jugendlichen werden 
nicht speziell erfaßt, da sich die meisten von 
ihnen doch nicht melden, weil sie von vorn-
herein nicht mit einer Vermittlungschance 
rechnen. Für 1977 wird ihr Anteil an allen 
Arbeitslosen auf 44 Prozent geschätzt; in der 
Stichprobenerhebung der EG wurde 1975 eine 
Arbeitslosenquote von 21,6 Prozent bei den 14 
bis 19jährigen ermittelt — die mit Abstand 
höchste in der EG. Einzeluntersuchungen er-
gaben, daß die Jugendarbeitslosigkeit am 
höchsten in städtischen Arbeitervierteln ist 
(Arbeitslosenquoten um 25 Prozent) und dort 
vor allem Arbeiterjugendliche mit niedrigen 
Bildungsabschlüssen betroffen sind. Irland hat 
im übrigen auch die höchsten allgemeinen 
Arbeitslosenquoten (1976: 10,9 Prozent; 1977: 
J0,7 Prozent).

Diese extrem hohe Arbeitslosigkeit erklärt 
sich nicht nur aus dem besonders rückständi-
gen Charakter der Wirtschaft, sondern auch 
daraus, daß die Auswanderungsbewegung, die 
in Irland traditionell sehr ausgeprägt war, in 
den letzten Jahren zum Stillstand gekommen 
ist: „Nachdem die traditionellen Einwande-
rungsgebiete für irische Arbeitskräfte in 
Ubersee ... einen Wirtschaftsabschwung nah-
men, kommt es nur noch vereinzelt zur Aus-
wanderung. Das Land erlebt daher einen An-
stieg der Bevölkerung und damit einen Zu-
gang an Jugendlichen, die erstmals Arbeit su-
chen." 25)
In Irland gibt es Prämien für die zusätzliche 
Einstellung von Schulabgängern und Ausbil-
dungszuschüsse für neue oder sich ausweiten-
de Industriezweige. Außerdem ist die Berufs-
ausbildung reformiert und die Lehrzeit ver-
längert worden; das erste Jahr soll in Zukunft 
in einer außerbetrieblichen Ausbildungsstätte 
stattfinden, die Zahl der Plätze dafür ist ver-
mehrt worden. Daneben gibt es berufsvorberei-
tende Maßnahmen für Schulabgänger, die noch 
keinen Berufsweg eingeschlagen haben, und 
ein Sonderausbildungsprogramm, in dem ju-
gendlichen Arbeitslosen unter Aufsicht eines 
Handwerksmeisters in Projekten von allge-
meinnütziger Bedeutung (z. B. Inneneinrich-
tung von Gemeinschaftszentren, Jugendklubs 
und -herbergen) Arbeiterfahrungen vermittelt 
werden.

Italien

In Italien war die Arbeitslosigkeit schon vor 
der Krise relativ hoch; zwischen 1965 und 
1972 lag die Arbeitslosenquote kontinuierlich 
zwischen 3 Prozent und 4 Prozent, seitdem ist 
sie jedoch bis auf 7 Prozent 1977 gestiegen. 
Der Anteil der Jugendlichen an der Arbeitslo-
sigkeit schwankte bis 1972 um 26 Prozent 
und stieg bis 1976 auf 36,8 Prozent an. In der 
Statistik werden allerdings nur Jugendliche 
aufgeführt, die weniger als 21 Jahre alt sind 
und eine Erstbeschäftigung suchen. Anfang 
1976 waren 1,02 Mio. Jugendliche unter 25 Jah-
ren un- oder unterbeschäftigt, davon 850 000 
auf der Suche nach einer Erstbeschäftigung. 
Von 1,46 Mio. registrierten Arbeitslosen wa-
ren im Januar 1977 1,054 Mio. 14—29 Jahre 
alt; 619 000 Arbeitslose suchten eine Erstbe-
schäftigung.
Die Arbeitslosigkeit ist in Italien im wesent-
lichen ein Problem des Eintritts ins Erwerbs-
leben bzw. des Übergangs vom Bildungs- ins

25) B. V. Keane, Irländischer Bericht, in: Europä-
isches Zentrum ..., Jugendarbeitslosigkeit und Be-
rufsbildung, a. a. O., S. 149 ff.



Beschäftigungssystem. Die Barrieren, die da-
bei zu überwinden sind, sind offenbar unge-
wöhnlich hoch. Die Arbeitslosenquote lag 
1975 für die 14—19jährigen, die eine Erst-
beschäftigung suchten, bei 14,5 Prozent, für 
die 20 bis 24jährigen bei 7,6 Prozent, wäh-
rend sie bei allen anderen Altersgruppen, 
aber auch bei den Jugendlichen, die bereits 
erwerbstätig waren, unter 3 Prozent lag, bei 
den über 30jährigen sogar unter 1 Prozent. 
Dabei ist jedoch zu berücksichtigen, daß in 
Italien eine besonders hohe verdeckte Ar-
beitslosigkeit existiert. Für Januar 1977 wird 
geschätzt, das 1,12 Mio. Personen nicht auf 
Arbeitssuche sind, unter bestimmten Bedin-
gungen aber arbeiten würden und könnten.

Die Arbeitslosenquoten sind im Süden fast 
doppelt so hoch wie im Norden des Landes: 
Gleichzeitig ist die Erwerbstätigenrate der 
14- bis 19jährigen im Norden mit 33,6 Prozent 
am höchsten, im Süden und in der Mitte mit 
rund 20 Prozent dagegen wesentlich niedriger. 
Für weibliche Jugendliche liegt sie im Sü-
den sogar nur bei 11,4 Prozent — Zahlen, die 
auf einen hohen Grad an Unterbeschäftigung 
bzw. verdeckter Arbeitslosigkeit hinweisen. 
Bemerkenswert ist, daß die Arbeitslosenquo-
ten der 14- bis 19jährigen gestiegen sind, ob-
wohl ihre Erwerbstätigenraten stark zu-
rückgegangen sind 26 ). Hierin kommt die 
Bildungsexpansion dieser Jahre zum Aus-
druck — die Schülerzahlen sind in Italien in 
den letzten 10 Jahren stärker gestiegen als 
im EG-Durchschnitt —, aber auch, daß die län-
gere Verweildauer im Bildungswesen die Be-
schäftigungschancen der Jugendlichen nicht 
verbessert hat, sondern eher eine „Aufbewah-
rungsfunktion" des Bildungssystems für sonst 
arbeit
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slos werdende Jugendliche anzeigt, also 
Schule und Hochschule keine „produktive" 
Funktion erfüllen ) .

In diesem Zusammenhang ist auf den unge-
wöhnlich hohen Anteil arbeitsloser Abiturien-
ten und Akademiker hinzuweisen. 1975 hatten 
fast 40 Prozent der arbeitslosen Jugendlichen 
auf der Suche nach einem Erstarbeitsplatz 
das Abitur oder einen akademischen Abschluß 
(absolut: 321 000). Andererseits haben insge-
samt mehr als zwei Drittel aller Arbeits-

“) Die Arbeitslosenquoten stiegen von jeweils 
10,3 Prozent 1965 auf 16,2 Prozent bei den männli-
chen und 17,5 Prozent bei den weiblichen Jugend-
lichen 1975,- die Erwerbstätigenrate ging bei den 
männlichen Jugendlichen von 51,6 Prozent auf 28,9 
Prozent, bei den weiblichen Jugendlichen von 35,9 
Prozent auf 22,2 Prozent zurück.
" Vgl. G. Birtig, Employment problems and the 
educational System in Italy, in: International La-
bour Review, Vol. 114, No. 1, July-August 1976. 

losen keinen höheren als den Grundschulab-
schluß; dies zeigt „das Dilemma eines Arbeits-
markts, der diejenigen ausstößt, welche kein 
ausreichendes Bildungsniveau haben, aber 
nicht in der Lage ist die Arbeitskräfte aufzu-
nehmen, die mit einem akademischen Ab-
schlußzeugnis auf dem Arbeitsmarkt erschei-
nen“ 28 ).

Die staatliche Hilfen haben sich bisher im 
wesentlichen auf die Gewährung von Be-
schäftigungsprämien beschränkt. 1977 ist aber 
ein Arbeitsbeschaffungsprogramm beschlos-
sen worden, nach dem Jugendliche in Tätig-
keiten von öffentlichem Interesse beschäftigt 
werden sollen. Außerdem gib es verschiede-
ne berufsbildungspolitische Vorhaben, die im 
Anlaufen oder noch im Entwicklungsstadium 
sind, so z.B. das „Progetto Mezzogiorno-Gio- 
vani", das darauf abzielt, „die Strukturen der 
Berufsbildung durch eine alternierende Aus-
bildung Schule/praktische Arbeit, durch 
eine neue Festlegung der beruflichen Qualifi-
kation und der Berufslaufbahn sowie durch 
die Schaffung von Möglichkeiten einer stän-
digen Weiterbildung der Ausbilder zu er-
neuern" 298).

28) P. Palomba, Aspekte der Jugendarbeitslosig-
keit ..., a. a. O., S. 212.
20) Kommission der EG, Maßnahmen der Mitglied-
staaten ..., a. a. O.

Niederlande

Die Zahl der arbeitslosen Jugendlichen ist in 
den Niederlanden seit 1969 ständig gestiegen, 
allerdings ist in bezug auf ihren Anteil an 
der Gesamtarbeitslosigkeit keine klare Ten-
denz erkennbar; hier schwanken die Zahlen 
zwischen 26 Prozent und 37 Prozent. Der vor-
läufige Höhepunkt der Jugendarbeitslosigkeit 
war im August 1977, als 96 600 Jugendliche 
ohne Arbeit waren; ihr Anteil lag damit bei 
46,3 Prozent, ging aber bis zum Dezember 
wieder auf 41,6 Prozent zurück. Die Dauer der 
Jugendarbeitslosigkeit hat erheblich zuge-
nommen: waren 1974 noch 74 Prozent weni-
ger als 3 Monate arbeitslos, waren es zwei 
Jahre später nur noch 58 Prozent. Etwa die 
Hälfte der arbeitslosen Jugendlichen sind Be-
rufsanfänger — der Übergang vom Bildungs- 
ins Beschäftigungssystem stellt also auch hier 
ein zentrales Problem dar.

Eine besonders betroffene Gruppe sind die 
ausländischen Jugendlichen, vor allem Suri-
namer; die Zahl der Arbeitslosen unter ihnen 
ist zwischen 1974 und 1976 doppelt so schnell 
gewachsen ( von 2 860 auf 11 780) als die der 
arbeitslosen Jugendlichen insgesamt. Die Ar-



beitslosenquoten von Mädchen liegen unter 
denen der Jungen, es wird aber geschätzt, 
daß 40 Prozent der arbeitslosen weiblichen 
Jugendlichen nicht gemeldet sind. Männliche 
Jugendliche sind besonders betroffen in den 
Bereichen Bau, Metall und Verwaltung, weib-
liche Jugendliche im Einzelhandel, in Verwal-
tungs- sowie medizinischen und sozialen Beru-
fen.

In den niederländischen Berichten an die EG 
wird unter anderem eine „veränderte Haltung 
und Motivation der Jugendlichen der Arbeit 
gegenüber“ als ein Erklärungsfaktor genannt, 
die sie selektiver an den Arbeitsmarkt heran-
treten lasse; offenbar sind viele Jugendliche 
immer mehr eher bereit, für eine begrenzte 
Zeit Arbeitslosigkeit in Kauf zu nehmen als 
eine weniger attraktive Berufstätigkeit zu ak-
zeptieren.

Der Schwerpunkt der staatlichen Maßnahmen 
liegt auf berufsbildungspolitischem Gebiet. So 
ist die berufliche Grundbildung auf vier Jahre 
verlängert worden, und im ersten Jahr der be-
ruflichen Grundbildung und der im Versuch 
anlaufenden Gesamtschule ist ein Fach tech-
nische Grundlagen eingeführt worden. Diese 
Maßnahmen sollen dazu beitragen, die Berufs-
wahl zu erleichtern. Daneben ist ein zweiter 
Tag Teilzeitschulpflicht für 16jährige einge-
führt worden, verbunden mit einer Ausbil-
dungsförderungszulage, damit ihnen dadurch 
keine Nachteile auf dem Arbeitsmarkt ent-
stehen. — Eine niederländische Besonderheit 
ist der viel diskutierte „DUO-Banen-Plan", 
nach dem sich zwei Jugendliche einen Arbeits-
platz, einen Lohn und eine Arbeitslosenunter-
stützung teilen sollen — praktisch eine Auf-
teilung der Lohnkosten zwischen Staat und 
Betrieb.
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Dokumentation
Unter dem Kennwort „Dokumentation" sollen künftig von Zeit zu Zeit in „Aus 
Politik und Zeitgeschichte" Beiträge führender Repräsentanten der demokra-
tischen Parteien veröffentlicht werden, die in ähnlicher Weise wie die hier 
abgedruckte Rede Willy Brandts Daten der Zeitgeschichte, grundsätzlich-pro-
grammatische Selbstdarstellung und daraus abzuleitende Konsequenzen für die 
Gegenwarts- und Zukunftsbewältigung miteinander verbinden. Die Wiedergabe 
solcher Fundamentalaussagen dient mit dem Angebot beachtenswerter, aus der 
Zusammenschau von Vergangenheit und Gegenwart gewonnener Orientierungs-
elemente ebenso den Zielen der politischen Bildung, wie sie andererseits dem 
Titelanspruch der Zeitschrift in besonderer Weise gerecht wird. Der Heraus-
geber hofft zudem, mit diesem neuen Akzent im redaktionellen Programm der 
„Beilage" zum Abbau des verbreiteten Vorurteils vom schier unüberbrückbaren 
Gegensatz von „Geist" und „Tat" beitragen zu können.

Die Redaktion

Willy Brandt

Zum 100. Jahrestag des „Gesetzes 
gegen die gemeingefährlichen Bestrebungen 
der Sozialdemokratie"

I.

Wir erinnern uns heute eines der leider zahl-
reichen Daten unserer Geschichte, die weder 
freudige Gefühle wecken noch zu nationalem 
Stolz berechtigen.

Die hundertste Wiederkehr des Tages, an 
dem das Gesetz „gegen die gemeingefähr-
lichen Bestrebungen der Sozialdemokratie" 
eingebracht wurde, veranlaßt uns zum Nach-
denken. Sie kann auch dazu beitragen, daß 
wir aus Vergangenem lernen — und dazu 
sollte die Beschäftigung mit der Geschichte ja 
eigentlich da sein.

Erinnern wir uns zunächst noch etwas ge-
nauer: Am 11. Juni 1878 ,also heute genau vor 
hundert Jahren, ist es soweit: der Reichskanz-
ler schreitet zur Tat. Nach zwei Attentaten auf 
den Kaiser scheint ihm der Boden endlich 
bereitet. In der — zutreffenden — Erwartung, 
daß ihm Neuwahlen eine gefügige Mehrheit 
bescheren und ihm freie Hand geben würden, 
löst er den Reichstag auf. Er will eine gründ-
liche und nachhaltige Kurskorrektur der inne-
ren Politik.

Rede, im Rahmen einer Veranstaltung der Fried- 
rich-Ebert-Stiftung zum hundertsten Jahrestag des 
„Sozialistengesetzes" in der Frankfurter Pauls-
kirche am 11. Juni 1978.

Wir wissen: Otto von Bismarck war die Eini-
gung nach außen gelungen. Während seiner 
Kanzlerschaft blieb ihm bewußt, was die späte 
Reichsgründung im Herzen Europas bedeutete. 
Seine auswärtige Politik war durch Realismus 
und Augenmaß gekennzeichnet. Die Einigung 
nach innen hat Bismarck nicht vollbracht.
Im Gegenteil, er hat wesentlich dazu beigetra-
gen, daß sie auf lange Zeit verschüttet wurde. 
Denn er handelte nach dem in seinen „Erin-
nerungen" niedergelegten Grundsatz, für die 
Sicherheit des Staates sei das Übergewicht 
derer erforderlich, die „den Besitz" vertreten. 
Sieben Jahre nach der im Glanz militärischer 
Siege vollzogenen Reichsgründung schien ihm 
dieses Übergewicht gefährdet. Das Gespenst 
von Liberalismus und Sozialdemokratie sollte 
nicht länger das kaiserliche Deutschland be-
drohen.
„Wähler in Stadt und Land! Gebt durch Euer 
Votum am morgigen Tag zu erkennen, daß 
die Nation in Treue um den Kaiser geschart 
bleiben will." So ließ sich vor der Wahl die 
„Norddeutsche Allgemeine" vernehmen, des 
Kanzlers Sprachrohr.

Die „Kreuz-Zeitung" wurde, wie so oft, noch 
etwas deutlicher. Sie spricht aus, worauf es 
dem Kanzler, Außenminister und preußischen 



Ministerpräsidenten ankam: „Jetzt gilt es, das 
monarchische Prinzip und die obrigkeitliche 
Autorität gegenüber den Herrschaftsgelüsten 
der Massen wie dor Parlamente zu schüt-
zen . .. Der Sozialismus ist die konsequente 
Fortbildung des Liberalismus ... Wer also 
den Sozialismus bekämpfen will, muß bei dem 
Liberalismus den Anfang machen."

Tatsächlich hatte Bismarck im Wahlkampf die 
Nationalliberalen mit noch wüsteren Attacken 
überzogen als die junge Sozialdemokratie. 
Dies kam nicht von ungefähr. Denn die Natio-
nalliberale Partei, auf die Bismarck für eine 
Mehrheitsbildung im Reichstag angewiesen 
war, hatte sich zwar 1866 — nach dem Sieg 
über Österreich — von der Fortschrittspartei 
abgespalten und mit dem „kleindeutschen" 
Einigungskurs arrangiert, die Zielvorstellun-
gen der Liberalen — des „linken Flügels" in 
der Fortschrittspartei und des „rechten Flü-
gels" in der Nationalliberalen Partei, waren 
jedoch insofern die gleichen geblieben, als 
sie eine Parlamentarisierung des Reiches er-
strebten; Kanzler und Regierung sollten dem 
Reichstag verantwortlich sein.
Um nachvollziehen zu können, welche Spreng-
kraft in den liberalen Forderungen lag, muß 
man sich vor Augen halten: Das Deutsche. 
Reich war zwar kein Willkürstaat, aber was 
sah die Verfassung vor? Der Reichskanzler 
war einzig und allein dem Kaiser verantwort-
lich; er beherrschte die Reichsbehörden, an 
deren Spitze weisungsgebundene Staatssekre-
täre standen; und er beherrschte zugleich 
den Bundesrat, ohne dessen Zustimmung kein 
Gesetz in Kraft trat und in dem Preußen Veto-
recht besaß. Kurzum: das Reich war ein mo-
narchischer Obrigkeitsstaat, in dem die preu-
ßische Militäraristokratie das Sagen hatte. 
Wer an eine seiner Säulen rührte, der drohte 
das ganze Gebäude zum Einsturz zu bringen.
1878 nun wollte Bismarck die Gefahr endgültig 
bannen. Er wollte klare Verhältnisse.
Die Rechnung geht auf: Angesichts ihrer brök- 
kelnden Mehrheit — sie verlieren mehr als 
ein Fünftel ihrer Sitze — und verängstigt 
durch eine schleichende Wirtschaftskrise, zei-
gen sich die Nationalliberalen willfährig. Sie 
schwören den alten Idealen ab, verzichten auf 
ihre ureigene Forderung nach Parlamentarisie-
rung des Reiches und stimmen — am 19. Ok-
tober 1978 — dem Sondergesetz gegen die 
Sozialdemokratie zu.
Mit der Bewilligung der Schutzzölle und dem 
Bekenntnis zur Kolonialpolitik vollendete sich 
ein Jahr später dann die sogenannte „innere 
Reichsgründung". Sie wurde zur Tragödie des 
deutschen Liberalismus.

Hier liegen auch die Wurzeln dafür — jeden-
falls unter anderem —, daß Weimar schei-
terte; das Bürgertum war überwiegend nicht 
auf konstruktive Mitträgerschaft der demokra-
tischen Republik vorbereitet. Hieraus erklärt 
sich weiter, weshalb die deutsche Sozialdemo-
kratie so lange im Abseits blieb und es auch 
als Massenpartei noch schwer hatte, ihre Iso-
lierung zu überwinden. Gewiß, es gab die 
Weimarer Koalition. Im geschichtlichen Zu-
sammenhang bedeutete sie eben kaum mehr 
als eine Episode.
Bei uns in der Bundesrepublik gibt es nun seit 
bald einem Jahrzehnt (im größten Bundesland 
schon im zwölften Jahr) eine Koalition von So-
zialdemokraten und Freien Demokraten — das 
sozialliberale Regierungsbündnis, wenn ich 
mich an den Sprachgebrauch von 1969 halten 
darf. Die Erfahrung wird zeigen, wie weit es 
trägt und welche Spuren es hinterlassen wird. 
Seine Leistungen waren besser, als es sich 
dessen Träger zuweilen eingestanden haben 
(man könnte salopp hinzufügen: die Leistung 
der Truppe war durchweg besser als deren 
Stimmung.)
Jeder Rückblick, der noch etwas früher an-
setzt als vor hundert Jahren, läßt uns immer 
wieder erkennen, wie schwer es das Deutsch-
land der Aufklärung und des Humanismus ge-
habt hat. Und wie schwer es gewesen ist, frei-
heitliche Prinzipien in unserem staatlichen 
und gesellschaftlichen Leben zu verankern. 
Ich verkenne dabei nicht die demokratischen 
Reserven, die sich unter dem Eindruck der 
NS-Herrschaft und dann im Zusammenhang 
mit der europäischen Entwicklung auch im 
christlich-demokratischen und konservativen 
Lager ansammelten. Keiner darf so tun, als 
könnte er der Rechten pauschal den Stempel 
des Reaktionären aufdrücken. Aber ich mei-
ne, daß die Zukunft der deutschen Demokratie 
weiterhin in hohem Maße dadurch bestimmt 
sein wird, ob und wie die Kräfte des demokra-
tischen Sozialismus mit denen eines modernen 
sozialen Liberalismus gebündelt werden kön-
nen.
Die Rückbesinnung auf die Konstellation und 
die Ereignisse des Jahres 1978 sollte uns jene 
historische Dimension der sozialliberalen Zu-
sammenarbeit erkennen lassen, die über den 
Mühen und Querelen des Tages bisweilen ver-
lorenzugehen droht.
Hier, durch die Paulskirche zu Frankfurt, war 
dreißig Jahre vor der Wende von 1878, jener 
revolutionäre Hauch gezogen, der einen kur-
zen Augenblick hatte hoffen lassen, die Ein-
heit könne in Freiheit verwirklicht werden 
und der deutsche Nationalstaat werde auf der 
Souveränität des Volkes gegründet sein.



Der Sieg der Reaktion nach 1848 hatte 
schreckliche Folgen. Das deutsche Bürgertum 
in seinen entscheidenden Gruppierungen kapi-
tulierte vor Armee und Aristokratie und ließ 
sich den Verzicht auf politischen Einfluß durch 
Teilhabe an wirtschaftlicher Macht vergol-
den. Der konsequentere Flügel der Liberalen, 
der sich nicht blenden ließ und natürlich auch 
gegen Bismarcks Ausnahmegesetz stimmte, 
war viel zu schwach, als daß er den Obrig-
keitsstaat ernsthaft hätte herausfordern kön-
nen.

Deshalb war es unter den deutschen Bedin-
gungen — mehr als anderswo — die Arbei-
terbewegung, die an die guten liberalen Tra-
ditionen anknüpfte; sie war es, die das Erbe 
der Paulskirche nicht verkommen ließ. Wen 
immer man zu den Ahnherren der deutschen 

Sozialdemokratie zählt — Ferdinand Lassalle, 
Bebel und Liebknecht, Marx und Engels —, sie 
alle wußten, daß der Kampf der Arbeiter, der 
breiten Schichten um soziale Emanzipation nur 
im Verbund mit der Demokratie Erfolg haben 
und seine doppelte Erfüllung finden konnte.
Von Anbeginn lastete auf der Sozialdemokra-
tie die doppelte Bürde, die sie nicht immer 
leicht getragen hat: sie mußte den Kampf um 
die sozialen Rechte mit dem um die demokra-
tischen Freiheiten verbinden. Dieser Kampf 
ist noch immer nicht dauerhaft gewonnen. Die 
Sicherung sozialer Errungenschaften verbin-
det sich auch in unseren Tagen mit dem Ein-
stehen für mitbürgerliche Liberalität und frei-
heitliche Rechtsstaatlichkeit. Für das Ringen 
um die Verwirklichung der sozialen Demokra-
tie wird das auch in Zukunft gelten.

II.

Ich habe, wie man wohl gemerkt haben wird, 
hier nicht das Wort genommen, um den Blick 
nur zurückschweifen zu lassen. Ich bin auch 
nicht hierher gekommen, um nur über und für 
meine Partei zu sprechen — obwohl ich über 
die bürokratischen Spatzenhirne nur lachen 
kann, die immer gern wissen möchten, „in 
welcher Eigenschaft“ man etwas sagt — als 
ob ich auf dem Weg zu einem Rednerpult 
(oder zu ausländischen Gesprächspartnern) 
vergessen könnte oder vergessen machen 
möchte, daß ich Vorsitzender der Sozialdemo-
kratischen Partei Deutschlands bin.

Dies bedeutet jetzt nicht, daß ich unsere Ge-
schichte nur durch eine Parteibrille zu be-
trachten geneigt sei: Ich habe vor Jahr und 
Tag gesagt, und dabei bleibt es: Bebel und 
Bismarck gehören gleichermaßen zu unserem 
geschichtlichen Erbe — wie Ebert und Strese-
mann, Schumacher und Adenauer.
Nicht nur Sozialdemokraten wissen, daß wir 
uns mit einem unglücklichen Abschnitt deut-
scher Geschichte zu befassen haben, in dem 
von der Entmannung des Liberalismus und 
von der Unterdrückung der Sozialdemokratie 
die Rede ist.
Es handelt sich ja nicht allein darum, daß der 
Arbeiterbewegung ihr Platz am Tisch der Ge-
sellschaft so lange verwehrt wurde. Es geht ja 
zugleich darum, daß sich der demokratische 
Durchbruch so sehr verzögerte. Und daß wir, 
als man Liberalismus und Sozialdemokratie 
knechtete, in Wirklichkeit von wichtigen eu-
ropäischen Entwicklungen isoliert wurden — 
mit all den bedrückenden Konsequenzen, die 

wir erfahren haben und für die nachwach-
senden Generationen hoffentlich aus dem Weg 
räumen konnten.

Aber es ist dies doch zugleich ein Zeitab-
schnitt, der nicht nur Niederdrückendes 
vermittelt, sondern von dem auch Inspirieren-
des ausgeht. Der Freiheitsfaden in der deut-
schen Geschichte — er konnte immer wieder 
aufgegriffen, an ihn konnte immer wieder an-
geknüpft werden; vom „roten Faden" will ich 
nicht sprechen, um niemanden zu provozie-
ren und weil dies in der Tat mißverstanden 
werden könnte.

Keine Frage: In einem auch noch so unvoll-
kommenen demokratischen System wären Ar-
beiterschaft und Sozialdemokratie nach und 
nach, jedenfalls früher, in die Gesellschaft in-
tegriert worden. Der preußisch-deutsche Klas-
senstaat aber wollte, so wie er nun einmal ge-
worden war, der aufstrebenden Sozialdemo-
kratie keinen Raum zur Entfaltung lassen. Zu 
einem Brückenschlag konnte es hier nicht 
kommen.

Hören wir August Bebel. In seiner Autobio-
graphie schildert er seine Ausweisung aus Leip-
zig im Jahre 1880: „Daß man uns wie Vaga-
bunden und Verbrecher ausgewiesen und 
ohne eine gerichtliche Prozedur von Weib und 
Kind gerissen hatte, empfand ich als eine 
tödliche Beleidigung, für die ich Vergeltung 
geübt, hätte ich die Macht gehabt. Kein Pro-
zeß, keine Verurteilung hat bei mir ähnliche 
Gefühle des Hasses, der Er- und Verbitterung 
hervorgerufen..."



Bebels Worte mögen uns nachfühlen lassen, 
welche Verzweiflung über unzählige Familien 
gebracht wurde. Sie mögen auch eine Ahnung 
von jener tiefen Kluft vermitteln, die sich zwi-
schen dem kaiserlichen Deutschland und der 
Sozialdemokratie auftat. Jene Kluft beschrei-
ben, heißt zugleich: die Frage stellen nach den 
Handlungsbedingungen der jungen SPD, den 
objektiven und den subjektiven; heißt: nach 
deren Strategie und Taktik zu fragen.
Irgendwelchen junkerlichen Zähnen, so be-
richtet Franz Mehring in seiner „Geschichte 
der deutschen Sozialdemokratie", sei damals 
das geflügelte Wort entflohen, man müsse den 
roten Lappen so lange schwingen, bis er in 
den Augen der geängstigten Philister wie der 
Schein brennender Städte aussehe. Bismarck 
verbarg denn auch nicht seinen Plan, die So-
zialdemokratie bis aufs Blut zu reizen, damit 
sie losschlage und um so gründlicher ausge-
schaltet werden könne.
Nun, diese Rechnung ging, wie wir wissen, 
nicht auf. Die Sozialdemokratische Partei 
wußte, daß es keine revoltierende Alternative 
gab; sie hat sich nicht aufs Glatteis führen 
lassen. Sie blieb während des zwölfjährigen 
Untergrunddaseins jener Losung treu, die der 
„VORWÄRTS“ noch vor Inkrafttreten des 
Gesetzes ausgegeben hatte: „Parteigenossen! 
Laßt Euch nicht provozieren! Man will schie-
ßen! Die Reaktion braucht Krawalle, ihr Spiel 
zu gewinnen!"
Die Partei fügte sich ins Unabänderliche — in 
der sicheren Erwartung, daß die Zeit für sie 
arbeiten und das Gesetz früher oder später 
fallen würde. In der Zwischenzeit galt es, den 
inneren Zusammenhalt zu wahren, ihn zu festi-
gen und alles zu tun, um im richtigen Augen-
blick wieder „da“ zu sein.
Die Entwicklung schien ihr Recht zu geben. 
Allen Drangsalierungen zum Trotz wurden 
die Partei und die mit ihr verbundenen ge-
werkschaftlichen Organisationen stärker und 
selbstbewußter. Und die Herrschenden hatten 
— im Gegensatz zu unseren Peinigern im 
20. Jahrhundert — noch jene Skrupel, die sie 
vor letzten Mitteln zurückschrecken ließen. 
Aber für die deutschen, Sozialdemokraten 
sollte es dabei bleiben, daß sie immer viel zu 
verlieren hatten.
Bismarck hatte — dies ist wichtig festzustel-
len — das allgemeine Wahlrecht zum Reichs- 
tag nicht angetastet. Und so konnten sich die 
Sozialdemokraten unter dem Ausnahmegesetz 
eh den Wahlen beteiligen — wenn auch ohne 
'egale Organisation. Und sie konnten die Tri- 
büne des Reichstags für die Agitation nutzen. 
Das war ein unschätzbares Mittel. Dies macht 

verständlich und einsichtig, daß die Reichs-
tagsfraktion, die damals zunächst aus ganzen 
neun Abgeordneten bestand und nun die Auf-
gaben der Parteiführung wahrnahm, in beson-
derem Maße auf die Wahrung der „Legali-
tät" achtete. „An unserer Gesetzlichkeit müs-
sen unsere Feinde zugrundegehen" — so hieß 
es beispielsweise im ersten Flugblatt, das 
illegal verbreitet wurde.
Die Partei hat dies nicht daran gehindert, auf 
ihrem ersten Auslands-Parteitag — im Okto-
ber 1880 auf Schloß Wyden in der Schweiz — 
festzustellen, der Kampf sei „mit allen Mit-
teln" zu führen; der Zusatz „gesetzlich“ 
wurde gestrichen. Alle Vernunft sprach je-
doch dafür, sich nicht vollends in den Unter-
grund drängen zu lassen, sich von anarchisti-
schen Verirrungen klar abzugrenzen, auf die 
parlamentarischen und andere gesetzliche 
Möglichkeiten nicht zu verzichten.

Einige haben hier die Quelle eines Legalitäts-
denkens gesucht, das die deutsche Sozialde-
mokratie in ihrer weiteren Entwicklung mehr 
als einmal zur Tatenlosigkeit verurteilt habe. 
Das ist so nicht richtig. Wichtig ist allerdings 
der Zusatz, daß es eine abstrakte, über den 
Wolken schwebende Legalität nicht gibt.
Wer das nicht erkennt — und leider gibt es 
dafür ganz aktuelle Beispiele —, der kommt 
zum Beispiel allen Ernstes zu dem erschrek- 
kenden Ergebnis, heute könne nicht Unrecht 
sein, was während der NS-Barbarei als rech-
tens galt.
Die SPD muß sich also fragen lassen, ob sie 
1918 — beim Übergang zur Republik — konse-
quent genug einer neuen Gesetzlichkeit die 
Bahn gebrochen hat und ob sie den Bruch 
mit den alten Machtstrukturen und den anti-
demokratischen Kräften nicht viel energischer 
hätte vollziehen müssen.
Das Jahr 1920 bietet immerhin ein Beispiel 
entschlossenen Handelns: Da waren es die 
deutschen Gewerkschaften und die Sozialde-
mokratische Partei, die im Namen der demo-
kratischen Legalität zum Generalstreik auf-
riefen und dafür sorgten, daß die junge Repu-
blik nicht schon am Kapp-Putsch scheiterte.

Der Juli 1932 bietet wieder ein anderes Bei-
spiel. Als Reichskanzler Papen die Preußen- 
Regierung unter Braun und Severing absetzte, 
rechtfertigte der Parteivorstand das Stillhal-
ten damit, die Arbeiterschaft habe nur zu 
„Widersetzlichkeiten" herausgefordert werden 
sollen. Einige der damals Agierenden haben 
hinterher auseinandergesetzt, daß die Opfer 
eines — mutmaßlich zum Scheitern verurteil-
ten — Widerstandes moralisch nicht zu recht-
fertigen gewesen wären.



Ich habe das damals, als junger Sozialist, 
nicht überzeugend gefunden, und ich finde es 
auch aus heutiger Sicht nicht überzeugend. 
Schlimmer noch war es mit den legalistischen 
Illusionen, die noch nach der Amtserschlei-
chung Hitlers herumgeisterten und unter an-
derem zu den makabren Begleiterscheinungen 
des 1. Mai 1933 führten.

Worauf ich hinaus will? Was einmal richtig 
war, muß nicht immer richtig sein. Entschei-
dend ist, daß eine freiheitliche Orientierung 
strategisch begründet ist und taktisch wirk-
sam durchgesetzt wird.

Bebel hatte — und darauf kam es an — die 
Taktik genau durchdacht: er wußte, was man 
wie erreichen konnte. Als er einmal auf einer 
Wahlversammlung in Bremen sprach, sangen 
ihm junge Arbeiter der Weserwerft ein Lied, 
das sich um einen schönen Satz von ihm 
rankte: „Im Kampf für Freiheit suche stets 
dein Recht" — dieser Satz steht denn auch 
nicht ohne Grund als Motto über meiner 
Rede.
Franz Mehring verglich die Taktik der Partei 
unter dem Ausnahmegesetz mit dem Verfah-
ren eines Festungskommandanten, der beim 
Heranrücken einer überwältigenden Feindes-
macht die Vorstädte abbrennt, um sich desto 
sicherer hinter seinen Mauern und Wällen zu 
verschanzen.
Nach außen den schmalen Rahmen zu achten, 
der der Partei geblieben war, hinderte sie nicht 
— vorrangweise in Gesang- und Gesellig-
keitsvereinen — eine umfassende und weit 
gefächerte Tarnorganisation aufzubauen und 
das Informationsnetz so dicht wie möglich zu 
knüpfen. Der gute Ruf, den die sozialdemokra-
tische Parteiorganisation über die Jahrzehnte 

hinweg innehatte — leider nicht immer noch 
voll gerechtfertigt —, hat hier seine Wurzeln. 
Von Zürich aus wurde das neue Zentralorgan, 
der „Sozialdemokrat", nach Deutschland hin-
eingeschmuggelt, und die selbstlose Mithilfe 
schweizer Gesinnungsfreunde steht auf einem 
Ruhmesblatt der Solidarität.
Mit dem Zentralorgan hatte es nun freilich 
seine eigene Bewandtnis — nicht nur wegen 
der abenteuerlichen Wege, die das Blatt 
machte, um an den Leser zu kommen. Unter 
der Redaktion von Eduard Bernstein — der 
Anfang 1881 Georg von Vollmar nachfolgte — 
wurde der „Sozialdemokrat" nämlich zum Trä-
ger und Vermittler der marxistischen Theo-
rie — richtiger muß man wohl sagen: was da-
für gehalten wurde. Offensichtlich bedurfte es 
erst der Ausnahmesituation, damit Marx mit 
seinen Ideen in der SPD wirklich Fuß fassen 
konnte. Sicher, auch die Wirtschaftskrisen 
schienen Beweis für die Richtigkeit der im 
Londoner Exil ausgearbeiteten Analysen zu 
liefern. Aber war es nicht vor allem jener 
Obrigkeitsstaat, der seine Machtmittel ein- 
setzte, um dem Arbeiter alle Rechte abzuspre-
chen, der der revolutionären Theorie den Bo-
den bereitete?
Wie auch immer: Hin und wieder beschwerte 
sich zwar die Reichstagsfraktion über die ra-
dikalen Töne der Zeitung und sah sich in 
ihrem legalistischen Kurs gefährdet — zu-
gleich war es der „Marxismus", der der ge-
knebelten Partei jenes Prinzip Hoffnung ein-
hauchte und jene Zukunftserwartungen weck-
te, ohne die die Drangsalierungen und Verfol-
gungen schwerlich hätten bestanden werden 
können. Auch diesen Aspekt gilt es vor Augen 
zu haben, wenn wir uns mit der eigenen Ge-
schichte auseinandersetzen.

III.

Am 25. Januar 1890 ist es soweit. Eine ver-
schärfte Fassung des Gesetzes — der konser-
vativen Fraktion geht sie noch nicht weit ge-
nug — wird von der Mehrheit des Reichstags 
abgelehnt, überall im Land versammeln sich 
die Mitglieder der SPD zu spontanen Freuden-
feiern. Sie warten gar nicht mehr ab, bis das 
alte Gesetz im Oktober ausgelaufen ist.

Dem Fall des Gesetzes folgt ein grandioser 
Wahlerfolg und diesem — wenn auch zusätz-
lich durch andere Faktoren bedingt — die Ent-
lassung Bismarcks durch Wilhelm II. Der ist 
seit zwei Jahren am Rüder und gibt sich erst 
„sozial-reformerisch", um dann mit den reak-
tionären Wölfen zu heulen.

Ich habe deutlich in Erinnerung, wie mir unser 
Wilhelm Deffner aus Augsburg vor ein paar 
Jahren, an seinem 105. Geburtstag, von dem 
Wahlabend nach dem Fall des Sozialisten-
gesetzes erzählte. Er kam als junger Mann, der 
von da ab unser Mitglied war, in eine der 
Gastwirtschaften, in denen sich die Genos-
sen trafen: „Harte Männer schlossen sich in 
die Arme und alle weinten."
Die Partei zog noch während des Wahlkamp-
fes Bilanz — wohl wissend, daß eine genaue 
Statistik aller Verbote, Haussuchungen, Ver-
haftungen, Ausweisungen gar nicht zu fertigen 
war. Das, wie Mehring formulierte, „künst-
lich gezüchtete Denunziations- und Lockspit-



zelwesen" konnte schon gar nicht präzis be-
schrieben werden.
Was man zusammentrug, gibt dennoch Auf-
schluß genug: 1 300 Druckschriften verboten; 
322 Organisationen aufgelöst; 900 Auswei-
sungen — darunter von 500 Familienvätern — 
aus Gebieten, über die der Belagerungszustand 
verfügt wurde; durch gerichtlich verhängte 
Freiheitsstrafen — zumeist freilich von kurzer 
Dauer — waren 1 500 Personen betroffen.

Die Zahlen spiegeln die Wirklichkeit nur an-
nähernd wider. Von der Demütigung und Zer-
störung zahlreicher menschlicher Existenzen 
geben sie nicht mehr als eine Ahnung. Un-
abhängig von Ziffern bedeutete das Anti-So-
zialistengesetz:
Nicht nur Auflösung der Parteiorganisation, 
nicht nur Verbot ihrer Zeitungen, sondern po-
tentieller Ausnahmezustand für alle, die sich 
zur Sozialdemokratie bekannten. Jederzeit 
konnte man aus seinem Heimatort verbannt 
werden. Dies hatte katastrophale Folgen für 
viele der Familien, deren Versorger um Lohn 
und Brot gebracht wurden. Nicht gering war 
die Zahl derer, die außer Landes gehen muß-
ten. Die Auswanderung nach Amerika bedeu-
tete — nicht erst damals — für Deutschlands 
demokratische Zukunft einen Aderlaß, der sel-
ten voll gewürdigt worden ist.
Dies gesagt, muß allerdings gleich hinzuge-
fügt werden: Eine Gleichstellung mit dem sy-
stematisch-teuflischen, vernichtenden Terror 
während der anderen zwölf Jahre — denen 
von 1933 bis 1945 — wäre abwegig; es handelt 
sich nicht um einen graduellen, sondern um 
einen prinzipiellen Unterschied.

Ein anderes ist wichtig und bleibt hinzuzu-
fügen: Unter den verbotenen Arbeiterorgani-
sationen waren die mit der Partei verbunde-
nen Gewerkschaften. Auch sie fanden sich 
im Untergrund oder in der Halblegalität wie-
der — getarnt häufig als Krankenvereine. 
Zahlreiche Streiks, zu denen es während des 
Ausnahmegesetzes kam, und die Erfahrungen, 
die dabei gemacht wurden, haben wesentlich 
dazu beigetragen, das Bewußtsein der Arbeiter 
zu schärfen und den gewerkschaftlichen Zu-
sammenschluß entscheidend zu fördern.

Das Verbot der gewerkschaftlichen Organisa- 
tionen konnte an vielen Orten und in man-
chen Berufszweigen mit Erfolg überspielt wer-
den, so daß neue legale Vereinigungen ent- 
fanden. Als das Gesetz fiel, galten immerhin 
schon 300 000 Arbeiter als gewerkschaftlich 
organisiert. Und es war nun nicht einmal mehr 
eine Frage der Zeit, bis sich — im November 
1890 — unter Vorsitz von Carl Legien die Ge-

neralkommission der Gewerkschaften bildete. 
Dies war der erste Zusammenschluß der, wie 
man dann später sagte, freien Gewerkschaf-
ten,
Trotz aller bitteren Erfahrungen herrschte das 
Gefühl vor, man habe nicht umsonst gelitten. 
Daß die Zahl der Anhänger ständig wuchs, 
war mehr als eine Ermutigung. Unmittelbar 
vor Inkrafttreten des Gesetzes hatte es die 
SPD auf 7,6 Prozent der Stimmen gebracht; 
seitdem war der Stimmenanteil fast stetig an-
gewachsen, und das, obwohl jede offene Agi-
tation verboten war.
Die Wahlen vom 20. Februar 1890 nun über-
trafen selbst die kühnsten Erwartungen; an-
derthalb Millionen, fast 20 Prozent der abge- 
gegebenen Stimmen, fielen auf die sozialdemo-
kratischen Kandidaten. Das bedeutete: 35 
Reichstagssitze.
Stehvermögen und Einfallsreichtum, Mut und 
Selbstlosigkeit hatten sich ausgezahlt. Dem 
Bündnis von Thron und Altar, von Rittergut 
und Hochofen, Offiziersadel und beschränk-
tem Bildungsbürgertum hatte man erfolgreich 
getrotzt.
Die Sozialdemokratische Partei hatte standge-
halten; sie hatte sich nicht einschüchtern las-
sen und nun den politischen Lohn erhalten. 
Sie hatte nichts zurückgenommen von dem, 
was sie erkannt hatte: „Im Kampf für Frei-
heit suche stets dein Recht."

Dieser Tage las ich eine bemerkenswerte Rede 
nach, die Max Güde — der frühere CDU-Kol-
lege aus dem Bundestag und spätere General- 
bundesanwalt — Anfang des Jahres gehalten 
hat. Zum Sozialistengesetz sagte er — und ich 
widerspreche dem nicht —, daß es vom dama-
ligen Staat „nur halbherzig durchgefochten" 
wurde. Dann fährt er fort, die Abwehr des 
Sozialismus „in teilweise schikanösen For-
men" habe sich bis zur Revolution von 1918 
hingezogen. Und ein dauerndes Erbe des Ge-
setzes, von dem hier heute die Rede ist, sei 
„die von da an fast unheilbar scheinende 
Linksfürchtigkeit des deutschen Staates"; 
diese habe die Weimarer Republik über-
schattet, und mit deren Erbschaft hätten wir 
uns jetzt noch, zum Beispiel in der Justiz, aus-
einanderzusetzen. Im „Vorteil der Linksfürch-
tigkeit", so Güde weiter, stecke „das Contra 
gegen rund drei Jahrhunderte europäischer 
Geschichte".
Ob man das nun so oder etwas anders formu-
liert: Wir sind immer noch und immer wieder 
auch durch die Gefahr einer Spaltung der Na-
tion bedroht — zusätzlich zu der, die uns das 
Dritte Reich hinterließ und die die Sieger-
mächte festgeschrieben haben.



Und weiter: Man darf sich nicht damit zu-
friedengeben, daß wir über Weimar weit hin-
ausgelangt sind und der demokratischen 
Rechtsstaatlichkeit in der Bundesrepublik eine 
solide Chance gegeben haben.

Gewiß: die Sozialdemokraten sind nicht mehr 
isoliert. Aber ich füge hinzu, auf die Gefahr, 
ein erneutes Stirnrunzeln derer hervorzuru-
fen, die Folgerungen allenfalls am Schluß einer 
Rede für zulässig halten —, daß es ohne eine 
starke Sozialdemokratie heute keine annä-
hernd solide deutsche Demokratie geben wür-
de. Das wird morgen nicht anders sein.

Die deutschen Sozialdemokraten meinen nicht, 
die Geschichte und das gegenwärtige Erschei-
nungsbild ihrer Partei seien frei von Irrtü-
mern und Fehlern. Wir bilden uns nicht ein, 

über den Stein der Weisen zu verfügen. Aber 
wir sind stolz auf unsere Geschichte und auf 
den Dienst an unserem Volk:
Dies ist der Weg, der von der kleinen be-
lächelten Minderheit zur großen fortschritt-
lichen Volkspartei führte.

Vom rechtlosen Proletarier zum gleichberech-
tigten Staatsbürger.
Vom begrenzten Männerwahlrecht Zum Wahl-
recht für alle.
Vom Obrigkeitsstaat zum Bürgerrecht auf 
Mitwirkung, auch auf Mitbestimmung.
Den Weg zur Bürgerdemokratie freigeschau-
felt und mitgestaltet zu haben, das rechtfer-
tigt, gewiß nicht im Zorn, sondern mit gesun-
dem Selbstbewußtsein zurückzublicken.

IV.

„Es ist schlimm, wenn die ganze Misere der 
Zeit und des Vaterlandes auf einem liegt, ohne 
daß man die Kräfte hat, sie zu gestalten." Der 
dies schrieb, hieß Thomas Mann. Der Adres-
sat — sein Bruder Heinrich, der mit seiner 
„Geschichte der öffentlichen Seele unter Wil-
helm II.“, betitelt: „Der Untertan", jener tiefe-
ren Wahrheit des wilhelminischen Deutsch-
land nachgespürt hatte, die kein Geschichts-
buch wiederzugeben imstande ist.

Der Satz des Dichters könnte auch als Motto 
über einem wichtigen Abschnitt der SPD ste-
hen — jener Partei, die sich nach dem Fall 
des Ausnahmegesetzes anschickte, ihre wie-
dererlangte Freiheit zu nutzen.

Das Deutschland Wilhelms II. war ein schil-
lerndes Gebilde. Es war geprägt durch die 
Kluft zwischen wirtschaftlicher Modernität 
und politischer Rückständigkeit. Die Kluft 
wurde schließlich so groß, daß das Kaiser-
reich an seinen inneren Widersprüchen hätte 
ersticken können, wenn es nicht zum Krieg 
gekommen wäre; zu jenem Weltkrieg, den es 
nicht mehr überdauern konnte.

Wirtschaftliche Modernität bedeutet nun al-
lerdings auch einen — wenngleich langsam — 
ansteigenden Lebensstandard für die breiten 
arbeitenden Schichten. Mehr noch als der Par-
tei mußte jetzt den noch im Aufbau befind-
lichen Gewerkschaften daran gelegen sein, 
nichts unnötig aufs Spiel zu setzen. Etwa, um 
politische Forderungen mit Hilfe von Massen-
streiks durchzusetzen. So hatten es die herr-
schenden Mächte nicht'schwer, das preußi-
sche Dreiklassen-Wahlrecht aufrechtzuerhal-

ten. Auch im Reich wurde die eigentliche 
Parlamentarisierung auf die lange Bank ge-
schoben.
Nach dem Fall des Ausnahmegesetzes nutzte 
die Sozialdemokratie verstärkt die begrenz-
ten Möglichkeiten im Reichstag. Im Südwesten 
Deutschlands boten sich bessere Chancen, die 
freilich ihre historische Verlängerung nicht 
— noch nicht — gefunden haben. Sozialde-
mokratische Mandatsträger erschienen man-
cherorts auch schon in den kommunalen Ver-
tretungen. Das war alles nicht wenig, aber an 
der Stellung in Staat und Gesellschaft hatte 
sich nicht viel geändert.
Das Damoklesschwert des Staatsstreichs hing 
nicht nur 1890 über der SPD, als der abdan-
kende alte Kanzler dem jungen Kaiser „Hu-
manitätsduselei" vorwarf, sondern auch in den 
Jahren, die folgten. Das aber hätte geheißen: 
Abschaffung des für die Entfaltung der Volks-
kräfte so wichtigen allgemeinen Wahlrechts 
zum Reichstag.
Die Ächtung blieb; 1895 nannte der Kaiser 
die Sozialdemokraten „eine Rotte von Men-
schen, die nicht wert, den Namen Deutscher 
zu tragen". Das war derselbe Monarch, der 
1914 glauben machen wollte, er kenne keine 
Parteien mehr, sondern nur noch Deutsche.
Unmittelbar nach dem Fall des Ausnahmege-
setzes gab sich die SPD eine programmati-
sche Grundlage. Dieses Erfurter Programm ist 
vor dem von Godesberg das berühmteste in 
der Geschichte der Partei.
Heute spricht man vom Erfurter Programm 
gelegentlich mit einem spöttischen Unterton. 



Man wundert sich über das seltsame Ausein-
anderfallen in einen theoretischen und einen 
praktischen, einen grundsätzlichen und einen 
pragmatisch-reformerischen Teil. Gerade dies 
aber war eines der Ergebnisse jenes unseligen 
Sondergesetzes. Was das Erfurter Programm 
widerspiegelt, ist die Zwitterstellung der So-
zialdemokratie im kaiserlichen Deutschland — 
und die Unmöglichkeit, eine schlüssige Ant-
wort zu finden.
„Euch fehlen zwei wesentliche Dinge", so rief 
auf dem Amsterdamer Kongreß der internatio-
nale 1904 der französische Sozialistenführer 
Jean Jaures den deutschen Delegierten zu: 
„Euch fehlen revolutionäres Handeln und par-
lamentarisches Handeln."
Nun, revolutionäres Handeln in einer Ge-
sellschaft zu erwarten, der die Tradition einer 
bürgerlichen Revolution fehlte, hieß wohl 
ebenso Unmögliches verlangen wie parlamen-
tarisches Handeln in einem Staat, der die par-
lamentarischen Rechte auf ein Minimum be-
schränkte und zu politischen Reformen weder 
willens noch fähig war.
Hier scheint mir übrigens auch ein Irrtum de-
rer zu liegen, die meinen, alles hätte anders 
laufen können, wenn die SPD nur rechtzeitig 
dem Rat Eduard Bernsteins gefolgt wäre. Mit 
seiner Revision Marxscher Theorien, die er 
nicht zufällig nach dem Fall des Ausnahme-
gesetzes einleitete, hat Bernstein in mancher 
Hinsicht den Weg zur Reform- und Volkspar-
tei vorgezeichnet, den die Sozialdemokraten 
gegangen sind. Die Zeit aber war dafür nicht 
reif. Und mit seiner Absage an das „Endziel" 
war Bernstein in der Gefahr, der Partei jene 
Zukunftsvision zu nehmen, die sie die anhal-
tende Ächtung leichter tragen ließ.
Der Revisionismus-Streit hätte die deutsche 
Sozialdemokratie kaum so sehr beschäftigt, er 
hätte jedenfalls die Gefühle nicht so in Wal-
lung gebracht, wenn die Stellung der Partei 
in der Gesellschaft weniger ambivalent ge-
wesen wäre. Man sollte deshalb vorsichtig 
sein mit einer Übertragung historisch beding-
ter Modelle auf unsere Zeit.
Handlungsanweisungen und ihre Begründung 
müssen aus der jeweiligen gesellschaftlichen 
Situation geboren sein. Umgekehrt würde es 
je erst recht keinen Sinn machen, unsere heu-
tigen Maßstäbe an die Partei Bebels anzule-
gen.
Die Sozialdemokratie also blieb weithin in 
hem Ghetto gefangen, das im Ausnahmegesetz 
seine zugespitzte Ausformung gefunden hatte. 
Sie wurde zum Staat im Staat und entwickelte 

ihre „Subkultur“. Diejenigen unter uns, die 
während der Weimarer Republik aufwuchsen, 
könnten Zeugnis davon ablegen, wie sehr die 
durchgängigen und verästelten Strukturen den 
Übergang vom Kaiserreich bis zur braunen 
Gewaltherrschaft überlebten.
Kein Wunder: da die Arbeiter und ihre Fami-
lien vom offiziellen Deutschland ausgeschlos-
sen waren und ihnen gesellschaftlicher Auf-
stieg durchweg verwehrt war, schufen sie sich 
ihr Ersatzvaterland. Vom sozialdemokrati-
schen Kindersportverein bis zur sozialdemo-
kratischen Beerdigungskasse. Und August 
Bebel wurde zu einer Art von Ersatzkaiser. 
Daß auch dies weitreichende Folgen hatte und 
sich die Partei noch einigelte, als die Zeiten 
sich längst gewandelt hatten, habe ich eben 
anklingen lassen.
Der Widerspruch zwischen Revolutionserwar-
tung und Reformpraxis, zwischen Verweige-
rung und Anpassung schien nicht auflösbar. 
Man wartete auf den großen Zusammenbruch, 
von dem man meinte, daß er unweigerlich 
kommen müßte. Bis es soweit war, konnte man 
ja die Möglichkeiten nutzen, die das System 
immerhin ließ.
So blieben noch in ihrer Außenseiterstellung 
die sozialdemokratischen Parteigänger auf den 
Staat bezogen. In ihrer Bildungsbeflissenheit 
und in der Übernahme vorgeprägter Wertvor-
stellungen spiegelten sich ein Aufstiegsstre-
ben, auch ein Bedürfnis nach gesellschaftli-
cher Anerkennung.

Symbolischer Ausdruck dieser Zwitterstel-
lung: in vielen Arbeiterfamilien hingen Kaiser 
Wilhelm und der „Ersatzkaiser" Bebel neben-
einander über dem Sofa.

Das Anerkennungsbedürfnis spielt wohl mit 
hinein, wenn man nach den Gründen fragt für 
die auf den ersten Blick überraschende Hal-
tung der SPD beim Kriegsausbruch 1914. Der 
entscheidende Grund lag freilich in der Illu-
sion, sozialistischer Internationalismus hätte 
bereits über die ringsum sich austobenden 
Nationalismen triumphieren können.

Aber richtig bleibt: Wem Anerkennung keine 
Selbstverständlichkeit ist, der läßt sich allzu 
leicht das Gesetz des Handelns diktieren. Dies 
gilt über den Wandel der Zeiten hinweg.

Jean Jaures hatte so unrecht nicht, als er auf 
dem erwähnten Amsterdamer Kongreß von der 
politischen Ohnmacht der deutschen Sozial-
demokratie sprach, die er in einem beängsti-
genden Gegensatz zu Größe und Glanz der 
Partei stehen sah.



Ich muß der Versuchung widerstehen, die fer-
neren Auswirkungen des Gesetzes gegen die 
Sozialdemokratie zu untersuchen und Kreuz-
wege der sozialdemokratischen und der deut-
schen Geschichte nachzuzeichnen.

1914, 1918, 1930, 1933 — was auch immer zu 
den einzelnen Daten zu sagen ist, soviel ist 
gewiß: Wir stellen zahlreiche Fehlentwick-
lungen fest, und doch können wir dabei stolz 
sein auf unsere ungebrochene freiheitliche 
Tradition:
Niemals hat sich die SPD hergegeben für Un-
terdrückung und Unterjochung.
Niemals hat sie Krieg und Knechtschaft über 
das deutsche Volk gebracht.

Freiheit und Gleichheit und friedlicher Aus-
gleich mit den Nachbarn standen auf ihren 
Fahnen, als andere Hitler den Steigbügel hiel-
ten und wissen mußten, daß dies den Weg 
in den Krieg bedeuten würde.

Die SPD ist sich in ihrem Kern treu geblieben, 
selbst in den dunkelsten Augenblicken der 
Geschichte.

Darin liegt auch heute die moralische Be-
gründung für unseren Anspruch, innere Frei-
heit und äußeren Frieden für unser Volk si-
chern und ausbauen zu können — besser, wie 
wir meinen, als andere, die zuviel vom Ballast 
einer unguten Vergangenheit mit sich schlep-
pen.
Und zugleich: Eine Partei vom Zuschnitt der 
SPD muß sich immer auch als Kampfgemein-
schaft begreifen. So können und dürfen wir 
also der Frage nach dem Handlungsspielraum 
und wie wir ihn nutzen, nicht ausweichen. 
Was wäre, so sollten wir uns zwischendurch 
immer mal wieder selbstkritisch fragen, was 
wäre Deutschland und der Welt erspart geblie-
ben, wenn die Sozialdemokraten stärker, ein-
flußreicher und schlagkräftiger gewesen wä-
ren!
Das Erfurter Programm hatte der Außenseiter-
stellung in der Gesellschaft Rechnung getra-
gen und der Erwartung Ausdruck verliehen, 
irgendwann würden sich die Verhältnisse 
schon ändern. Eine Als-ob-Haltung — als ob 
der Erfolg nicht ausbleiben könne und als ob 
die Zeit naturnotwendigerweise für Demokra-
tie und Sozialismus arbeite — half über die 
tatsächliche Machtlosigkeit hinweg und lei-
stete einer Tendenz zur Unbeweglichkeit Vor-
schub.
Wir sehen, die Schatten, die die Bismarck-Zeit 
geworfen hat, waren lang, sie waren so lang, 

daß die SPD ihr gesellschaftliches Umfeld und 
iffren politischen Gegner häufig nicht klar ge-
nug erkannte.
Der Aufstieg des Faschismus in Deutschland, 
wenn ich noch einmal einen solchen Sprung 
machen darf, wäre gewiß weniger glatt ver-
laufen, wenn sein Charakter hätte klarer er-
kannt werden können.

Und auch nach dem schrecklichen Einschnitt, 
den Nazismus und Krieg bedeuteten, war die 
SPD nur bedingt auf der Höhe der Zeit; sie 
hatte allerdings auch schrecklich personelle 
Opfer bringen müssen. Aber hat man nicht zu-
nächst die neu-alten konservativen Kräfte weit 
unterschätzt und die Bedingungen ihres Er-
folges verkannt? Es führt nichts daran vor-
bei: Wer politisch handeln will, muß sich im-
mer wieder über die Bedingungen des Han-
delns Rechenschaft ablegen.

Die meisten wissen, welchen Wendepunkt das 
Godesberger Programm von 1959 symbolisiert. 
Ich sage bewußt: symbolisiert. Denn natür-
lich ist gerade ein Parteiprogramm nichts, was 
vom Himmel fällt, sondern es ist Ergebnis 
eines Prozesses von Erfahrungen und Über-
legungen.

Die Entwicklung zur Volkspartei und die 
wachsende Integration in die Gesellschaft wa-
ren Godesberg voraufgegangen. Daß bei uns 
in Westdeutschland nicht eine Diktatur durch 
die andere ersetzt wurde und daß die Demo-
kratie bei uns in der Bundesrepublik relativ 
rasch und fest Fuß fassen konnte, daran hatte 
die SPD einen herausragenden Anteil.

Mit dem Programm von Godesberg nun wurde 
diese Entwicklung zugleich anerkannt und be-
schleunigt. Die Partei hatte — weit mehr als 
zuvor in ihrer Geschichte — Theorie und Pra-
xis in Einklang gebracht. Tatsächlich haben 
wir im Programm von 1959 die Lehren aus der 
eigenen und aus der deutschen Geschichte 
festgehalten.

Und ich stehe nicht an zu sagen: Godesberg 
gehört zusammen mit dem tiefsten Wandlungs-
prozeß, den die SPD je durchgemacht hat. Wo-
bei ich wohl weiß, daß die stärkste genera-
tionsmäßige und soziologische Umkrempelung 
erst ein Jahrzehnt später einsetzte.

Wir wollten Freiheit, Gerechtigkeit und So-
lidarität nicht mehr nur beschwören, sondern 
schrittweise und — nicht mehr als Außen-
seiter — um ihre Verwirklichung ringen. Nun 
konnte sich die SPD der Gesellschaft gegen-
über unbefangen öffnen und Volkspartei wer-



den, ohne ihren aus der Arbeiterbewegung 
stammenden Auftrag zu vernachlässigen. Jetzt 
war sie besser in der Lage, gesellschaftlichen 
Wandel aufzunehmen und konstruktiv zu be-
einflussen.

So brauchen wir den Eigenheiten und Eigen-
schaften, die seinerzeit die Partei auszeichne-
ten, nicht nachzutrauern, aber wir sollten sie 
als Teil unseres Erbes auch nicht missen wol-
len. Wenn Bebel schildert, wie er seinen 
Spitzeln Schnippchen schlug, wenn wir lesen, 
mit wieviel Mut und Phantasie neue Orts-
vereine gegründet wurden und wie man für-
einander einstand und sorgte, dann erfüllt uns 
das noch heute mit Bewunderung.

Im selben Maße, wie sich die SPD öffnete und 
schließlich — in jüngster Zeit — nahezu ein 
Spiegelbild der Gesellschft wurde, im selben 
Maße, wie die Mitglieder und Anhänger der 
Sozialdemokratischen Partei die Verhaltens-
normen der Gesamtgesellschaft zu teilen be-
gannen, mußten ihr die Eigenschaften einer zu-
nächst unterdrückten und dann isolierten Par-
tei zwangsläufig abhanden kommen. Aber es 
wäre ein Jammer, wenn nicht doch etwas vom 
Geist der ursprünglichen Gesinnungs- und 
Kampfbereitschaft wachgehalten würde und 
lebendig bliebe.

Im übrigen wissen wir: Auch nach der Ver-
abschiedung des Godesberger Programms hat 
die SPD noch ein Jahrzehnt und drei außer-
gewöhnliche Wahlkämpfe gebraucht, um in 
die führende Regierungsverantwortung vor-
zurücken. Was es heißt, diese so mühsam er-
rungene Regierungsverantwortung nicht nur 
zu erhalten, sondern auch zu rechtfertigen, er-
fahren wir täglich aufs Neue. Was es hieße, 
sie leichtfertig aufs Spiel zu setzen, das kann 
einem vermutlich nur klar werden, wenn man 
in historischen Zusammenhängen denkt.

Dann wird auch klar, wie abwegig es wäre, 
wenn das Wort von der Krisenbewältigung im 
sozialdemokratischen Sprachgebrauch einen 
negativen Beigeschmack erhielte.

In der Vergangenheit haben uns Krisen, Zei-
ten des Umbruchs manchmal allzu leicht dazu 
verleiten können, der vollen Verantwortung 
zu entsagen. Uber die Folgen brauche ich jetzt 
nichts mehr hinzuzufügen. Inzwischen muß die 
Partei auch hieraus gelernt haben.
Bei dieser Gelegenheit will ich hinzufügen: 
Das Godesberger Programm gilt.
Es bleibt die Grundlage unserer Vertrauens-
arbeit und unserer Regierungsfähigkeit.
Es verleiht der Verankerung in der Gesell-
schaft der Bundesrepublik ebenso Ausdruck 
wie dem Willen, in dieser Gesellschaft mehr 
Freiheit und mehr Gleichheit zu verwirkli-
chen; kurzum: nicht nur an der Spitze der 
Regierung stehen, sondern diesem Staat als 
führende politische Kraft zu dienen.
Seit 1959 hat sich gewiß schon wieder viel 
verändert, zumal in der uns umgebenden Welt, 
durch die Wissenschaften, durch die techno-
logische Revolution, und wir sind hoffentlich 
auch nicht dümmer geworden. Trotzdem meine 
ich: Die SPD braucht für einen jetzt über-
schaubaren Zeitraum kein neues Grundsatz-
programm.
Anders steht es, um dies bei gleicher Gele-
genheit zu sagen, um die weltweite Gemein-
schaft von Parteien des demokratischen So-
zialismus, die wir Sozialistische Internationale 
nennen. Sie wird in den vor uns liegenden 
Jahren zum erstenmal in ihrer bewegten und 
nicht immer glorreichen Geschichte das Wag-
nis eines Programms eingehen:
Eine Programms, um dies ganz deutlich zu 
machen, in dem zum erstenmal überhaupt der 
kühne Versuch unternommen wird, demokra-
tischen Sozialismus — in meinem Verständnis 
gleich soziale Demokratie — nicht mehr euro-
zentrisch, sondern weltweit zu begreifen.
Ich will hinzufügen, daß ich auf die Arbeit 
daran gespannt bin — und daß mich die zu 
erwartende Diskussion schon jetzt fast mehr 
interessiert, als was hinterher aufgeschrieben 
werden mag.

«Gesetz gegen die gemeingefährlichen Bestre-
bungen der Sozialdemokratie" — das war der 
Titel für jenes Unternehmen, dessen wir uns 
hier erinnern.
Mit historischen Parallelen sollten wir gewiß 
nicht nur für uns selbst sorgsam umgehen, 
sondern auch, wenn wir fragen: Was ist aus 
den damaligen Unterdrückern geworden? Was 
hat sich dauerhaft gewandelt? Was ist immer

IV.

noch geblieben? Hat „Gemeingefährlichkeit" 
vielleicht nur einen anderen Namen erhalten? 
Politische Kräfte, die im Gestern befangen 
sind, lassen auch jetzt kaum eine Gelegenheit 
aus, um die Sozialdemokratie mit dem Vor-
wurf der Verfassungswidrigkeit zu überziehen. 
Dadurch sollten wir uns nicht schrecken las-
sen. Aber wir dürfen und müssen fragen, ob 
solche Aggressivität nicht auf den Versuch 



hinausläuft, sich selbst jenem Grundkonsens 
zu entziehen, der diese Gesellschaft und diese 
staatliche Ordnung tragen sollte.
Ich habe von den Partei-Liberalen gesprochen 
und zumindest anklingen lassen, welche Fehl-
entwicklungen vermutlich hätten vermieden 
werden können, wenn Männer wie August 
Bebel und Friedrich Naumann miteinander ins 
Gespräch gekommen wären.
Ich habe noch nicht von der Zentrumspartei 
gesprochen — sozial sehr heterogen zusam-
mengesetzt, aber eben doch auch die Partei 
eines überwiegenden Teils der katholischen 
Arbeiter, die 1878 gegen das Ausnahmegesetz 
stimmte; in mehr oder weniger großer Ge-
schlossenheit auch gegen die jeweiligen Ver-
längerungen.
Sicher, das Zentrum war ein gebranntes Kind, 
es hatte den „Kulturkampf" noch kaum über-
wunden. Daß es so kurze Zeit danach nicht 
neuerlicher Willkür den Weg ebnen konnte, 
mindert nicht die Bedeutung seines solidari-
schen Verhaltens mit den bedrängten Sozial-
demokraten.

Daß hieraus — trotz mancher gegenseitiger 
Hilfe bei Stichwahlen — keine dauerhafte, 
Weggenossenschaft erwuchs, daß das Zentrum 
in der Folgezeit einen kräftigen Rechtsruck 
durchmachte — während die SPD wegen ihrer 
Außenseiterstellung noch nicht voll bündnis-
fähig war — gehört zu den verpaßten Gelegen-
heiten einer demokratischen Entwicklung in 
Deutschland.

Die Unionsparteien jedenfalls täten gut daran, 
sich über ihr Erbe Rechenschaft abzulegen und 
darzutun, welcher Traditionskette sie sich 
eigentlich verpflichtet fühlen: Den reaktio-
nären Preußen, die alle Demokraten knechten 
wollten, oder dem Zentrum, das sich gegen 
Unterdrückung zur Wehr setzte.

Hier ist nicht der Ort, die Spannweite darzu-
stellen, die unser Grundgesetz für die Ausge-
staltung des gesellschaftlichen Lebens läßt. Es 
ist hier aber wohl der Ort, auf eine offenbar 
ungebrochene Tradition des verstockten Teils 
der deutschen Rechten hinzuweisen: Eine Tra-
dition, die darin besteht, die eigenen Inter-
essen mit dem Wohl des Ganzen gleichzuset-
zen und jene Kräfte aus der Gemeinschaft 
verbannen zu wollen, die auf Veränderung 
setzen.

Auch die anhaltenden Versuche, gesellschafts-
verändernde Politik und terroristische Zerstö-
rung ursächlich in Zusammenhang zu bringen, 
gehören in diese unselige Traditionskette, von 
der man schon geglaubt hatte, sie sei abgeris-
sen.

Bismarck hatte die Attentate auf den Kaiser 
den Sozialdemokraten zugeschrieben und zum 
Anlaß für sein Ausnahmegesetz genommen. 
Heute sind denen, die sich noch immer nicht 
mit dem Einfluß des demokratischen Sozialis-
mus abfinden mögen, Grenzen gezogen; ob aus 
eigener Einsicht, sei dahingestellt.
Jedenfalls liegt die sicherste Garantie gegen 
Versuche, daß Rad zurückzudrehen, in der 
eigenen Abwehrbereitschaft, bisweilen wohl 
auch der eigenen Angriffslust. Ob die fort-
schrittlichen oder die reaktionären Kräfte die 
Bundesrepublik Deutschland in die achtziger 
Jahre führen, wird übrigens auch von unserer 
Fähigkeit abhängen, der Manipulation der öf-
fentlichen Meinung Einhalt zu gebieten.
Gerade weil das Godesberger Programm einer 
grundlegend gewandelten Stellung der SPD in 
Staat und Gesellschaft Ausdruck verleiht, ver-
pflichtet es zu großer Wachsamkeit. Nichts 
auf dieser Welt ist so sicher, als daß es nicht 
wieder gefährdet werden könnte.

Also bedarf es immer neuer Anstrengungen. 
Es gilt, Freiheit und Gerechtigkeit und Solida-
rität in dieser Gesellschaft zu verankern, daß 
für reaktionäre Gegenkräfte keine ernsthafte 
Chance mehr besteht, ihre Vorstellungen von 
einem Oben und Unten in der Gesellschaft 
wieder in die Wirklichkeit umzusetzen. Unter 
den deutschen Bedingungen besteht eine la-
tente Gefahr, daß das Pendel zu weit zurück-
schlägt.
Bismarck hatte versucht, durch erste sozial-
politische Gesetze den Sozialdemokraten 
gleichsam den Boden unter den Füßen wegzu-
ziehen. Zuckerbrot und Peitsche, wenn man, 
so will.
Die Arbeiter und ihre Familien blieben miß-
trauisch. Die Herrschenden hatten verkannt, 
wie viele Konservative es bis auf den heuti-
gen Tag verkennen, daß eine Absicherung 
der materiellen Existenz ohne Sicherung der 
Freiheitsrechte nichts wert ist.
Eine wohldurchdachte Sozialpolitik ist uner-
läßlich für die materielle Sicherheit der vie-
len und für den inneren friedlichen Ausgleich. 
Doch auch eine noch so gute Sozialpolitik 
bleibt diesseits der sozialen Emanzipation.
Darauf muß es uns aber ankommen — und das 
bleiben dann die geschichtliche Lehre und der 
Auftrag des Godesberger Programms: die De-
mokratie dadurch zu sichern, daß wir ihr die 
eigentlich soziale Dimension verleihen.
Man möge es mir nachsehen, wenn ich noch 
einmal an die zwanziger Jahre erinnere und 
an den Untergang der Weimarer Republik. 
Aber: Deutschland wäre für den Faschismus 



nicht, jedenfalls nicht in dem gekannten Maße, 
anfällig gewesen, wenn demokratische Ziel-
orientierung in Staat und Gesellschaft veran-
kert gewesen wäre.
Demokratie sichern heißt, sie in allen rele-
vanten Lebensbereichen verwirklichen. Demo-
kratie sichern heißt im Übergang zu den 
achtziger Jahren: ihren Grundgedanken auch 
über den nationalen Rahmen hinweg zum 
Durchbruch verhelfen.
Ein Jahr, bevor das Gesetz gegen die Sozial-
demokratie fiel, 1889 also, wurde in Paris am 
hundertsten Jahrestag des Sturms auf die 
Bastille die II. Internationale gegründet. Nach 
Schluß des Kongresses zogen die Delegierten 
zum Massengrab der Kommunekämpfer von 
1871, die deutschen Vertreter auch zum Grab 
von Heinrich Heine und Ludwig Börne — der 
„Märtyrer der Freiheit und des Kosmopolitis-
mus", wie Liebknecht sagte.
Tatsächlich gehört jener Kongreß wohl zu den 
eindrucksvollsten in der Geschichte der Arbei-
terbewegung. Wir wissen, daß es noch einige 
ermutigende Kongresse gab, denen die Er-
nüchterung bald auf dem Fuß folgte. Warum? 
Wäre nicht manches anders gekommen, wenn 
die sozialdemokratischen Parteien weniger in 
großen Worten geschwelgt und sich mehr um 
die konkreten Möglichkeiten ihres gemeinsa-
men Handelns gekümmert hätten?

Die Internationale krankte nicht zuletzt dar-
an, daß den unterschiedlichen Bedingungen in 
den einzelnen Ländern nicht hinreichend 
Rechnung getragen wurde; so mußten die Er-
wartungen über gemeinsame Aktionen un-
realistisch sein.

Schon die Auseinandersetzung um die Gestal-
tung des 1. Mai 1890 waren symptomatisch: 
Die Deutschen wollten die Obrigkeit nicht pro-
vozieren und ihre gerade wiedererlangte Le-
galität nicht gefährden, während die französi-
schen Sozialisten sich zutrauten, ohne größe-
res Risiko auf die Straße zu gehen.

Der spätere Zusammenstoß zwischen Jaures 
und Bebel, von denen eben jeder auf seine 
Weise recht hatte, war dann auch weniger 
«in Streit um Strategie und Taktik als Aus-
fluß der unterschiedlichen Verhältnisse in den 
beiden Ländern. Dies zu wissen, sollte kein 
Hinderungsgrund sein, auch hier nach dem 
•Was-wäre-wenn" zu fragen. Was wäre also 
gewesen, wenn die sozialdemokratischen Par-
teien schon damals fähig gewesen wären, 
mehr als gemeinsame Resolutionen zu verab-
schieden?
Vermutlich fragen wir besser noch danach, 
was wir heute — zumal in Europa, aber auch 

weltweit — bewegen können und — um der 
Sicherung des Friedens willen — bewegen 
müssen.
Die großen Industrienationen sind heute — so-
gar ohne anerkannte ideologische Koexistenz 
— auf eine Weise zusammengerückt, wie es 
sich Bebel und Jaures noch niclit vorstellen 
konnten.
Für die sozialdemokratischen Parteien, die den 
gleichen Idealen huldigen, ergeben sich daraus 
neue Voraussetzungen, aber auch neue Ver-
pflichtungen.
Wenn es ein Wesensmerkmal des Godesber- 
ger Programms ist, für gesellschaftlichen Wan-
del offen zu sein, dann heißt dies heute auch: 
Die SPD muß alles daran setzen, um die so-
zialdemokratischen Parteien enger aneinander 
heranführen zu helfen.
Die eigene Geschichte hat uns gelehrt, daß wir 
in unserem politischen Handeln von den ge-
sellschaftlichen Verhältnissen ausgehen müs-
sen. Für Europa und die Internationale heißt 
das, und damit komme ich noch einmal auf 
den Sinn eines internationalen Programms: 
Wir sind aufgerufen, europäisch und weltweit 
mit allen Kräften zusammenzuwirken, die sich 
wie wir von den Grundwerten der Freiheit, 
der Gerechtigkeit und der Solidarität leiten 
lassen.
Wir sollten jedoch gewarnt sein, Modelle aus 
der Bundesrepublik oder aus dem Bestand der 
westeuropäischen Sozialdemokratie als Ex-
portartikel zu verstehen.
Dies eben ist nicht gemeint, wenn ich von 
der weltweiten Verantwortung der demokra-
tischen Sozialisten spreche.

Die deutsche Geschichte muß nicht noch ein-
mal eine verhängnisvolle Wende nehmen. 
Aber von nichts kommt nichts:
Wir müssen uns denen entgegenstellen, die 
geistigen Bürgerkrieg schüren.
Wir müssen uns nationalistischer Verirrung 
und Großmannssucht entgegenstemmen.
Wir müssen unserem Volk sagen, daß es sich 
durch ein Amalgam aus Pessimismus und 
Wertverlust weder blenden noch in die Irre 
führen lassen darf.
Grundsatztreue, Ausdauer, Zähigkeit, Einfalls-
reichtum werden uns weiterhin in hohem 
Maße abverlangt.
Und dabei wollen wir dann bitte immer noch 
einmal an den Satz denken, den uns August 
Bebel ins Stammbuch schrieb: „Im Kampf für 
Freiheit suche stets Dein Recht!"
Wir verstehen uns auch als die große deut-
sche Freiheitspartei, und so soll es bleiben.



















Horst Ueberhorst: Deutsche Turnbewegung und deutsche Geschichte.
Friedrich Ludwig Jahn und die Folgen

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 28/78, S. 3—15

Die vorliegende Arbeit versucht, die historische Bedeutung F. L. Jahns aufzuzeigen, 
dessen engeres Wirken (Leitung des Turnbetriebs auf der Hasenheide, Initiativen zur 
Gründung des Lützowschen Freikorps und der Burschenschaft) nur acht Jahre (v. 1811 
bis 1819) umfaßt, dessen Ideen aber das gesellschaftliche Leben Europas im 19. und 
20. Jhr. positiv und negativ beeinflußten. Die aus konservativ-revolutionärer Geistes-
haltung entwickelte Volkstumsidee Jahns fiel zur Zeit der Vorbereitung auf den Be-
freiungskrieg von 1813 auf fruchtbaren Boden. Der Sinn seines Turnbetriebs war die 
Pflege der Wehrertüchtigung und die einer vaterländischen Gesinnung. Die Volks-
tumsidee war anfangs noch mit einem Interesse für das Volkstum aller Völker ver-
bunden, verengte sich aber mit den Befreiungskriegen mehr und mehr und wurde zu 
einer Gefahr für die aus dem Geist der deutschen Klassik geborene Kulturstaatsidee. 
Nach der Befreiung des Vaterlandes erstrebten die Jahnschen Turner die Einheit 
Deutschlands. Das führte zu politischen Spannungen und zur Turnsperre (1820). Vor 
allem die Verbindung der Turner mir den Burschenschaften führte zur Auseinanderset-
zung mit der Restauration. Das Wartburgfest und die Mordtat Sands an Kotzebue hatten 
eine gefährliche Entwicklung des Turnens deutlich gemacht.
Nach Aufhebung der Turnsperre 1842 durch Friedrich Wilhelm IV. nahm die Turnbewe-
gung einen erneuten Aufschwung, spaltete sich aber 1848, als sie immer stärkere poli-
tische Bedeutung gewann. Die demokratischen Turner fochten während der Revolutions- 
jahre 1848/49 für die Verwirklichung ihrer Ideale. Nach der Niederwerfung des Volks-
aufstandes floh ein großer Teil der Turner ins europäische Ausland oder emigrierte in 
die Vereinigten Staaten. Dort gründeten sie erneut Turnvereine und versuchten, Einfluß 
auf das Gesellschaftsleben der USA zu gewinnen.
Die 1868 gegründete Deutsche Turnerschaft unterstützte nach der Reichsgründung 
Bismarcks innenpolitischen Kampf gegen die Sozialdemokratie. Für sie war Turnen 
primär Wehrerziehung im Sinne Jahns und der Krieg von 1870/71 Bewährungsprobe für 
turnerische Zucht. Der 1893 aus Protest gegen diesen in der DT herrschenden Geist 
gegründete Arbeiter-Turnerbund verfocht die Prinzipien der sozialen Gerechtigkeit und 
des demokratischen Fortschritts.
Die Auseinandersetzungen dauern bis zum Ersten Weltkrieg, werden während des Krieges 
eingestellt und flammen nach Kriegsende erneut auf. Die DT richtet sich an einem 
idealisierten Jahnbild wieder auf. Neuendorff führt sie ins Dritte Reich, wo sie sich frei-
willig auflöst und im Deutschen Reichsbund für Leibesübungen aufgeht. Der Arbeiter- 
Turn- und Sportbund, der sich kritisch mit Jahn auseinandersetzte, wird 1933 gewalt-
sam aufgelöst. Nach dem Zusammenbruch 1945 setzt der Deutsche Sportbund, 1950 ge-
gründet, einen Neubeginn mit demokratischen Prinzipien. — Im letzten Teil der Arbeit 
wird auf die Ausbreitung der Turnbewegung, zu der Jahn den Anstoß gab, in Europa, 
Nord- und Südamerika und Asien hingewiesen.

Hans-Christian Harten: Jugendarbeitslosigkeit in der Europäischen Gemeinschaft
Aus Politik und Zeitsgeschichte, B 28/78, S. 16—27

In wachsendem Maße werden Jugendliche aus dem Arbeitsmarkt hinausgedrängt; seit 
langem schon tragen sie in vielen Industrieländern ein überproportionales Arbeitslosig-
keitsrisiko, das sich in der jüngsten internationalen Wirtschaftskrise noch auf drama-
tische Weise verschärft hat. In der EG hat der Anteil der Jugendlichen an allen Arbeits-
losen 1977 37,4 Prozent erreicht. Dieser Anteil liegt in einigen Staaten noch höher — für 
die älteren Arbeitnehmer besteht hier praktisch Vollbeschäftigung. Die Gründe für diese 
besonders hohe Betroffenheit Jugendlicher von Arbeitslosigkeit sind vielfältig: sie liegen 
in arbeitsrechtlichen Regelungen, die Jugendliche auf dem Arbeitsmarkt benachteiligen, 
in bestimmten personalpolitischen Strategien der Betriebe, die — ungewollt — Jugend-
liche treffen, in mangelnden beruflichen und betrieblichen Erfahrungen Jugendlicher, die 
im Zustand allgemeinen Arbeitsplatzmangels ihre Einstellungschancen herabsetzen, u. a.
Die Maßnahmen, die bisher in den verschiedenen Ländern ergriffen worden sind, werden 
der Situation in keiner Weise gerecht. Sie verschieben und verdecken die Probleme, wie 
dies vor allem für die meisten bildungspolitischen Maßnahmen gilt, sind zu wenig auf 
die Schaffung von Arbeitsplätzen für Jugendliche ausgerichtet und bleiben allein in 
quantitativer Hinsicht völlig unzulänglich. Die unzureichende finanzielle Ausstattung des 
Europäischen Sozialfonds (für die die Bundesrepublik mitverantwortlich ist) verhindert 
darüber hinaus eine angemessene, koordinierte Reaktion auf die regionalen Dimensio-
nen der Jugendarbeitslosigkeit. Aufgrund der andauernden Arbeitsplatzknappheit, der 
demographischen Entwicklung (in den meisten Ländern der EG verlassen in den näch-
sten Jahren geburtenstarke Jahrgänge die Schulen) und des geringen Umfangs staat-
licher Maßnahmen muß mit einer Fortdauer, wenn nicht Verschärfung der Arbeitsmarkt-
probleme Jugendlicher gerechnet werden.


	Deutsche Turnbewegung und deutsche Geschichte. Friedrich Ludwig Jahn und die Folgen
	Jugendarbeitslosigkeit in der europäischen Gemeinschaft
	I. Strukturelle Jugendarbeitslosigkeit in der EG 
	II. Förderungseinrichtungen in den einzelnen Ländern 
	III. Zur Situation in den einzelnen Ländern — Ein Überblick über die wichtigsten Daten <fussnote> Die Daten sind entnommen aus: Kommission der EG (Anm. 2); EUROSTAT, Statistisches Telegramm (monatliche Statistik zur Arbeitslosigkeit); Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft, Beschäftigungsprobleme Jugendlicher in ausge-wählten Ländern, Bonn 1975; Europäisches Zentrum ... (Anm. 9); dass., Berufswahl und Motivation von Jugendlichen, Typoskript Berlin 1977. Die Bundesrepublik habe ich ausgeklammert; s. dazu Harten (Anm. 1). </fussnote> 

	Zum 100. Jahrestag des „Gesetzes gegen die gemeingefährlichen Bestrebungen der Sozialdemokratie" 351 Reichs-Gesetzblatt.
	Dokumentation 
	I. 
	II. 
	III. 
	IV. 
	V. 
	IV. 
	$3. Selbständige Kasfenvereine (nicht eingeschriebene), welche nac ihren Sta, tuten bie gegenseitige LInterstüung ihrer Mitglieder bezwecen, sind im Falle des Reids Gesetbt. 1878. C 7 
	Kußgegeben zu Berlin ben 22. Oftober 1878.


